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V orwort des Herausgebers 

In dieser Schrift sind die Referate abgedruckt, die dem Ausschuß zum 
Vergleich von Wirtschaftssystemen auf seiner Tagung in Loccum am 
5. und 6. Oktober 1972 vorgelegen haben. Entsprechend den Gepflogen-
heiten des Ausschusses sind die Texte von den einzelnen Autoren unter 
Verwendung der Gesichtspunkte, die in den Diskussionen vorgetragen 
wurden, überarbeitet worden. 

Ursprünglich war vorgesehen, auf der Loccumer Tagung in verglei-
chender Absicht ein thematisch breiteres Spektrum struktur-, stabilitäts-
und beschäftigungspolitischer Probleme in verschiedenen Wirtschafts-
systemen zu analysieren. Vor allem die unterschiedlichen Techniken, 
die der praktischen Wirtschaftspolitik jeweils zur Verfügung stehen, 
sollten einander gegenübergestellt werden. Die Knappheit der Res-
sourcen, die gerade den Mitgliedern des Ausschusses deswegen beson-
ders bewußt ist, weil sie sich für die Allokationsaspekte politischen Han-
delns verstärkt interessieren, zwang jedoch dazu, sich auf einige wenige 
Punkte zu konzentrieren. 

Die Arbeit von Hans-Rudolf Peters wendet sich besonders den Zielen 
und Mitteln der sektoralen Wirtschaftspolitik zu und stützt sich in ihren 
empirischen Teilen auf die Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland und das zentralverwaltungswirtschaftliche System der 
DDR. Nach seiner Ansicht spielt die sektorale Strukturpolitik in zentral-
verwaltungswirtschaftlichen Systemen eine dominierende Rolle in der 
Wirtschaftspolitik, während ihr in marktwirtschaftlich orientierten 
Systemen nur eine ergänzende Funktion im Hinblick auf die ungleich 
wichtigere Wettbewerbs- und Konjunkturpolitik zukommt. 

Nach dieser mehr wirtschaftstypologischen Einleitung wenden sich die 
nächsten beiden Aufsätze empirischen Aspekten zentralverwalteter 
Systeme zu. In einer Analyse der Branchenstruktur der sowjetischen 
Wirtschaft, die sich der historischen Kategorie des Reifegrades von 
Volkswirtschaften bedient, stellt Jifi Slama fest, daß diese überwiegend 
gleiche Strukturverschiebungen wie die bundesdeutsche aufweist. Unter-
schiede in der Strukturentwicklung beider Länder führt Slama vor 
allem auf das unterschiedliche Entwicklungsniveau und auf unterschied-
liche Wachstumstempi zurück. Jifi Kosta wendet seine Aufmerksam-
keit der Beschreibung der Beschäftigungsstruktur in der Sowjetunion, 
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6 Vorwort des Herausgebers 

der DDR und der Tschechoslowa:kei zu und analysiert die in diesen 
Ländern betriebene Politrk der Planung und Lenkung der Arbeitskräfte. 
Er bemerkt, daß die gegenwärtigen Reformentwicklungen in den ge-
nannten Staaten nicht als prinzipielle Abkehr vom zentral-admini-
strativen Lenkungssystem angesehen werden können. Als besondere 
Gesichtspunkte der gegenwärtigen Beschäftigungssituation hebt er die 
extrem hohen Erwerbsquoten und Auslastungskoeffizienten des Ar-
beitskräftepotentials, die Neigung der Betriebe :mlm "Horten" von Ar-
beitskräften und die noch immer beachtlichen Anteile der Agrarbeschäf-
tigung hervor. 

Die bisher noch relativ selten untersuchten stabilitätspolitischen Pro-
bleme zentralverwaltungswirtschaftlicher Systeme sind Gegenstand der 
Arbeit von Bernhard Schwarz. In der ökonomischen Literatur der Ost-
blockländer wird bis in die Gegenwart hinein in Abrede gestellt, daß 
Inflations- oder Deflationsphänomene in diesen Wirtschaftssystemen 
auftreten können. Schwarz zeigt jedoch, daß bei der für sozialistische 
Systeme typischen Entscheidungszentralisierung und Reduktion markt-
licher Organisationselemente das Entstehen einer fortdauernden über-
nachfrage nach Produktionsmitteln und Konsumgütern nicht vermieden 
werden kann. 

Der Herausgeber hat die angenehme Aufgabe, den Referenten der 
Loccumer Tagung für ihre Ausarbeitungen namens aller Mitglieder 
des Ausschusses zu danken. Besonders verpflichtet ist er den Herren 
Dr. Manfred Kern und Dipl.-Hdl. Ulrich van Lith, die die Tagung vor-
bereitet und die Mühen des Korrekturlesens übernommen haben. 

Christian W atrin, Kö~n 
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Die Problematik der sektoralen Strukturpolitik 
in alternativen Wirtschaftssystemen 

Von Hans-Rudolf Pete'rs, Olden!burg 

I. Zur Begriffsklärung 

Der Begriff "Strukturpolitik" wird von Theoretikern und Praktikern 
der Wirtschaftspolitik sowohl in zentralverwaltungswirtschaftlich als 
auch in marktwirtschaftlich orientierten Systemen verwandt. Allerdings 
stimmen weder die Vertreter der alternativen Wirtschaftssysteme noch 
die verschiedenen Autoren des gleichen Systems darin überein, welche 
wirtschaftspolitischen Tatbestände als strukturpolitisch bezeichnet wer-
den sollen. Der Begriffswirrwarr beginnt bereits bei der Interpretation 
der Begriffe "Struktur" und "Strukturwandel ", wie Machlup drastisch 
zeigt1. Wird ein Terminus, der sich des schillernden Strukturbegriffs 
bedient, benutzt, muß also stets unmißverständlich gesagt werden, was 
im jeweiligen Falle darunter verstanden wird. Ausgehend von der An-
nahme, daß eine ökonomische Strukturpolitik die unmittelbare Ge-
staltung oder die mittelbare Beeinflussung von wirtschaftlichen Struk-
turen zum Gegenstand hat, müssen zunächst die Begriffe "Struktur", 
"ökonomische Strukturen" und "Strukturwandel" und der darauf basie-
rende Begriff "sektorale Strukturpolitik" definiert werden. 

Strukturen drücken das jeweilige Verhältnis der Glieder zum Gan-
zen und zueinander aus. Beispielsweise ist die Branchenproduktions-
struktur einer Volkswirtschaft charakterisiert durch die Arten der 
Branchenproduktionen und die Produktionsanteile der einzelnen Wirt-
schaftszweige an der Gesamtproduktion sowie durch die Art und das 
Ausmaß der Verbindung der Branchenproduktionen untereinander. 

Die Gesamtwirtschaft und die Wirtschaftszweige lassen sich unter 
mehreren Aspekten in Teile aufspalten, wodurch die verschiedenen 
ökonomischen Strukturen entstehen. Bei der sektoralen Strukturpolitik 
sind hauptsächlich folgende ökonomische Strukturen Gegenstand struk-
turpolitischer Aktivitäten: 

- Branchenplanungsstruktur (Art und Verhältnis zentraler und dezentraler 
Prozeßplanung in den Branchen) 

1 Vgl. Fritz Machlup: Structure and Structural Change: Weaselwords and 
Jargon. In: Zeitschrift für Nationalökonomie, Bd.18 (1958), S. 280 ff. 
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10 Hans-Rudolf Peters 

- Branchenkontrollstruktur (Art und Umfang von Markt- und Wettbewerbs-
kontrolle sowie öffentlicher Branchenkontrolle) 

- Branchenbesitzstruktur (Art und Anteil öffentlichen und privaten Unter-
nehmensbesitzes in den Branchen) 

- Branchenproduktionsstruktur (in ihrer volkswirtschaftlichen und jewei-
ligen brancheninternen Gliederung) 

- Branchenmarktstruktur (Marktformenstruktur, offene oder geschlossene 
Branchenmärkte) 

- Branchenbetriebsgrößen- und -unternehmensgrößenstruktur (optimale 
Branchenbetriebs- und -unternehmens größe, Branchenkonzentration, Mit-
telstandsprobleme) 

- Brancheneinkommensstruktur (Probleme sektoraler Einkommensvertei-
lung, Brancheneinkommensparitäten) 

- Branchenabsatzstruktur (Branchenmarktanteile großer, mittlerer und 
kleiner Unternehmen) 

- Branchenbeschäftigtenstruktur (Probleme der Lenkung und Umsetzung 
von Arbeitskräften in und zwischen den Branchen) 

- Branchenforschungsstruktur (Art und Anteil öffentlicher und privater 
Forschungsfinanzierung in den Branchen) 

In einer unvollkommenen Marktwirtschaft2 vom Muster der Bundes-
republik Deutschland, in der Branchenstrukturprobleme vorwiegend 
nur reaktive strukturpolitische Aktivitäten auslösen, stehen die Bran-
cheneinkommens-, Branchenbeschäftigten-, Branchenbetriebs- und -un-
ternehmensgrößenstruktur sowie die Branchenmarktstruktur im Mittel-
punkt sektoraler Strukturpolitik. Dagegen richtet sich die sektorale 
Strukturpolitik einer unvollkommenen Zentralverwaltungswirtschaft' 

2 Eine vollkommene Marktwirtschaft ist dadurch charakterisiert, daß nur 
die Pläne vieler Einzelwirtschaften, die allein durch den Markt koordiniert 
werden, für den Wirtschaftsprozeß und die längerfristige Wirtschaftsentwick-
lung bestimmend sind. Weder der Staat noch irgendwelche Machtgruppen 
beeinflussen das Wirtschaftsgeschehen. Auf den Märkten herrscht überall die 
Marktform der vollständigen Konkurrenz. In einer unvollkommenen Markt-
wirtschaft werden die dominierenden Pläne der Einzelwirtschaften primär 
marktmäßig über freie Preise koordiniert. Allerdings werden Angebot und 
Nachfrage in gewissen Enklaven staatlicher Betätigung - wie z. B. auf dem 
Sektor der Infrastruktur, des Post- und Fernmeldewesens, des Verkehrs -
durch administrative Planung und staatliche Preisfestsetzung aufeinander 
abgestimmt. Ferner ist eine unvollkommene Marktwirtschaft in der Regel mit 
gruppenwirtschaftlichen Elementen durchsetzt, die - wie z. B. Kartelle oder 
mächtige Konzerne - die Marktkoordinierung zu ihren eigennützigen Zwek-
ken verfälschen. Vgl. Hans-Rudolf Peters: Ordnungstheoretische Ansätze zur 
Typisierung unvollkommener Wirtschaftsordnungen. In: Hamburger Jahrbuch 
für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 18. Jahr (1973), S. 47 ff.; ferner 
derselbe: Hauptsächliche Determinanten von Wirtschaftsordnungen. In: Zeit-
schrift für Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften (Schmollers Jahr-
buch), 93. Jg. (1973), S. 385 ff. 

a In einer vollkommenen Zentralverwaltungswirtschaft ist alleiniges Pla-
nungssubjekt eine Zentralstelle, die für alle Wirtschaftseinheiten das Plansoll 
der Produktion und Leistung vorschreibt, die Handlungen der Betriebe durch 
Plananweisung koordiniert sowie den Haushaltungen vermittels eines Ratio-
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Die Problematik der sektoralen Strukturpolitik 11 

vom Muster der Sowjetunion ganz eindeutig auf die Branchenproduk-
tionsstruktur. Von Zeit zu Zeit erfolgt auch eine Veränderung der 
branchenmäßigen Planungs- und Kontrollstruktur. Bisher sind im Zuge 
von Wirtschaftsreformen in der UdSSR einmal mehr der Zentralpla-
nungsinstanz und dann wieder mehr den mittleren Planungsinstanzen 
(Industrieministerien, regionale Volkswirtschaftsräte) die Hauptpla-
nungs- und Kontrollbefugnisse eingeräumt worden. 

Sowohl Wirtschaftswachstum als auch Wirtschaftsschrumpfung sind 
regelmäßig von Strukturwandlungen sektoraler (branchenmäßiger) und 
regionaler Art begleitet. Nach Wagemann sind Strukturwandlungen 
einmalige Veränderungen, die abrupt (z. B. als Entwicklungsbruch durch 
kriegerische Ereignisse) oder stetig vor sich gehen und deren Trend 
irreversibel ist4• Eine einmalige kontinuierliche Strukturveränderung, 
die sich in der Entwicklung als Wachstum oder Rückbildung abzeichnet, 
kommt zu einem bestimmten Zeitpunkt zwar zum Stillstand, birgt aber 
keine Kräfte in sich, die den Trend der Aufwärts- oder Abwärtsbe-
wegung umkehren. Im Gegensatz dazu sammeln konjunkturelle Be-
wegungen in jeder Konjunkturphase Kräfte an, die zumindest ein sam-
tes übergleiten in eine neue Konjunkturstufe und gelegentlich auch ein 
abruptes Drängen in eine konjunkturelle Krise bewirken. Dieser Prozeß 
dauert solange an, bis der Konjunkturzyklus mit der Abschwungphase 
oder gar einer Depression abgeschlossen ist und mit der konjunkturellen 
Aufschwungphase ein neuer Zyklus beginnt. In der Realität ist es aller-
dings oft schwer zu erkennen, ob es sich um kurzfristige Konjunktur-
schwankungen oder um längerfristige Strukturwandlungen handelt. 
Widerholte Konjunkturausschläge, die vornehmlich in eine bestimmte 
Richtung gehen, können zum Strukturwandel führen. 

Fast alle wirtschaftspolitischen Maßnahmen wirken in irgendeiner 
Weise, d. h. bewußt und gewollt oder unbewußt und ungewollt von den 

nierungssystems die Konsumgütermengen und Gebrauchsgüter zuteilt. Die 
Zentralstelle verfügt über ein Monopol auf allen Gebieten der Güter- und 
Dienstleistungserzeugung sowie -verteilung. Eine unvollkommene Zentral-
verwaltungswirtschaft ist dadurch gekennzeichnet, daß die Zentralinstanz -
die sich zur Aufstellung des Volkswirtschaftsplanes eines hierarchisch geglie-
derten Planungsapparates bedient - das Wirtschaftsgeschehen dominant be-
stimmt. Daneben verfolgen aber auch die Staatsangehörigen individuelle 
Wirtschaftspläne auf Teilsektoren, wie z. B. in der Konsumsphäre, bei der 
Berufs- und Arbeitsstättenwahl oder für einen ftächenmäßig kleinen Rest 
von Privatland. Eindeutig dominierendes Koordinierungsmittel ist die Plan-
anweisung, die allerdings auf den beispielhaft genannten und anderen be-
grenzten Bereichen nicht gilt, sondern durch Koordinierungselemente anderer 
Art - wie z. B. freien Konsumgutkauf, Anstellungsverträge und Marktver-
kauf - ersetzt ist. Vgl. Hans-Rudolf Peters: Ordnungstheoretische An-
sätze zur Typisierung unvollkommener Wirtschaftsordnungen, a. a. 0., 
S. 47 ff.; ferner derselbe: Hauptsächliche Determinanten von Wirtschafts-
ordnungen, a. a. 0., S. 385 ff. 

4 Vgl. Ernst Wagemann: Konjunkturlehre, Berlin 1928, S.45. 
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12 Hans-Rudolf Peters 

Trägern der Wirtschaftspolitik, auf ökonomische Strukturen ein. Bei-
spielweise beeinflussen Maßnahmen zur Stärkung oder Reduzierung 
des Wettbewerbs meist die Marktformenstruktur und möglicherweise 
die Einkommens- und Absatzstruktur von Wirtschaftszweigen. Auch 
eine konjunkturelle Maßnahme wie z. B. eine kreditpolitische Diskont-
änderung, kann strukturändernd wirken. Schränken z. B. die Kredit-
nachfrager kapitalintensiver Wirtschaftszweige ihre Investitionen in-
folge einer Diskonterhöhung stark ein, so ändert sich eventuell nicht 
nur die Produktionsstruktur dieser Branche, sondern auch die Absatz-
struktur deren Zulieferindustrien. Letztlich hat also die globale kredit-
politische Maßnahme, die primär das Geld- und Kreditvolumen kurz-
fristig ändern wollte, auch langfristige Änderungen der Branchenstruk-
tur bewirkt oder zumindest eingeleitet. Nach Meinhold gibt es "schlecht-
hin keine strukturneutrale Wirtschaftspolitik"5. Deshalb sollte man von 
Strukturpolitik nur sprechen, wenn ökonomische Strukturen bewußt 
und gewollt wirtschaftspolitisch beeinflußt oder gestaltet werden. 

Nach diesen Vorklärungen ist es möglich, den Begriff "sektorale 
Strukturpolitik", unabhängig vom jeweiligen Wirtschaftssystem, zu de-
finieren. 

Die sektorale Strukturpolitik umfaßt alle Maßnahmen, die staatliche 
Instanzen bewußt und gewollt zu dem Zweck ergreifen, Strukturwand-
lungen innerhalb von und zwischen Wirtschaftszweigen in einer Ge-
samtwirtschaft auszulösen, zu verstärken, abzuschwächen, zu unter-
binden oder Branchenstrukturen mittelbar zu beeinflussen oder unmit-
telbar zu gestalten. 

Ökonomische Strukturen von Wirtschaftszweigen (Branchenstruk-
turen) können durch indikative Planung (z. B. sektorale Programmie-
rung) oder indirekte wirtschaftspolitische Maßnahmen beeinfiußt und 
durch imperative Planung, sektorale Sonderordnungen strukturbestim-
mender Art oder direkte strukturpolitische Eingriffe gestaltet werden. 

11. Die Stellung der sektoralen Strukturpolitik 
im System der Wirtschaftspolitik 

Bekanntlich läßt sich die Wirtschaftspolitik unter verschiedenen 
Aspekten in Teilpolitiken aufspalten. In der Regel wird so vorge-
gangen, daß die wirtschaftspolitischen Maßnahmen anhand bestimmter 
Einteilungskriterien - vornehmlich dem Ansatzpunkt, dem Sachbe-
reich, der Eingriffsintensität, der Zielrichtung sowie der Ordnungs-

5 Helmut Meinhold: Strukturwandlungen als Problem der Wirtschafts-
politik. In: Strukturwandlungen einer wachsenden Wirtschaft. Schriften des 
Vereins für Socialpolitik, N. F. Bd. 30/lI, Berlin 1964, S. 1066. 
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Die Problematik der sektoralen Strukturpolitik 13 

und Systemrelevanz - zu Maßnahmegruppen, d. h. zu bestimmten 
Teilwirtschaftspolitiken, zusammengefaßt werden. Um die Stellung 
der sektoralen Strukturpolitik im System der Gesamtwirtschaftspolitik 
aufzuzeigen, ist es zweckmäßig, als Kriterien den Ansatzpunkt und den 
Sachbereich wirtschaftspolitischer Maßnahmen zugrundezulegen und zu 
kombinieren. 

Ansatzpunkte der Wirtschaftspolitik können die Gesamtwirtschaft, 
bestimmte Wirtschaftssektoren, bestimmte Regionen oder einzelne Wirt-
schaftseinheiten (Betriebe, Unternehmen) sein. Sachbereiche der Wirt-
schaftspolitik sind die wirtschaftlichen Ordnungen, die Wirtschafts-
strukturen und die Wirtschaftsprozesse. 

Wirtschaftliche Ordnungen sind regelmäßig langfristig angelegt, wäh-
rend die wirtschaftspolitische Gestaltung oder Beeinflussung von Wirt-
schaftsstrukturen meist auf mittelfristige und von Wirtschaftsprozessen 
auf kurzfristige Zeiträume hin berechnet sind. Die Grenzen zwischen 
den Gruppen wirtschaftspolitischer Maßnahmen, die Wirtschaftsstruk-
turen oder Wirtschaftsprozesse gestalten bzw. beeinflussen sollen, sind 
manchmal fiießend, insbesondere, weil oft kurzfristige prozeßpolitische 
Maßnahmen durch mehrmalige Verlängerung strukturgestaltenden 
Charakter annehmen können. Als Beispiel kann die Heizölsteuer gelten, 
deren befristete Geltungsdauer mehrmals verlängert wurde, um dem 
Steinkohlenbergbau in der Bundesrepublik Deutschland eine längere 
Anpassungszeit an den Strukturwandel auf dem Energiemarkt zu ver-
schaffen. In der Mehrzahl der Fälle läßt sich jedoch von vornherein 
erkennen, ob die Wirtschaftspolitik auf die längerfristige Entwicklung 
und das Wachstum von Wirtschaftszweigen oder lediglich auf die Be-
hebung kurzfristrger Branchenprobleme gerichtet ist. 

Ordnungspolitische Regelungen wirken bekanntlich mehr oder weni-
ger auf die Strukturen der Wirtschaft ein. Die für eine Marktwirtschaft 
jeweils konstitutive allgemeine Ordnungspolitik schafft auf der Grund-
lage bestimmter Ordnungsprinzipien - wie z. B. dem Wettbewerbs-
prinzip und der Gewerbefreiheit - einen Ordnungsrahmen, innerhalb 
dessen sich die Wirtschaftsprozesse in freier Entscheidung der einzel-
nen Wirtschaftssubjekte vollziehen und sich die Wirtschaftsstrukturen 
als Ergebnis des arbeitsteiligen Wirtschaftsgeschehens herausbilden. Der 
gesamtwirtschaftliche Ordnungsrahmen konkreter Marktwirtschaften 
schließt zwar in der Regel die Bildung bestimmter ökonomischer Struk-
turen aus bzw. erschwert deren Entstehung, läßt aber dennoch die 
Bildung vielfältiger Strukturformen meist zu. Eine funktionsfähige 
marktwirtschaftliche Ordnungen verhindert oder erschwert zumindest 
Monopolbildungen, schmälert aber regelmäßig kaum die breite Palette 
der Marktformen, die aus Wettbewerbsprozessen auf den konkreten 
Märkten hervorgehen können. 
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16 Hans-Rudolf Peters 

Bei der allgemeinen Ordnungspolitik steht die Absicht im Vorder-
grund, eingriffsfreie Freiheitsspielräume und freie Entfaltungsmöglich-
keiten, die nicht durch erdrückende ökonomische Macht eingeengt wer-
den, für alle Staatsbürger zu schaffen. Deshalb unterbindet die allge-
meine Ordnungspolitik Strukturbildungen, welche die Freiheiten und 
damit die Wahlmöglichkeiten der Wirtschaftssubjekte verkleinern. 

Sektorale Sonderordnungen meist wettbewerbsmindernder Art für 
bestimmte Wirtschaftszweige sind in ihrem Kern nicht "Rahmenpoli-
tik", weil sie in der Regel nicht allgemeine Freiheitsspielräume sichern 
wollen. Im Gegenteil sind wettbewerbsmindernde Branchenordnungen 
oft so gestaltet, daß sie die Freiheitssphären anderer Wirtschaftszweige, 
der Konsumenten oder der Steuerzahler vermindern. Erfahrungsgemäß 
benutzen die politisch-staatlichen Instanzen sektorale Sonderordnungen 
vorwiegend dazu, bestimmte Branchenstrukturen - insbesondere die 
sektorale Einkommensstruktur - zugunsten bestimmter Gruppen zu 
beeinflussen oder zu gestalten. So sind beispielsweise die Agrarmarkt-
ordnungen als Anbieterschutzordnungen ganz eindeutig darauf gerich-
tet, die Einkommenstruktur zugunsten der Produzenten landwirtschaft-
licher Marktordnungsprodukte zu beinfiussen. Auch die spezielle Wett-
bewerbsregelung im Güterverkehr dient vornehmlich dazu, die Pro-
duktions- und Einkommensstruktur im Verkehr und die Aufgaben-
teilung zwischen den Verkehrszweigen zu beeinflussen. Zweifellos wer-
den die Produktions-, Betriebsgrößen- und Einkommensstrukturen 
sowohl der Landwirtschaft als auch des Güterverkehrs weitaus stärker 
von den wettbewerbsdämpfenden Sonderordnungen für ihren jewei-
ligen Bereich als von strukturpolitischen Detailmaßnahmen, wie z. B. 
Flurbereinigung, Höfeaussiedlung oder Förderung des kombinierten 
Verkehrs, geprägt. 

Sektorale Sonderordnungen dienen in der Regel strukturpolitischen 
Zielen, wirken zumeist strukturbestimmend auf Branchenrelationen 
und gehören deshalb primär zu den Instrumenten der sektoralen Struk-
turpolitik. Eine Einordnung wettbewerbsmindernder Sonderordnun-
gen für einzelne Wirtschaftszweige in die Ordnungspolitik sollte des-
halb unterbleiben. 

III. Die Stellung der sektoralen Strukturpolitik in den 
wirtschaftspolitischen Konzeptionen der politisch-staatlichen Führungen 

Im folgenden soll anhand der wirtschaftspolitischen Konzeptionen 
der politisch-staatlichen Führungen in der Bundesrepublik Deutschland 
(BRD) und in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) die unter-
schiedliche Stellung und Bedeutung der sektoralen Strukturpolitik in 
alternativen Wirtschaftssystemen aufgezeigt werden. 
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Die Problematik der sektoralen Strukturpolitik 17 

Zunächst muß jedoch der Begriff "wirtschaftspolitische Konzeption" 
geklärt werden. Anknüpfend an die Arbeiten von Pütz und Schacht-
schabel8 läßt sich dieser Begriff wie folgt definieren: Eine wirtschafts-
politische Konzeption ist eine rationale Verknüpfung und Zusammen-
fassung von allgemein und langfristig bedeutsamen Zielen, Grundsätzen 
und Methoden der Wirtschaftspolitik zu einem Leitbild, an dem sich die 
Handlungen der wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger zu orien-
tieren haben. 

1. Die Rolle der sektoralen Strukturpolitik in einer 
marktwirtschaftlichen Konzeption vom Muster der BRD 

Die wirtschaftspolitische Konzeption der politisch-staatlichen Führung 
in der BRD, die hauptsächlich von der jeweiligen Bundesregierung und 
den die Regierung im Parlament tragenden Parteien geprägt wird, ist 
meist als "Soziale Marktwirtschaft" charakterisiert worden. Nach 
Müller-Armack verbindet sich in der Konzeption der Sozialen Markt-
wirtschaft "das Prinzip der Freiheit auf dem Markte mit dem des 
sozialen Ausgleichs"7. Das Programm der Sozialen Marktwirtschaft 
kann nach Watrin verstanden werden, "als Versuch, die soziale Ge-
rechtigkeit zu verbessern, ohne die persönliche Freiheit oder die Lei-
stungsfähigkeit eines wettbewerblich organisierten ökonomischen und 
politischen Prozesses zu gefährden"s. 

Beginnend mit der Großen Koalition 1966 erfolgte eine gewisse ord-
nungspolitische Akzentverschiebung, und zwar in Richtung auf eine 
"Globalgesteuerte Marktwirtschaft". Das Konzept dieser "neuen" Wirt-
schaftspolitik basiert - nach Karl Schiller - auf der "Notwendigkeit 
einer sinnvollen Synthese zwischen dem Freiburger Imperativ des 
Wettbewerbs und der keynesianischen Botschaft der Steuerung der 
effektiven Gesamtnachfrage"v. Dem "Grundgesetz des Wettbewerbs", 

6 Vgl. Theodor Pütz: Die wirtschaftspolitische Konzeption. In: Wirtschafts-
fragen der freien Welt. Festschrift zum 60. Geburtstag von Ludwig Erhard. 
Frankfurt/M. 1957, S. 42 ff.; derselbe: Die wirtschaftspolitische Konzeption. 
In: Zur Grundlegung wirtschaftspolitischer Konzeptionen. Schriften des 
Vereins für Socialpolitik, N. F. Bd.18, Berlin 1960, S. 9 ff.; Hans G. Schacht-
scha be l: Wirtschaftspolitische Konzeptionen. Stu ttgart-Berlin-Köln-Mainz 
1967, S. 13 ff. 

7 Alfred MüHer-Armack: Soziale Marktwirtschaft. In: Handwörterbuch der 
Sozialwissenschaften, Bd.9 (1956), S.390. 

S Christian Watrin: Thesen zum Programm der Sozialen Marktwirtschaft. 
In: Cassel-Gutmann-Thieme (Hrsg.): 25 Jahre Marktwirtschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland. Konzeption und Wirklichkeit. Stuttgart 1972, S. 2l. 

9 Karl Schiller: Vortrag, gehalten im Schweizerischen Institut für Auslands-
forschung in Zürich am 6. Februar 1967. Abgedruckt in: BMWi-Texte: Reden 
zur Wirtschaftspolitik, Bd. 1, S.49. 

Schiller will damit ausdrücken, daß die Freiburger Schule der National-

2 Schriften d. Vereins f. Soc1alpoUtlk 76 
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18 Hans-Rudolf Peters 

wie das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen von 1957 oft ge-
nannt wird, wurde ein "Grundgesetz der Globalsteuerung" in Form 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft von 1967 an die Seite gestellt. Die Konjunkturpolitik wurde 
damit zu einer systematischen und permanenten Globalsteuerung, die 
sich auch indikativer Planungsinstrumente zur Beeinflussung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung (wie z. B. globale Zielprojektionen) 
bedient, ausgebaut. 

Die gegenwärtige wirtschaftspolitische Konzeption der politisch-staat-
lichen Führung in der BRD setzt sich aus drei Komponenten zusammen, 
und zwar aus lO : 

- Politik zur Sicherung und Stärkung der Marktwirtschaft 
(insbesondere Wettbewerbspolitik) 

- Globalsteuerung (Konjunkturpolitik) 

- Strukturpolitik (sektorale und regionale Strukturpolitik) 

Nach Auffassung der politisch-staatlichen Führung in der BRD 
können Stabilität und Wachstum der Wirtschaft als ökonomische Grund-
lagen auch des sozialen Fortschritts nur im Rahmen einer funktions-
fähigen marktwirtschaftlichen Ordnung, die gleichzeitig ein hohes Maß 
an Freiheit sichert und zum Funktionieren der freiheitlichen Demokra-
tie beiträgt, dauerhaft verwirklicht werden. Deshalb wird eine wichtige 
Aufgabe der Wirtschaftspolitik darin gesehen, "die marktwirtschaft-
lich freiheitliche Ordnung zu stärken"u. 

Die wesentlichen Elemente der Marktwirtschaft sind die Ordnung 
der Märkte durch den Wettbewerb, freie Marktpreisbildung und offener 
Zugang zu den Märkten. Alle drei Komponenten lassen sich unter den 
Oberbegriff "Marktfreiheit" subsumieren. Marktfreiheit setzt unter 
anderem Gewerbefreiheit, Konsumfreiheit und Freiheit der Standort-
und Arbeitsplatzwahl voraus. 

Die wirtschaftspolitischen Instanzen sehen die zentrale Aufgabe einer 
Politik zur Sicherung der Marktfreiheit in der Herstellung und Siche-
rung eines "funktionsfähigen Wettbewerbs", der die Leistung der 
einzelnen Wirtschaftssubjekte stimuliert, die einzelwirtschaftlichen In-
teressen koordiniert und wirksam kontrolliert, das Marktangebot auf 

ökonomie (Neo-Liberalismus) den Befehl zum Wettbewerb (Wettbewerb als 
Aufgabe) in den Mittelpunkt ihrer wirtschaftspolitischen Konzeption gestellt 
hat. Die keynesianische Botschaft (sogenannt nach der Lehre des englischen 
Nationalökonomen John Maynard Keynes) beinhaltet die Aufforderung an 
den Staat, aktiv die großen volkswirtschaftlichen Kreislaufgrößen, vornehm-
lich die Gesamtnachfrage zu steuern. 

10 Vgl. Jahresberichte der Bundesregierung 1969, (S. 237 11.); 1970 (.S. 257 f.). 
U Jahresbericht der Bundesregierung 1969, S. 237. 
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Die Problematik der sektoralen strukturpolitik 19 

die Nachfrage abstimmt und die Ressourcen in die jeweils volkswirt-
schaftlich ergiebigsten Verwendungen lenkt. 

Die Wettbewerbspolitik soll den Wettbewerb schützen, indem sie 
wettbewerbsbeschränkende Kartelle verhindert, Wettbewerbshemm-
nisse im wirtschaftsrelevanten Recht abbaut, wettbewerbsgefährdende 
Unternehmenskonzentration präventiv (z. B. durch Fusionskontrolle) 
eindämmt und wirtschaftliche Macht wirksam kontrolliert. 

Nach Auffassung der politisch-staatlichen Führung in der BRD "muß 
der Marktmechanismus durch eine vorausschauende, systematische Po-
litik der globalen Steuerung der großen Aggregate des Wirtschaftsab-
laufs ergänzt werden", weil ihres Erachtens "nur mit Hilfe einer be-
wußten staatlichen Konjunktursteuerung ein etwa stetiger Konjunktur-
verlauf gesichert werden kann ... Dabei hat sich auch der Gedanke 
durchgesetzt, daß eine moderne Wirtschaftspolitik der quantitativen Of-
fenlegung der wirtschaftspolitischen Ziele, Analysen und Diagnosen, 
Projektionen und Vorausschätzungen bedarf"12. Konjunkturpolitisch 
sollen volkswirtschaftliche Kreislaufgrößen, wie z. B. die effektive Ge-
samtnachfrage und die Geldmenge, indirekt mit dem Ziel gesteuert 
werden13, extreme Wirtschaftslagen, die eine Marktwirtschaft erschüt-
tern können, zu vermeiden. Die Globalsteuerung soll also dazu bei-
tragen, im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung die Stabilität 
des Preisniveaus, einen möglichst hohen Beschäftigungsstand, das 
außenwirtschaftliche Gleichgewicht sowie ein stetiges und angemesse-
nes Wirtschaftswachstum zu erreichen und zu sichern. 

Die dritte Komponente der wirtschaftlichen Konzeption der politisch-
staatlichen Führung in der BRD ist die Strukturpolitik, die dazu dienen 
soll, "ein stetiges und angemessenes wirtschaftliches Wachstum zu 
sichern"14. Die regionale Strukturpolitik soll insbesondere dafür sor-
gen, daß ungenutzte oder schlecht genutzte Produktionsfaktoren er-
schlossen und für das Wirtschaftswachstum mobilisiert werden (wachs-
tumsorientierte Regionalpolitik) und die Arbeits- und Lebensbedingun-
gen der wirtschaftsschwachen Räume an die einkommensmäßigen, in-
frastrukturellen und sozialen Standards der wirtschaftsstarken Regio-
nen angeglichen werden (angleichungsorientierte Regionalpolitik)15. Die 
sektorale Strukturpolitik soll vor allem dazu beitragen, daß 

12 Jahresbericht der Bundesregierung 1969, S. 239. 
13 Da eine direkte Steuerung makroökonomischer Kreislaufgrößen nicht 

möglich ist, erfolgt deren Beeinflussung global über eine vorher unbestimmte 
Zahl bestimmter Mikrogrößen, wie z. B. das Konsumverhalten oder die 1n-
vestitionsneigung zahlreicher Einzelwirtschaften. 

14 Jahresbericht der Bundesregierung 1969, S. 239. 
15 Vgl. Hans-Rudolf Peters: Regionale Wirtschaftspolitik und System-Ziel-

Konformität. Veröffentlichungen der Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung, Beiträge Bd.7, Hannover 1971. 

2' 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43167-0 | Generated on 2025-07-26 03:12:59



20 Hans-Rudolf Peters 

,,- die Wirtschaftszweige an unumgängliche Strukturwandlungen ange-
paßt und damit freiwerdende Produktionsfaktoren in günstigere Ver-
wendungen überführt werden (Anpassung); 

- für den gesamtwirtschaftlichen Fortschritt wichtige zukunftssichernde 
Produktionen entwickelt werden (Zukunftssicherung)16." 

Nach Auffassung der wirtschaftspolitisch Verantwortlichen gehört 
es zu den Aufgaben der Unternehmer in einer Marktwirtschaft, Struk-
turwandlungen rechtzeitig zu erkennen und sich in ihren Dispositionen 
darauf einzustellen. Der Staat will den Strukturwandel fördern, indem 
er vor allem für einen funktionsfähigen Wettbewerb, der Voraus-
setzung für strukturellen Wandel und Mobilität ist, sorgt17• Die wirt-
schaftspolitischen Instanzen sind sich darüber klar, daß "unvermeid-
liche Anpassungen aufzuhalten bedeutet, auf Wachstumsmöglichkeiten 
zu verzichten". Ihres Erachtens ,,(muß) die Mobilität der Produktions-
faktoren auch dann sichergestellt sein, wenn dies für einzelne Unter-
nehmen oder ganze Wirtschaftszweige mit großen Anstrengungen oder 
sogar mit dem Ausscheiden auf Dauer unrentabler Betriebe ver-
bunden ist". Allerdings soll die staatliche Strukturpolitik auch darauf 
achten, "daß dabei nicht unzumutbare soziale Härten entstehen'<18. Der 
Staat will gegebenenfalls Anpassungshilfen ("Hilfe zur Selbsthilfe") ge-
währen, wenn "Situationen auftreten, in denen besonders dynamische 
binnen- oder außenwirtschaftliche Entwicklungen oder Veränderungen 
der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen die Marktverhältnisse 
für einen ganzen Produktionszweig so tiefgreifend ändern, daß ein 
sich selbst überlassener Anpassungsprozeß zu unerwünschten volks-
wirtschaftlichen und sozialpolitischen Konsequenzen führen würde"19. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die sektorale Struktur-
politik vor allem die Voraussetzungen für das Wirtschaftswachstum und 
die Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft verbessern soll, indem sie 
die Fähigkeit der Wirtschaftszweige, den notwendigen Strukturwandel 
voranzutreiben und sich an unvermeidbare Strukturwandlungen an-
zupassen, steigern und die Mobilität der Produktionsfaktoren erhöhen 
soll. Die politisch-staatliche Führung in der BRD hat sich also im 
Kern für eine wachstumsorientierte Strukturanpassungspolitik ent-
schieden. Es wird später noch zu prüfen sein, ob und inwieweit die 
praktizierte sektorale Strukturpolitik diesem strukturpolitischen Leit-
bild tatsächlich gefolgt ist. 

16 Strukturbericht 1969 der Bundesregierung. Bundestagsdrucksache V/4564 
vom 4.7.1969, S.4. 

17 Jahresbericht der Bundesregierung 1969, S. 239. 
18 Grundsätze der sektoralen Strukturpolitik (der Bundesregierung). Ab-

gedruckt als Bundestagsdrucksache V/2469 vom 16. Januar 1968, S.2. 
19 Grundsätze der sektoralen Strukturpolitik, a.a.O., S. 3. 
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2. Die Rolle der sektoralen Strukturpolitik in einer 
zentralverwaltungswirtschaftIichen Konzeption vom Muster der DDR 

21 

Die wirtschaftspolitische Konzeption der politisch-staatlichen Führung 
in der DDR läßt sich aus ideologischen Fixierungen (wie z. B. dem 
Grundsatz vom Primat der Politik über die Ökonomie), der Verfassung 
von 1968 und aus publizierten Beschlüssen der politischen Führung ab-
leiten. 

Nach dem im Auftrage der führenden Sozialistischen Einheitspartei 
(SED) verfaßten Werk "Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre 
Anwendung in der DDR" bestehen "die unabdingbaren Axiome für 
die Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozialismus 

- in dem Ausbau und der Vervollkommnung der ökonomischen Funktion 
des sozialistischen Staates auf der Grundlage des demokratischen Zentra-
lismus unter unmittelbarer Teilnahme der Werktätigen an der Planung 
und Leitung und unter Wahrung der führenden Rolle der Partei der 
Arbeiterklasse; 

- in der Vervollkommnung der sozialistischen Planwirtschaft als zentrale 
staatliche Planung in untrennbarer Verbindung mit der Eigenverantwor-
tung der Betriebe und Kombinate auf der Grundlage des staatlichen 
Planes unter Ausnutzung der Ware-Geld-Beziehungen mit der wirtschaft-
lichen Rechnungsführung"20. 

Die Gesellschaftsordnung der DDR wird nicht nach dem kommunisti-
schem Ideal "Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürf-
nissen", sondern gemäß Artikel 2 Absatz 3 der neuen DDR-Verfassung 
von 1968 nach dem sozialistischen Prinzip "Jeder nach seinen Fähig-
keiten, jedem nach seiner Leistung" verwirklicht. Die Verteilung der 
Waren an die Bevölkerung erfolgt also grundsätzlich nach dem Lei-
stungs- und Tauschprinzip Ware gegen Geld und nicht geldlos, wie es 
von den Vätern des Kommunismus als erstrebenswert propagiert wur-
de. Der Unterschied zu einer marktwirtschaftlich orientierten Ordnung 
vom Muster der BRD, der nicht im Fehlen von Ware-Geld-Beziehungen 
besteht, "ist also nicht im Kern der Produktionsverhältnisse zu suchen, 
sondern (nur) in der rechtlichen Zuordnung sowie in der Verwaltung 
der Produktionsmittel: im Eigentums- und Planungssystem"21. 

Laut Artikel 9 der Verfassung ist die Volkswirtschaft der DDR, die 
auf dem sozialistischen Eigentum an den Produktionsmitteln beruht, 
"sozialistische Planwirtschaft", in der "das ökonomische System des 
Sozialismus die zentrale staatliche Planung und Leitung der Grund-
fragen der gesellschaftlichen Entwicklung mit der Eigenverantwortung 

20 Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendungen in der 
DDR, Frankfurt am Main 1970, S. 203 f. 

21 Herwig Roggemann: Die Verfassung der DDR. Entstehung, Analyse, 
Vergleich, Text, Opladen 1970, S. 95. 
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der sozialistischen Warenproduzenten und der örtlichen Staatsorgane 
(verbindet)"; sie "dient der Stärkung der sozialistischen Ordnung, der 
ständig besseren Befriedigung der materiellen und kulturellen Bedürf-
nisse der Bürger, der Entfaltung ihrer Persönlichkeit und ihrer sozia-
listischen gesellschaftlichen Beziehungen". Eine "hohe Steigerung der 
Arbeitsproduktivität" zu erzielen, wird als "Dreh- und Angelpunkt für 
die ökonomische und damit auch für die politische Stärkung des Sozia-
lismus" angesehen!2. Zu den Maximen der Wirtschaftspolitik in der 
DDR gehören also die Stärkung der sozialistischen - auf Gemeineigen-
tum beruhenden - Ordnung, ein stetiges Wirtschaftswachstum, volks-
wirtschaftliche Produktivitätssteigerungen und eine optimale Bedürf-
nisbefriedigung!3. 

Die zentrale Aufgabe der Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik in 
der DDR kann darin gesehen werden, die beiden Grundelemente der 
sozialistischen Planwirtschaft, nämlich die sozialistische Eigentums-
ordnung zu komplettieren und das System der staatlichen Wirtschafts-
lenkung mit dem Ziel eines schnellen programmierten Wirtschafts-
wachstums und ständig besserer Güterversorgung zu vervollkommnen. 
Da die Umgestaltung der Eigentumsverhältnisse durch überführung 
des ehemaligen Privateigentums an industriellen Produktionsmitteln 
in Volkseigentum, Zwangskollektivierung der Landwirtschaft und Er-
richtung der Staatlichen Handelsorganisation (HO) weitgehend als ab-
geschlossen gelten kann, liegt das Schwergewicht der Wirtschaftspolitik 
heute beim Komplex der staatlichen Wirtschaftsplanung und hier ins-
besondere bei der Planung der sogenannten strukturbestimmenden 
Aufgaben. 

Die Strukturpolitik, deren Gegenstand - nach DDR-Terminilogie -
"die planmäßige, auf lange Sicht berechnete, optimale Gestaltung der 
Wachstumsfaktoren der sozialistischen Volkswirtschaft und der hierzu 
erforderlichen Proportionen im Gesamtprozeß der sozialistischen er-
weiterten Reproduktion (ist)"24, nimmt innerhalb der wirtschaftspoliti-
schen Konzeption der politischen Führung der DDR die zentrale Stel-
lung ein. Dies wird besonders an dem Staatsrats beschluß vom 22. April 
1968 deutlich, in dem es heißt: "Zur Verwirklichung des entwickelten 

22 Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR, 
a.a.O., S. 202. 

23 Optimale Bedürfnisbefriedigung bedeutet erfahrungsgemäß für die poli-
tische Führung in zentralverwaltungswirtschaftlich orientierten Systemen 
primär kollektive Bedarfsdeckung und staatlich-politische Nutzenmaximie-
rung, während die Staatsbürger und die wirtschaftspolitischen Instanzen in 
marktwirtschaftlich orientierten Ordnungen meist darunter individuelle Be-
dürfnisbefriedigung und einzelwirtschaftliche Nutzenmaximierung verstehen. 

24 Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR, 
a.a.O., S. 609. 
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gesellschaftlichen Systems des Sozialismus in der Deutschen Demokra-
tischen Republik und seines Kernstücks, dem ökonomischen System, ist 
die Planung und Wirtschaftsführung auf die Durchführung einer prog-
nostisch begründeten hocheffektiven Strukturpolitik und auf die Siche-
rung der ökonomischen Ziele zur planmäßigen proportionalen Entwick-
lung der Volkswirtschaft zu konzentrieren ... Die Planung volkswirt-
schaftlich strukturbestimmender Erzeugnisse, Erzeugnisgruppen, Ver-
fahren und Technologien (erzeugnisgebundene Planung) und die Kon-
zentration auf diese Aufgabe wird zum Kernstück der zentralen Pla-
nung entwickelt25." 

Die Strukturpolitik, in deren "Mittelpunkt die Entwicklung der Pro-
duktionsstruktur (steht)", konzentriert sich "auf jene Aufgaben, die 
einen entscheidenden Einfluß auf das wissenschaftlich-technische Niveau 
der Volkswirtschaft ausüben und dazu beitragen, Pionier- und Spitzen-
leistungen zu erreichen, die das Tempo der erweiterten Reproduktion 
wesentlich beschleunigen und den Effektivitätszuwachs der Volkswirt-
schaft entscheidend bestimmen"!8. Nach dem Beschluß über die Durch-
führung des ökonomischen Systems des Sozialismus im Jahre 1971 ,,(ist) 
Ausgangspunkt dafür, ob eine Aufgabe Gegenstand der Planung struk-
turbestimmender Aufgaben wird ... , der Nachweis ihrer gesellschaft-
lichen oder volkswirtschaftlichen Notwendigkeit, hoher Gebrauchs-
eigenschaften und hoher Effektivität, insbesondere der Steigerung der 
Arbeitsproduktivität sowie Senkung der Selbstkosten, einer hohen Ex-
portrentabilität und der rationellen Nutzung der vorhandenen produk-
tiven Fonds bzw. der Deckung entscheidender volkswirtschaftlicher Be-
dürfnisse ... Die mit dem Volkswirtschaftsplan 1971 festgelegten volks-
wirtschaftlich strukturbestimmenden Aufgaben sind durch alle zu ihrer 
Realisierung herangezogenen Staats- und Wirtschaftsorgane, einschließ-
lich der örtlichen Organe, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen, vor-
rangig zu planen, zu bilanzieren und durchzuführen"" 

Als wichtige Erkenntnis ergibt sich, daß in einem zentralverwaltungs-
wirtschaftlich orientierten System vom Muster der DDR als sektorale 
Strukturpolitik im engeren Sinne die Planung und Realisierung der so-
genannten strukturbestimmenden Aufgaben in den Wirtschaftsberei-
chen angesehen wird. Zentrale Funktion der sektoralen Strukturpolitik 
im engeren Sinne ist es, den als besonders wichtig angesehenen struk-

25 Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik über 
weitere Maßnahmen zur Gestaltung des ökonomischen Systems des Sozialis-
mus vom 22. April 1968, GBl. der DDR, Teil I. Nr. 9/1968. 

28 Hans Borchert (Hrsg.): Lexikon der Wirtschaft. Band: Industrie. Berlin 
(Ost) 1970, S. 768. 

27 Beschluß über die Durchführung des ökonomischen Systems des Sozialis-
mus im Jahre 1971 vom 1. Dezember 1970, GBl. der DDR, Teil Ir, Nr.l00/1970. 
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turbestimmenden Aufgaben zwecks Erzielung von Spitzenleistungen 
und hohen volkswirtschaftlichen Effektivitätszuwächsen eine unbe-
dingte Priorität innerhalb des Gesamtkomplexes der Planung und Ge-
staltung vornehmlich der volkswirtschaftlichen Produktionsstruktur -
also innerhalb der Strukturpolitik im weiteren Sinne - zu sichern. 

3. Die unterschiedliche Bedeutung der sektoralen Strukturpolitik 
in alternativen Wirtschaftssystemen 

In marktwirtschaftlich orientierten Konzeptionen der Wirtschaftspo-
litik ist der sektoralen Strukturpolitik nur eine ergänzende Funktion 
zur dominierenden allgemeinen Wettbewerbspolitik und zur Konjunk-
turpolitik zugedacht. Die Hauptaufgabe der sektoralen Strukturpolitik 
besteht darin, die Anpassungsflexibilität der Wirtschaftszweige an öko-
nomische Strukturwandlungen und die Mobilität der Produktionsfak-
toren zu erhöhen, wodurch die Voraussetzungen sowohl für die Wett-
bewerbs- als auch die Konjunktursteuerung verbessert werden. 

Im Unterschied zu der ergänzenden Rolle der sektoralen Struktur-
politik in marktwirtschaftlich orientierten Konzepten basieren die Kon-
zeptionen zentralverwaltungswirtschaftlicher Prägung gegenwärtig fast 
auss·chließlich auf sektoraler Strukturplanung und mikroökonomischer 
Prozeßsteuerung. Strukturpolitik ist in den konkreten Zentralverwal-
tungswirtschaften der dominierende Zweig der Wirtschaftspolitik, weil 
es dort - abgesehen von minimalen Ansätzen - weder eine systema-
tische und permanente Wettbewerbspolitik noch eine derartige Kon-
junkturpolitik gibt. 

Die organisierten sozialistischen Wettbewerbe zur Steigerung der 
Produktion erfüllen nicht die Funktionen einer wettbewerbsorientierten 
Ordnungspolitik. Trotz einer gewissen Erweiterung des Spielraumes 
für die Eigenentscheidungen der Betriebe und den Wettbewerb zwischen 
den Warenproduzenten, der mit den Wirtschaftsreformen um die Mitte 
der sechziger Jahre in den osteuropäischen Zentralverwaltungswirt-
schaften erfolgte, ist in jenen Ländern bisher keine systematische und 
permanente Wettbewerbspolitik zur Sicherung und zum eventuellen 
Ausbau der eng begrenzten Wettbewerbselemente konzipiert worden. 
Es wurden im Gegenteil die betrieblichen Entscheidungsbefugnisse 
und die Wettbewerbsspielräume wieder eingeschränkt, als sich im Ver-
folg der reformerischen Experimente zeigte, daß die freigesetzten Indi-
vidualinteressen der Betriebe die Verwirklichung der Produktions- und 
Investitionsziele des staatlichen Volkswirtschaftsplanes und hier insbe-
sondere der vorrangigen Strukturplanung gefährdeten. 

Die Notwendigkeit einer Konjunkturpolitik ist von den Zentral-
planern lange Zeit verneint worden, weil es ihres Erachtens in einer 
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Zentralverwaltungswirtschaft überhaupt keine konjunkturelle Bewe-
gungen geben kann. Nach der Planungsphilosophie sollten zwar güter-
wirtschaftliche Disproportionen, die zu allgemeinen Gleichgewichtsstö-
rungen (Konjunkturschwankungen) führen, grundsätzlich vermeidbar 
sein, weil Produktion und Bedarf im Gesamtplan aufeinander abge-
stimmt und die Proportionen zwischen den ökonomischen Hauptbe-
reichen in der Planperiode konstant gehalten werden können. Die 
Planungswirklichkeit zeigt aber, daß stark heterogene Tätigkeitsbe-
reiche, wie z. B. die Leichtindustrie einschließlich der Konsumgüter-
produktion, sich nicht so exakt wie homogene Sektoren (z. B. die 
Schwer- und Grundstoffindustrie) planen lassen. Auch kann ein stör-
anfälliger Außenhandel das geplante Bilanzgleichgewicht verhindern28 • 

Sieht man im Anschluß an Blass als gemeinsames Kennzeichen aller 
Inflationsarten eine über das Güter- und Leistungsangebot hinausge-
hende Nachfrage und als Merkmal der Deflation den Angebotsüber-
schuß an2U, so lassen sich häufig begrenzte Inflations- und vereinzelt 
leichte Deflationserscheinungen in den unvollkommenen Zentralver-
waltungswirtschaften Osteuropas registrieren. Die entstehenden Dis-
proportionalitäten treten allerdings nicht so offen in Erscheinung, wie 
die Konjunkturschwankungen in unvollkommenen Marktwirtschaften, 
die regelmäßig an den Marktpreisen, den Gewinnen und dem Beschäf-
tigungsstand sichtbar werden30• Da die Signalwirkungen von Markt-
preis-, Gewinn- und Beschäftigungsänderungen fehlen, bleiben der 
obersten Zentralplanungsinstanz inflationäre und deflationäre Erschei-
nungen manchmal relativ lange verborgen. Dazu trägt auch bei, daß die 
verantwortlichen Plan- und Kontrollinstanzen aus der nachgeordneten 
Planungshierarchie oft Fehlplanungen und Fehlentscheidungen, die sich 
in Versorgungsengpässen oder in der Anhäufung nutzloser Erzeugnisse 
niederschlagen, bewußt kaschieren. Dies dürfte die wirtschaftspolitisch 
Verantwortlichen in den unvollkommenen Zentralverwaltungswirt-
schaften vielfach über die Notwendigkeit einer speziellen Politik zur 
Vermeidung inflationärer und deflationärer Erscheinungen hinwegge-
täuscht haben. 

28 Vgl. Imre Vajda: Gibt es in der Planwirtschaft eine Konjunktur? In: 
Der Volkswirt, Nr. 51/52 vom 22. 12. 1967, S. 2868. 

29 Vgl. den Beitrag von B. Blass in diesem Band. 
30 Die verschleierten Konjunkturschwankungen in unvollkommenen Zen-

tralverwaltungswirtschaften lassen sich vor allem an der volkswirtschaft-
lichen Effizienz der Investitionen und der Lagerbildung ablesen (vgl. Imre 
Vajda: Gibt es in der Planwirtschaft eine Konjunktur?, a.a.O., S.2870). So 
wird die Effizienz der Investitionen vermindert, wenn sich die Inbetrieb-
nahme der Anlagen und Maschinen infolge unvorhergesehener oder unein-
gestandener Disproportionen verzögert. 
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IV. Die Arten der sektoralen Strukturpolitik 

Nach der strukturpolitischen Zielrichtung lassen sich drei Arten der 
sektoralen Strukturpolitik unterscheiden, und zwar 

- Strukturerhaltungspolitik 

- Strukturanpassungspolitik 

- Strukturgestaltungspolitik. 

Während die Strukturerhaltungspolitik darauf abzielt, vorhandene 
Branchenstrukturen - wie z. B. die Brancheneinkommens- oder Bran-
chenabsatzstruktur - entgegen den Markt- oder anderer wirksamer 
Änderungstendenzen zu konservieren, ist die Strukturanpassungspolitik 
darauf gerichtet, die Anpassung der Wirtschaftszweige an den ökono-
mischen Strukturwandel indirekt durch bestimmte Anreize zu erleich-
tern. Die Strukturgestaltungspolitik will dagegen einen Strukturwan-
del in der von den politisch-staatlichen Instanzen gewünschten Richtung 
und in bestimmter Form herbeiführen, und zwar indem sie Branchen-
strukturen direkt durch die Plananweisung oder Intervention gestaltet. 
Im Unterschied zur Strukturanpassungspolitik, die den Wirtschafts-
subjekten regelmäßig noch einen eigenen Entscheidungsspielraum hin-
sichtlich der Annahme und Anwendung der oft mit Auflagen verbun-
denen Anpassungshilfen läßt, erzwingt die Strukturgestaltungspolitik 
auch gegen den Willen und Widerstand der betreffenden Branchenan-
gehörigen oder Branchenorgane bestimmte staatlich gewünschte Bran-
chenstrukturen. 

V. Die Ziele und Mittel der sektoralen Strukturpolitik 

1. Die Ziele und Mittel der sektoralen Strukturpolitik 
in marktwirtschaftlich orientierten Systemen 

Die wirtschaftspolitischen Instanzen in unvollkommenen Marktwirt-
schaften verfolgen - entgegen der proklamierten anpassungs- und 
mobilitätsorientierten Strukturpolitik - oft Strukturerhaltungsziele. 
Letzlich wird bei der Verfolgung derartiger Ziele immer versucht, den 
ökonomischen Strukturwandel mit hoheitlichen Mitteln aufzuhalten 
oder wenigstens zu verzögern, um bestimmten Branchen oder Grup-
pen zu einem Einkommen zu verhelfen, das ihnen der strukturpolitisch 
unbeeinflußte Markt in dieser Höhe und Zusammensetzung nicht zuge-
stehen würde. Die Strukturerhaltungsziele finden vorwiegend ihren 
Ausdruck in den Bestrebungen der politisch-staatlichen Instanzen, Pro-
duzenteneinkommen (z. B. der Landwirtschaft) an die höheren Einkom-
men anderer Berufsgruppen anzugleichen oder schrumpfende Produ-
zentenein:kommen in einer Branche künstlich mit Staatshilfe vor einem 
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weiteren Absinken zu bewahren. Manchmal wird gleichzeitig damit das 
Ziel verfolgt, die Arbeitsplätze und die Arbeitnehmereinkommen in 
dem betreffenden Wirtschaftszweig zu sichern. 

Die Strukturpolitik in unvollkommenen Marktwirtschaften ist zu 
einem wesentlichen Teil sektorale Einkommensumverteilungspolitik, 
die sich gleichsam am Ziel eines sektoralen Besitzstandsschutzes orien-
tiert. Unter dem permanenten Druck der organisierten Interessengrup-
pen hat sich eine starke Tendenz zur künstlichen Angleichung von - im 
Marktprozeß "zurückgebliebenen" - Einkommen bestimmter Wirt-
schaftszweige an die durchschnittlichen Einkommen früherer Jahre 
ergeben. Branchenverbände, deren Mitgliedsfirmen von Einkommens-
einbußen bedroht sind, bauschen häufig augenblickliche Absatzschwie-
rigkeiten sogleich zu einer Strukturkrise auf und drängen unverzüg-
lich die wirtschaftspolitischen Instanzen zu einkommensstabilisierenden 
Hilfsmaßnahmen. Kurioserweise haben bisher die Produzentenver-
bände in solchen Situationen kaum jemals die Bildung eines kartell-
rechtlich zulässigen Strukturkrisenkartells, das allerdings eigene An-
strengungen zur Kapazitätsanpassung an den gesunkenen Bedarf auf 
der Grundlage eines Kapazitätsabbauplanes voraussetzt, beantragt. Die 
in Verbänden organisierten Produzenten streben vielmehr danach, ih-
ren ökonomischen Besitzstand durch staatliche Branchensubventionen 
und zu ihren Gunsten wirkende Wettbewerbsbeschränkungen zu er-
halten. 

Nur selten sind derartige Strukturerhaltungsziele, die Einkommen 
bestimmter Branchen oder Gruppen entgegen den Markttendenzen 
sichern sollen, offen ausgewiesen. Die politisch-staatlichen Instanzen 
und die begünstigten Gruppen sind meist gleichermaßen daran inter-
ressiert, daß der angestrebte Begünstigungseffekt möglichst verborgen 
bleibt. Die Regenten sind bemüht, die manchmal stark parteipolitisch 
und wahltaktisch orientierten Zielsetzungen der Gruppenbegünstigung 
zu verbergen, um den Wählerverprellungseffekt bei nichtbegünstigten 
Gruppen möglichst gering zu halten. Die begünstigten Gruppen ihrer-
seits leugnen meist bewußt, daß ihnen mit Staatshilfe künstlich ein 
höheres als das am Markt erzielbare Einkommen verschafft wird, um 
ihre tatsächliche Begünstigung - die in der Regel zu Lasten anderer 
Wirtschaftszweige, der Konsumenten oder Steuerzahler geht - nicht 
durch Widerstand der belasteten anderen Gruppen zu gefährden. So 
kommt es in der sektoralen Strukturpolitik immer wieder vor, daß die 
wirklich angestrebten Ziele der Gruppenbegünstigung durch Verbrä-
mung mit dem Allgemeinwohl, einem vorgeblich gesamtwirtschaft-
lichen Nutzen oder angeblichen Branchenbesonderheiten, die Abwei-
chungen von der Norm notwendig erscheinen lassen, verschleiert wer-
den. Die deklamatorischen Zielankündigungen sind also nicht in jedem 
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Fall mit den wirklich angestrebten Zielen identisch. Dies gilt auch für 
die Art der Strukturziele. Häufig deklarieren die politisch-staatlichen 
Instanzen de facto verfolgte Strukturerhaltungs- oder Strukturgestal-
tungsziele einfach zu Strukturanpassungszielen, weil sie unterstellen, 
daß eine staatliche Anpassungshilfe noch am ehesten auf Verständnis 
beim Wahlvolk trifft. Zudem würden offen erklärte Ziele der Struktur-
konservierung die angeblich wachstums- und mobilitätsorientierte sek-
torale Strukturpolitik diskreditieren, indem die Diskrepanz zwischen 
strukturpolitischer Konzeption und Wirklichkeit offenkundig würde. 
Tatsächliche Strukturgestaltungsziele werden von den Regenten manch-
mal deshalb zu Strukturanpassungszielen verbal heruntergestuft, um 
den Eindruck einer zu starken gestaltenden Einflußnahme bzw. das 
Hineinregieren in mikroökonomische Relationen zu verwischen31 • 

In der sektoralen Strukturpolitik lassen sich die Ziele generell ein-
teilen in offene Ziele, die klar zutage liegen und von den politisch-staat-
lichen Instanzen tatsächlich angestrebt werden, und in verdeckte Ziele, 
die entweder wegen ungenauer Formulierung erläuterungsbedürftig 
sind (interpretationsbedürftige Ziele) oder von den politisch-staatlichen 
Instanzen nicht ernst gemeint sind und nur die wirklich angestrebten 
Ziele verschleiern sollen (getarnte Ziele). 

Erfahrungsgemäß treten in der sektoralen Strukturpolitik unvoll-
kommener Marktwirtschaften, die dem Druck organisierter Interessen-
gruppen fast permanent ausgesetzt ist, mehr verdeckte als offene Ziele 
auf. Strukturerhaltungsziele, die in einer dynamischen Marktwirtschaft 
zwar von vornherein als suspekt erscheinen, aber in bestimmten Aus-
nahmefällen gerechtfertigt sind32, werden häufig getarnt oder sind 

31 Ein Beispiel hierfür bietet die Energiepolitik in der BRD. Der Staat hat 
im Verfolg des Kohleanpassungsgesetzes von 1968 - das treffender als Struk-
turgestaltungsgesetz für den Steinkohlenbergbau bezeichnet werden sollte -
die jahrelange Praxis, Subvention zu gewähren und den Steinkohlenbergbau-
unternehmen die Anpassung an den Strukturwandel selbst zu überlassen, 
aufgegeben. Seit Gründung der Ruhrkohle A.G., die nach den Vorstellungen 
der politisch-staatlichen Instanzen - konkretisiert in der Verordnung über 
optimale Unternehmensgrößen im Steinkohlenbergbau von 1969 - als Ein-
heitsgesellschaft für den Ruhrkohlenbergbau konzipiert worden ist, haben 
die strukturpolitischen Ziele hinsichtlich der Produktions-, Betriebs- und 
Unternehmensgrößenstruktur des Steinkohlenbergbaus strukturgestaltenden 
Charakter angenommen. Dennoch versuchen manchmal die Energiepolitiker, 
an der Fixion von Strukturanpassungszielen festzuhalten, vermutlich um 
den Eindruck eines in seinen Strukturen stark staatlich bestimmten Stein-
kohlenbergbaus zu verwischen. 

32 Die Verfolgung zeitlich begrenzter Strukturerhaltungsziele kann z. B. 
notwendig werden, wenn in einer industriell-monostrukturierten Region (z. B. 
Bergbaugebiet) ein unerwarteter Strukturwandel die Arbeitsplätze in dem 
dominierenden Wirtschaftszweig gefährdet und infolge nachhinkender Indu-
strieansiedlungspolitik noch keine ausreichenden Arbeitsmöglichkeiten für die 
ausscheidungsbedrohten Beschäftigten in anderen Branchen gegeben sind. 
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wegen ungenauer Formulierung erläuterungsbedürftig33. Regelmäßig 
offen ausgewiesen sind dagegen die Strukturanpassungsziele, die darauf 
gerichtet sind, die Anpassungsflexibilität der Branchen zu verbessern 
oder strukturelle überkapazitäten, die oft aus früheren Staatseingrif-
fen herrühren, zu beseitigen. Ziele, die auf die Beseitigung strukturel-
ler Produktionsengpässe abzielten, sind in den entwickelten Industrie-
wirtschaften marktwirtschaftlicher Prägung bisher selten gewesen, 
weil gelegentliche Angebotsengpässe meist relativ schnell überwunden 
werden konnten, indem entweder die Produzenten - angeregt durch 
verbesserte Gewinnchancen - die Produktion ausweiteten oder die 
Importeure die Angebotslücke durch eine erhöhte Einfuhr schließen 
konnten. Voraussichtlich werden Ziele zur Vermeidung struktureller 
Engpässe künftig mehr Gewicht erlangen. Die weltweite Begrenztheit 
einiger Rohstoffvorkommen und künstliche Angebotsverknappungen 
durch Exportdrosselungen und Liefersperren - wie sie z. B. von 
den arabischen erdölproduzierenden Ländern 1973 vorgenommen wor-
den sind - drängen die staatlichen Instanzen der Strukturpolitik in 
den Industrieländern, den Aspekt der Versorgungssicherheit bei Roh-
stoffen stärker bei ihren Maßnahmen zu beachten. 

Strukturgestaltungsziele sind in einer unvollkommenen Marktwirt-
schaft vom Muster der BRD die Ausnahme. Sie treten gelegentlich 
dann auf, wenn der Staat entweder als bedeutender Geldgeber und 
Forschungsrisikoträger einen technologisch zukunftsweisenden Wirt-
schaftszweig oder als Subventionsgeber einen Schrumpfungsbereich 
zur Betriebs- und Unternehmenskonzentration drängt. Zwar will der 
Staat letztlich den technischen Fortschritt der Zukunftsbereiche oder 
die strukturelle Anpassung der Schrumpfungssektoren fördern, aber 
zunächst will er erst nach seinen Vorstellungen und aus Gründen der 
vermeintlichen Rationalisierung, Kostensenkung und vor allem ein-
facherer Dirigierbarkeit die Betriebs- und Unternehmensgrößenstruk-
turen der betreffenden Wirtschaftszweige gestalten. Demnach treten 
zumindest zeitweise strukturgestaltende Zwischenziele in Erscheinung, 
die eventuell auch den Charakter der späteren Hauptziele mitbestim-
men. Damit eine massive Forschungs- und technische Entwicklungsför-
derung der Luft- und Raumfahrtindustrie oder beträchtliche Subven-
tionen für den Steinkohlenbergbau nicht nutzlos verpuffen und die 

33 Bei Zielen, die überstürzte Anpassungsprozesse mit unvertretbaren so-
zialen Folgen vermeiden wollen, werden die oft damit verbundenen Neben-
wirkungen, wie z. B. die zeitweise Eindämmung der Substitutionskonkurrenz, 
nicht erwähnt. So wird beispielsweise nur der Zweck, den Anpassungsdruck 
im Steinkohlenbergbau zu mildern und den Anpassungszeitraum zu strecken, 
und nicht der damit gleichzeitig gekoppelte Effekt, den Heizölabsatz zumin-
dest zeitweise zu erschweren, genannt. Eine präzise energiepolitische Zielbe-
stimmung müßte jedoch beide Aspekte ausdrücken. 
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staatlicherseits zur Konzentration gedrängten Wirtschaftszweige wett-
bewerbsfähig werden, kann sich der Staat u. U. veranlaßt sehen, die 
Produktionsstruktur der betreffenden Branchen maßgeblich zu gestal-
ten. Auf diese Weise kann es geschehen, daß der Staat in die ökonomi-
sche Verantwortung für einen ganzen Wirtschaftszweig gezogen wird 
und strukturgestaltende Branchenziele bis hin zum detaillierten Inve-
stitions- und Rationalisierungsprogramm aufstellt. 

Im folgenden werden die hauptsächlich eingesetzten Mittel der sek-
toralen Strukturpolitik in unvollkommenen Marktwirtschaften aufge-
zeigt. 

Zu den gebräuchlichen Instrumenten der Strukturerhaltungspolitik 
gehören Eingriffe in die freie Preisbildung, die bis zur Suspendierung 
der Marktpreisbildung auf bestimmten Sektoren reichen können. Ob-
wohl eine freie Preisbildung zu den Grundprinzipien einer Marktwirt-
schaft gehört, haben die strukturpolitischen Instanzen des öfteren 
Preise mit dem Ziel der Einkommenssicherung und Besitzstandserhal-
tung zugunsten bestimmter Branchen und Gruppen festgesetzt. Blieb 
trotz staatlicher Preisgarantie die Nachfrage nach den Erzeugnissen 
oder Dienstleistungen der zu begünstigenden Produzenten aus, so 
drängten sie meist den Staat, durch weitere Maßnahmen für einen an-
gemessenen Absatz zu den staatlich festgesetzen Preisen zu sorgen. So 
forderten die Produzentenverbände, der Staat solle Abnahmegarantien 
aussprechen oder die Substitutions- und die Auslandskonkurrenz durch 
Steuern, Kontingente und Zölle eindämmen. Hat sich der Staat erst 
einmal dazu bereit gefunden, die marktwirtschaftliche Preisbildung 
außer Kraft zu setzen, so kommt er meist nicht daran vorbei, mit 
weiteren Interventionen die angestrebte Einkommenssicherung zu-
gunsten der betreffenden Branche zu verwirklichen. So hat der Staat 
unter dem Druck branchenmäßiger Interessenorganisationen manchmal 
die sektorale Preisfestsetzung um weitere Schutzmaßnahmen ergänzt 
und zu regelrechten Anbieterschutzordnungen ausgebaut. Anbieter-
schutzordnungen bestehen aus einem mehr oder weniger geschlossenen 
System von Einzelelementen (z. B. staatlich festgesetzte Preise, Ab-
satzgarantien, Einfuhrkontingente, Zölle und Marktzugangsbeschrän-
kungen), die insgesamt einem Wirtschaftszweig einen möglichst lücken-
losen Schutz vor unerwünschten Einflüssen auf das sektorale Einkom-
men verschaffen sollen. Die bekanntesten Beispiele von Anbieterschutz-
ordnungen sind die sogenannten Marktordnungen auf dem Agrarsektor. 

Ein weiteres klassisches Mittel der Strukturerhaltungspolitik sind 
Branchensubventionen, die den Absatz und das Einkommen bestimmter 
Wirtschaftszweige sichern sollen. Zu den getarnten Mitteln der Struk-
turerhaltungspolitik sind vor allem die vielfältigen Interventionen zu 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43167-0 | Generated on 2025-07-26 03:12:59



Die Problematik der sektoralen Strukturpolitik 31 

reclmen, die direkt oder indirekt die Substitutionskonkurrenz eindäm-
men sollen. Derartige Eingriffe werden oft unter Hinweis darauf, daß 
sie den Anpassungsdruck für die in Schwierigkeiten geratenen Wirt-
schaftszweige mindern und den Anpassungszeitraum strecken sollen, 
kurzerhand als Anpassungsmaßnahme deklariert. Dabei haben solche 
Interventionen oft überwiegend strukturkonservierende Effekte, be-
sonders wenn sie sich über mehrere Jahre oder gar über ein Jahrzehnt 
und länger hinziehen. Beispiele für Eingriffe, bei denen jeweils nicht 
der kranke Wirtschaftszweig operiert, sondern der gesunde Konkurrent 
zur Ader gelassen wurde, lassen sich vor allem in der Verkehrs- und 
Energiepolitik finden. So hat der Staat versucht, die Defizite der Staats-
bahn durch Eindämmung des Straßengüterfernverkehrs vermittels 
Kontingentierung und Sondersteuern zu vermindern und den Absatz 
des Steinkolenbergbaus vermittels der Heizölsteuer und Selbstbeschrän-
kungsabkommen der Mineralölindustrie zu stabilisieren. 

Zu den Mitteln der Strukturanpassungspolitik lassen sich gewisse 
Rationalisierungshilfen rechnen, die insbesondere mittelständisch struk-
turierten Gewerbezweigen wie dem Handwerk, Einzelhandel sowie 
Gaststättengewerbe gegeben wurden. Die Gewerbeförderung erstreckte 
sich im wesentlichen auf staatliche Mithilfe beim Auf- und Ausbau von 
Betriebsberatungsdiensten, Fachschulen und Schulungsstätten der über-
betrieblichen Lehrlingsausbildung. Ferner haben die staatlichen In-
stanzen den von nachhaltigen Strukturwandlungen betroffenen Unter-
nehmen bestimmter Wirtschaftszweige bei der notwendigen Umstellung 
ihrer Produktionsprogramme durch Zinsverbilligung, zins günstige staat-
liche Kredite oder Staatsbügerschaften geholfen. 

Zur Beseitigung von überkapazitäten, die teilweise durch staatliche 
Förderungsmaßnahmen früherer Zeit induziert waren, zahlte der Staat 
Abwrackprämien in der Binnenschiffahrt und Stillegungsprämien im 
Steinkohlebergbau. Die EWG-Agrarpolitik führte Abschlachtprämien 
für Kühe ein, um die Milchschwemme und die Butterberge zu beseiti-
gen. 

Unter den Mitteln zur Gestaltung von Branchenstrukturen erlangte 
die aktive Konzentrationsförderung zeitweise Bedeutung. Thesen von 
Marx, Schumpeter, Galbraith und Servan-Schreiber fiossen zusammen 
und führten in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre vorübergehend 
zu einer Konzentrationseuphorie in der Bundesrepublik Deutschland, 
der sich zumindest eine zeitlang auch die Wirtschaftspolitik der dama-
ligen Bundesregierung der Großen Koalition hingegeben hat. Aus-
gehend von der Annahme einer gleichsam zwangsläufigen Tendenz zur 
Bildung von Großunternehmen, die angeblich alllein noch in der Lage 
seien, die großen finanziellen Aufwendungen und das qualifizierte Per-
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sonal für Forschung und technische Entwicklung aufzubringen und da-
mit den technischen Fortschritt und das Wirtschaftswachstum voran-
zutreiben, wurde vielfach - entgegen den Bedenken zahlreicher Ord-
nungspolitiker - eine forcierte staatliche Konzentrationsförderung ge-
fordert. Inzwischen ist auch bei den strukturpolitischen Instanzen eine 
Ernüchterung eingetreten, indem sie erkannt und zugegeben haben, daß 
die Koenzentrationsförderung keineswegs in jedem Fall den techni-
schen Fortschritt und das Wirtschaftswachstum steigert, sondern manch-
mal im Gegenteil zur Beschränkung des Innovationswettbewerbs führt. 

Die staatliche Entwicklungsförderung "zukunftsweisender" Wirt-
schaftszweige hat sich bisher in der BRD vornehmlich auf die Kern-
energie-, elektronische Datenverarbeitungs- sowie Luft- und Raum-
fahrtindustrie konzentriert. Die politisch-staatlichen Instanzen erwar-
ten, daß von der Förderung der Forschung und technischen Entwicklung 
in diesen Bereichen wichtige Impulse für leistungssteigernde Innova-
tionen, die Hebung des technisch-ökonomischen Fortschrittswissens und 
die Verbesserung des Ausbildungsstandes auch in anderen Bereichen 
ausgehen werden34• 

2. Die Ziele und Mittel der sektoralen Strukturpolitik 
in zentralverwaltungswirtschaftlich orientierten Systemen 

In zentralverwaltungswirtschaftlich orientierten Systemen, die den 
einzelnen Wirtschaftssubjekten nur einen engen Spielraum für eigene 
Entscheidungen und Anpassungsmaßnahmen lassen, dominieren die 
Strukturgestaltungsziele erfahrungsgemäß besonders in der Industriali-
sierungsphase und später beim Aufbau neuer Wirtschaftszweige. Nacll-
dem eine industrielle Grundstruktur geschaffen worden ist und diese 
sich infolge der Ressortinteressen der plandurchführenden Instanzen 
in bestimmter Weise verfestigt hat, legt die oberste Planungszentrale 
aufgrund der ihr zugegangenen (Fehl-)Informationen häufig im Kern 
Strukturerhaltungsziele fest, ohne daß ihr dies manchmal bewußt ist. 
Prinzipiell ist der Entscheidungsspielraum für strukturelle Veränderun-
gen in Zentralverwaltungswirtscllaften zwar groß, faktisch erschwert 
jedoch die auf weitgehende Konstanz der Basiswerte und kontinuierliche 
Fortschreibung hin orientierte Planungspraxis aller Planungsstufen die 
Festsetzung dynamischer Strukturgestaltungsziele. 

Eine große Rolle spielen auch Strukturanpassungsziele in unvoll-
kommenen Zentralverwaltungswirtschaften, weil erfahrungsgemäß die 

34 Vgl. Hans-Rudolf Peters: Forschungsförderung in der Marktwirtschaft. 
In: Wirtschaftsdienst - Wirtschaftspolitische Monatsschrift, Nr.12/1972, 
S. 662 ff. 
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strukturpolitischen Instanzen fast ständig mit einer Kette von mehr 
oder weniger großen Engpaßproblemen in der Produktions- und Zulie-
fersphäre konfrontiert sind. 

Während in unvollkommenen Marktwirtschaften die volkswirtschaft-
liche Investitionsrate und die Produktionsstruktur vorwiegend das Er-
gebnis der autonomen Investitionsentscheidungen der vielen Einzel-
wirtschaften ist, legt die oberste Planbehörde in unvollkommenen Zen-
tralverwaltungswirtschaften in jeder Planperiode zumindest die Pro-
portionen zwischen Grundstoff- und Produktionsmittelerzeugung einer-
seits und Konsumgüterproduktion andererseits sowie die Hauptrich-
tungen der Produktionsentwicklung ausgewählter strukturbestimmen-
der Wirtschaftszweige fest. 

Die staatliche Zentralplanungsbehörde ist in der Ex-ante-Bestim-
mung des Verhältnisses der globalen Wachstumsraten von Investitions-
und Konsumgüterindustrie ziemlich frei, weil sie den Umfang und die 
Zusammensetzung der Konsumentenwünsche zwar bis zu einem ge-
wissen Grade, aber nicht völlig berücksichtigen muß. Dagegen ergeben 
sich bei der Festsetzung der branchenmäßigen Wachstumsraten der 
Investitionsgüterindustrie Sachzwänge aus der Arbeitsteilung und den 
Zulieferbeziehungen, die zur Vermeidung von Disproportionalitäten be-
achtet werden müssen. Desgleichen spielt hier das Informations- und 
Machtproblem eine wesentliche Rolle. Je mehr die oberste Zentral-
planungsinstanz auf "richtige" Informationen der Vielzahl von nach-
geordneten Planungsträgern und Plandurchsetzungsinstanzen angewie-
sen ist, um so stärker können sich Ressort- und Gruppeninteressen zu 
Lasten der Gesamtinteressen im Volkswirtschaftsplan durchsetzen und 
um so enger ist somit der faktische Gestaltungsspielraum der Zentral-
plankommission. 

Die produktionsstrukturpolitischen Ziele durchweg aller konkreten 
Zentralverwaltungswirtschaften sind dadurch charakterisiert, daß die 
Wachstumsrate der Produktionsmittelindustrle zu Lasten derjenigen 
der Konsumgüterindustrie bewußt hoch angesetzt wird. Dies ist grund-
sätzlich anders in einer Marktwirtschaft, in der ein enger sachlicher 
und zeitlicher Zusammenhang zwischen nachfrageinduzierten Investi-
tionsvorhaben in der Konsumgüterindustrie und daraus resultierenden 
Erweiterungsinvestitionen in der Produktionsmittelindustrie besteht, 
der tendenziell zu einem ausgewogenen Verhältnis der interdependen-
ten Wirtschaftsbereiche führt. 

Das dominierende Ziel eines maximalen Wachstums der Produk-
tionsmittelindustrie in den konkreten Zentralverwaltungswirtschaften, 
das in extensiver Form etwa bis Ende der fünfziger Jahre verfolgt 
wurde, entsprang sowohl ökonomisch-historischen als auch planungs-
technischen und politisch-ideologischen Motiven. 

3 Schriften d. Vereins f. Soclalpolltlk 76 
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In der Industrialisierungsphase der Sowjetunion entsprachen die 
vorrangigen Ziele der Produktionsmittelherstellung zu Lasten der 
Konsumgütererzeugung sicherlich der damaligen ökonomischen Situa-
tion. Die Knappheit der eigenen Produktionsmittel und der Devisen 
für Material- und Maschinenkäufe im Ausland zwangen die politische 
Führung, zunächst schwerpunktmäßig einige wichtige Grundstoff- und 
Produktionsmittelbereiche auf- und auszubauen. Im Mittelpunkt der 
damaligen sektoralen Strukturpolitik stand das Ziel, die Schwerindu-
strie und hier vor allem die Eisen- und Stahlindustrie forciert auszu-
bauen, um den nötigen Grundstoff für die Produktionsmittelherstellung 
zu schaffen. Da für den Auf- und Ausbau neuer Zweige der Investi-
tionsgüterindustrie ständig mehr metallurgische Grundstoffe gebraucht 
wurden, entstand ein kumulativer Prozeß, der zu immer weitgesteck-
teren Investitionszielen für die Schwerindustrie führte. Die Produk-
tionsziele der Eisen- und Stahlindustrie wurden ferner dadurch in die 
Höhe getrieben, daß die unteren Planungsbehörden auf Veranlassung 
der Betriebe bedenkenlos auch dann Schwermaterialien anforderten, 
wenn im Produktionsprozeß ebensogut Leichtmaterial hätte eingesetzt 
werden können. Die hochgeschraubten Ausbauziele für die Schwer-
industrie wurden auch dann noch beibehalten, als sich in den westlichen 
Industrieländern bereits vielfach Substitutionsprodukte, die mit weit 
weniger Arbeitsaufwand aus Kunststoff herstellbar sind, durchgesetzt 
hatten. Die offensichtliche Vorliebe der Zentralplaner für die Schwer-
industrie erklärt sich wesentlich daher, daß die Planungs-, Lenkungs-
und Kontrollaufgaben in den überschaubaren Schwergüterkombinaten 
mit relativ homogener Produktion leichter als in den zersplitterten 
Einzelbereichen der Leichtindustrie einschließlich der Konsumgüter-
industrie mit ihrer Vielzahl von Produkten zu lösen sind. Ebenso wie 
die Planbürokratie aus planerischen Eigeninteressen die Schwergüter-
industrie favorisierte, wandte auch die oberste Partei- und Staats-
führung aus politischen und ideologischen Gründen diesem Sektor, auf 
dem noch am ehesten spektakuläre Produktionserfolge zu erwarten 
waren, ihr besonderes Interesse zu. Lange Zeit galt als ideologisches 
Produktionsleitziel, die kapitalistischen Industrieländer in der Pro-
Kopf-Erzeugung wichtiger Produkte, wie z. B. die Eisen- und Stahler-
zeugnisse, zu übertreffen, um dadurch die überlegenheit des kommu-
nistischen über das kapitalistische Wirtschaftssystem zu demonstrieren. 

Die östliche Reformdiskussion über eine Revision des zentralen Pla-
nungs- und Lenkungssytems, die insbesondere durch den vielbeachteten 
Artikel "Plan - Gewinn - Prämie" von Liberman in der Pravda vom 
9. September 196235 auch im Westen stärkere Aufmerksamkeit erregte, 

35 J. Liberman: Plan - Gewinn - Prämie. Deutsche übersetzung in: Die 
Presse der Sowjetunion, Nr. 108, Berlin (Ost), 23. 9. 1962, S. 2331-2335. 
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leitete einen Wandel der Zielvorstellungen ein. Gedrängt von den 
knapper werdenden Ressourcen, insbesondere des Arbeitskräftepoten-
tials "strebte die Wirtschaftsplanung in wachsendem Maße nach einem 
intensiven anstelle eines extensiven Wirtschaftswachstums, das heißt 
also nach wachsendem Anteil der Rationalisierungsinvestitionen anstelle 
der Expansion durch Schaffung neuer Produktionsstätten ("intensive 
Reproduktion")"36. Unter dem zunehmenden Druck der Lebensstand-
dardansprüche der Bevölkerung wurde die in der Indrustrialisierungs-
phase rigorose Vernachlässigung der Konsumgüterindustrie sukzessive 
gemildert. Gegenwärtig zeigen die langfristigen Ziele in den Perspek-
tivplänen, daß die politische Führung gewillt ist, die Wachstumsraten 
der Konsumgüterindustrie denjenigen der Investitionsgüterindustrie 
anzunähern. Das bedeutet, daß die traditionelle Vorrangigkeit des 
schwerindustrieellen Ausbaus zugunsten der Leichtindustrie einschließ-
lich der Konsumgüterindustrie zumindest eingeschränkt werden muß. 

Das jahrzehntelange Dogma vom unbedingten Vorrang der 
Schwerindustrie in der Sowjetunion, das zeitweise auch in 
anderen osteuropäischen Zentralverwaltungswirtschaften galt, hat dazu 
geführt, daß andere wichtige Wirtschafts bereiche, wie z. B. die chemi-
sche Industrie als Basisindustrie für die Herstellung vieler Kunststoffe, 
die elektrotechnische Industrie sowie einige Zweige des Maschinen-
baus lange Zeit relativ unterentwickelt blieben. Hier soll neuerdings 
die sektorale Strukturpolitik mit einem neuem Schwerpunktkonzept 
Abhilfe schaffen, indem diesen Bereichen im Rahmen der sogenannten 
strukturbestimmenden Aufgaben eine hohe Zielpriorität hinsichtlich 
ihres Ausbaus eingeräumt wird. Der eventuelle Zielkonflikt zwischen 
dem vorgeblichen Leitziel einer proportionalen Entwicklung der ge-
samten Volkswirtschaft und den Zielprioritäten des Ausbaus bestimm-
ter Wirtschaftszweige soll durch eine "dynamische Proportionierung", 
die Grundlage für die Investitionsentscheidungen werden soll, vermie-
den werden. 

Im Unterschied zu marktwirtschaftlich orientierten Systemen vom 
Muster der BRD, in denen sich der Staat direkt strukturgestaltender 
Mittel nur für einige problematische Produktionsbereiche bediente, 
setzten die zentralen Lenkungsorgane in den unvollkommenen Zentral-
verwaltungswirtschaften Osteuropas etwa bis Mitte der sechziger Jahre 
ihren Willen in der gesamten Produktionswirtschaft zumeist vermittels 
des imperativen Gestaltungsinstrumentes "Plananweisung" durch. Da-
neben fungierten als Anreizmittel Prämien, die als indirekte Steue-

36 Karl C. Thalheim: Wirtschaftsreformen in Osteuropa - eine Zwischen-
bilanz nach 9 Jahren. In: Höhmann - Kaser - Thalheim (Hrsg.): Die Wirt-
schaftsordnungen Osteuropas im Wandel, Bd. H, Freiburg i. Br. 1972, S. 323 f. 

3' 
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rungsmittel der Erzielung höherer als der vorgeschriebenen Produk-
tionsleistungen in den Wirtschaftszweigen dienten. 

Das staatliche Lohnsystem mit seinen zentral festgesetzten Lohn-
differenzierungen ermöglichte es den Lenkungsbehörden, auch ohne 
Einsatz des Zwangsmittels der Dienstverpflichtung die Beschäftigungs-
struktur zumindest tendenziell zu gestalten. Die staatliche Struktur-
politik versuchte durch Festsetzung relativ hoher Löhne für Beschäfti-
gungen in strukturrelevanten Schwerpunktbereichen und Entwick-
lungsgebieten die benötigten Arbeitskräfte in die Wirtschaftszweige 
und an die regionalen Arbeitsplätzen mit der höchsten Produktions-
priorität zu lenken. 

Als Mittel zur Gestaltung der industriellen Produktionsstruktur 
dienten auch Vereinbarungen im Rat für Gegenseitige Wirtschafts-
hilfe (RGW) über Arbeitsteilung und Spezialisierung auf bestimmten 
Produktionssektoren in den osteuropäischen Mitgliedsländern37• Aller-
dings werden die bisherigen Erfolge auf dem zentralen Gebiet der 
Produktionsspezialisierung vielfach als gering angesehen, weil die Spe-
zialisierungsvereinbarungen im RGW sich "bisher weitgehend in der 
Bestätigung bestehender Produktionsstandorte (erschöpf ten) "38. 

Zur Formung der Außenhandelsstruktur bedienten sich die konkreten 
Zentralverwaltungswirtschaften Osteuropas dem Instrument des Außen-
handelsmonopols, das aus dem Handelsmonopol und dem Devisenmono-
pol bestand. Außenhandelsgeschäfte konnten nur von eigens und aus-
schließlich dazu ermächtigten Außenhandelsgesellschaften im Rahmen 
des volkswirtschaftlichen Außenhandelsplanes durchgeführt werden, 
wobei die einzelnen Gesellschaften jeweils ein Exklusivrecht für den 
Import bzw. Export oder Import-Export eines bestimmten Erzeugnisses 
oder einer Produktart hatten. Das Außenhandelsmonopol schirmte das 
inländische Preissystem, das aufgrund mannigfacher Verzerrungen 
ökonomisch uneffizient war, vor den Einflüssen der Weltmarktpreise ab. 

Die Hauptmängel des "Autarkie-Preissystems" (Matejka) lagen darin, 
daß es die relativen Werte und Knappheitsverhältnisse der Güter und 
Produktionsfaktoren wegen Unberücksichtigung von Kapitalzins und 
Bodenrente nicht richtig widerspiegelte und infolge von Subventionen 
zur Herabsetzung bestimmter Erzeugnispreise sowie wegen der relativ 

37 Festlegungen über den exklusiven Ausbau bestimmter Wirtschafts zweige 
in einem bestimmten Land, wie sie im RGW getroffen werden können, sind 
in der EWG kaum möglich, weil sie den Wettbewerb auf dem gemeinsamen 
Markt beschränken würden. 

38 Werner Gumpel: Die Auswirkungen der Wirtschafts reformen auf den 
RGW. In: Höhmann - Kaser - Thalheim (Hrsg.): Die Wirtschaftsordnungen 
Osteuropas im Wandel, Bd. 11, Freiburg i. Br. 1972, S. 155. 
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langen Konstanthaltung der Preisstruktur trotz Nachfrage- und Ange-
botsänderungen verzerrt war. 

Nach Matejka ergab sich in bezug auf den Außenhandel daraus, "daß 
Güter exportiert werden konnten, deren Devisenerlös niedriger war als 
die Devisenkosten des darin enthaltenen Imports, und daß Güter produ-
ziert werden konnten, deren Devisenwert für den darin enthaltenen Im-
port höher war als die Importkosten des Gutes selbst":19 

Die sektorale Strukturpolitik als dominierender Teil der Wirtschafts-
politik erhielt mit den Wirtschaftsreformen in den unvollkommenen 
Zentralverwaltungswirtschaften Osteuropas um die Mitte der sechziger 
Jahre einen reichhaltigeren Instrumentenkasten, der insbesondere eine 
größere Zahl von ökonomischen Hebeln zur indirekten Steuerung des 
Wirtschaftsprozesses beinhaltet. Mit der Einschränkung den zentralen 
Lenkung sowie der Übertragung von vermehrten Entscheidungsbefug-
nissen auf die branchemäßig organiserten Betriebsvereinigungen und die 
Betriebe wurden eine Reihe indirekt wirkender Steuerungsinstrumente 
- wie z. B. Produktionsfondsabgabe (Kapitalzinsersatz), Rentabilität, 
Gewinn, Kredit und revidierte Planpreise -neu geschaffen oder funk-
tionsfähig gemacht. 

Gemäß der Reform-Philosophie sollte die Proportionierung der Pro-
duktionsstruktur nicht mehr allein den Intensionen der Zentral planer, 
die sich häufig in maßlosen Wachstumszielen für einige Branchen nie-
dergeschlagen hatten, überlassen bleiben, sondern auch durch begrenzte 
Entscheidungen der Produktionseinheiten und den behutsamen Einsatz 
indirekter Steuerungselemente mitgeformt werden. Die wirtschaftsre-
formerischen Konzeptionen, die das übermaß staatsbürokratischer Wirt-
schaftsgängelung abbauen und die starre administrative Preisbildung 
auflockern wollten, boten bei konsequenter Verwirklichung erstmalig 
die Möglichkeit, die Strukturpolitik entsprechend der Wirtschaftsdyna-
mik flexibler zu machen. 

Die Chance, zu einer dynamischen Strukturplanung und -politik zu 
kommen, wurde jedoch nicht voll genutzt, weil die Art und das Ausmaß 
der verwirklichten Reformen beträchtlich hinter den Liberalisierungs-
ansätzen der theoretischen Reformkonzepte zurückblieben40• Vereinzelt 

39 Harriet Matejka: Die Reform der Außenhandelssysteme in Osteuropa. 
In: Höhmann - Kaser - Thalheim (Hrsg.): Die Wirtschaftsordnung Osteuropas 
im Wandel, Bd. 11, Freiburg i. Br. 1972, S. 193. 

40 Vgl. Karl C. Thalheim: Wirtschaftsreformen in Osteuropa - eine Zwi-
schenbilanz nach 9 Jahren, a. a. 0., S. 358. Ferner vgl. Hans-Rudolf Peters: 
Wandlungen und Beharrungstendenzen östlicher Wirtschaftssysteme - dar-
gestellt am sowjetischen und jugoslawischen Wirtschaftssystem. In: Wirt-
schaftspolitische Chronik des Instituts für Wirtschaftspolitik an der Univer-
sität zu Köln, Heft 2/1970, S. 15 ff. 
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zeigten sich sogar in einigen Ländern Tendenzen, die Auflockerungen 
der imperativen zentralen Planung und damit die begrenzte Dezentrali-
sierung ökonomischer Entscheidungen teilweise wieder rückgängig zu 
machen. So läßt sich in der DDR eine gewisse Rezentralisierung deutlich 
feststellen. 

Seit Beginn der wirtschaftsreformerischen Bestrebungen in der DDR, 
die in den Jahren 1963 bis 1967 als "Neues Ökonomisches System" und 
dann als "Ökonomisches System des Sozialismus" bezeichnet werden, 
sind die Planungs- und Kontrollstrukturen zweimal wesentlich geändert 
worden. 

Das "Neue Ökonomische System der Planung und Leitung der Volks-
wirtschaft" strebte vor allem eine Verbindung zwischen der "auf die 
Perspektive orientierten zentralen staatlichen Planung mit der umfassen-
den Anwendung der materiellen Interessiertheit in Gestalt des in sich 
geschlossenen Systems ökonomischer Hebel" an41 • Dabei sollte sich die 
Perspektivplanung auf die ökonomischen Hauptproportionen und Haupt-
prozesse konzentrieren, weil nur bei dieser Beschränkung die Planungs-
träger die Planungsprobleme einigermaßen tiefgründig analysieren und 
Lösungen ausarbeiten können. Das System ökonomischer Hebel sollte 
den Grundsatz verwirklichen: "Was der Gesellschaft nützt, muß auch 
dem einzelnen sozialistischen Betrieb und den Werktätigen des Betrie-
bes nützen42." Durch Anwendung der ökonomischen Hebel, "insbeson-
dere durch die konsequente Ausnutzung des Gewinns und der persön-
lichen materiellen Interessiertheit", sollten sowohl die Vereinigungen 
Volkseigener Betriebe (VVB), die zu Führungsorganen der Industrie-
zweige entwickelt wurden, als auch die Leiter der Betriebe zur ökono-
misch besten Nutzung der Produktions- und Kapitalmittel gebracht 
werden. 

Die politisch-staatlichen Instanzen hofften, ihre in Perspektiv- und 
Jahrespläne umgesetzten längerfristigen strukturpolitischen Ziele ver-
mittels indirekter Steuerungselemente - also vorwiegend den ökono-
mischen Hebeln - realisieren zu können. Es zeigte sich jedoch bald, daß 
die strukturpolitischen Planziele der staatlichen Instanzen durch die 
freigesetzten Interessen der Produktionseinheiten durchkreuzt wurden. 
Um den strukturpolitischen Vorstellungen der politisch-staatlichen Füh-
rung die nötige Durchschlagkraft zu geben, leitete der Staatsrat der 
DDR mit seinem Beschluß "über weitere Maßnahmen zur Gestaltung 

41 Richtlinie für das neue ökonomische System der Planung und Leitung 
der Volkswirtschaft vom 11. Juli 1963, GBl. der DDR, Teil 11, Nr.64/1963. 

42 Nach der Richtlinie für das neue ökonomische System sind ökonomische 
Hebel "gesetzmäßige Beziehungen zwischen den objektiven gesellschaftlichen 
Erfordernissen und den materiellen Interessen der Menschen, die direkt oder 
indirekt wirken und durch ihre jeweilige Gestaltung die Werktätigen zu 
einem bestimmten wirtschaftlichen Verhalten anhalten". 
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des ökonomischen Systems des Sozialismus" eine Korrektur des Reform-
konzeptes ein, indem die DDR zu einer imperativen Vorrangplanung 
strukturbestimmender Aufgaben überging43• Die freien Entscheidungs-
spielräume der Wirtschafts einheiten - der Vereinigungen Volkseigener 
Betriebe, Kombinate und Volkseigenen Betriebe - blieben allerdings 
für die nicht-strukturbestimmenden Aufgaben und Bereiche erhalten4\ 

Nach Buck "muß das Unterfangen der Wirtschaftsführung der DDR, 
im Interesse der Mobilisierung von Leistungsreserven und der Aktivie-
rung des betrieblichen Gewinnstrebens die zentrale güterwirtschaftliche 
Reglementierung weitgehend aufzugeben, um dann mit weniger durch-
schlagenden Mitteln eine forcierte Strukturpolitik durchzusetzen, als 
ökonomisch widersinnig beurteilt werden"45. In der Tat birgt diese Art 
gemischter Wirtschaftssteuerung die Gefahr in sich, daß entweder die 
Wirtschaftseinheiten der Zwangsplanung strukturbestimmender Auf-
gaben durch legitime und illegitime Umgehungshandlungen ausweichen 
und letzlich die zentralen Strukturziele konterkarieren oder die staat-
liche Strukturplanung die dezentralen einzelwirtschaftlichen Entschei-
dungen einfach eI'drückt. 

VI. Die Problematik und hauptsächlichen Schwächen 
der sektoralen Strukturpolitik 

1. Probleme und Schwächen der sektoralen Strukturpolitik 
in zentralverwaltungswirtschaftlich orientierten Systemen 

Das in unvollkommenen Zentralverwaltungswirtschaften verfolgte 
Schwerpunktkonzept, das die vorrangige Planung und Entwicklung be-
stimmter ausgewählter Wirtschaftsbereiche vorsieht, hat meist zur 
Folge, daß die proportionale Entwicklung der Volkswirtschaft weiter in 
die Zukunft hinausgeschoben wird. Dies resultiert daraus, daß bei vor-
gegebenen Ressourcen ein vermehrter Einsatz der knappen Produk-
tionsfaktoren in den Schwerpunktbereichen zwangsläufig die verfüg-
baren Restmittel für die übrigen Wirtschaftssektoren kleiner werden 

43 In dem vorgenannten Beschluß des Staatsrates der DDR vom 22. April 
1968 (vgl. GBI. I, Nr.9/1968) wird ausgeführt: "Der Perspektivplan wird zum 
Hauptsteuerungsinstrument entwickelt. Der Ausgangspunkt dafür ist die 
vorrangige und komplexe Planung und Bilanzierung der volkswirtschaftlich-
strukturbestimmenden Aufgaben." 

44 Vgl. Gert Leptin: Bilanz der Wirtschaftsreform in der DDR. In: Höh-
mann - Kaser - Thalheim (Hrsg.): Die Wirtschaftsordnungen Osteuropas im 
Wandel, Bd. I, Freiburg i. Br. 1972, S.73. 

45 Hannsjörg Buck: Umkehr zur administrativen Befehlswirtschaft als 
Folge nicht behobener Steuerungsdefekte der Wirtschaftsreformkonzeption. 
In: Das ökonomische System der DDR nach dem Anfang der siebziger Jahre. 
Reihe: Wirtschaft und Gesellschaft in Mitteldeutschland, Bd. 9, Berlin 1971, 
S.82. 
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läßt. Infolge zu kleiner, nicht bedarfsgerechter Investitionsquoten für 
alle oder einige nicht-bevorrechtigte Wirtschaftsbereiche können Dis-
proportionalitäten der Produktionskapazitäten sowohl innerhalb dieses 
nicht-privilegierten Sektors als auch zwischen den zu fördernden tech-
nologisch-ökonomischen Schrittmacherbereichen und deren Zulieferin-
dustrien entstehen. Ein weiterer Anlaß für Disproportionalitäten kann 
darin liegen, daß im Zeitpunkt der vorrangigen Planung und mengen-
mäßigen Bilanzierung einer beschränkten Zahl strukturbestimmender 
Erzeugnisse noch nicht der volkswirtschaftliche Gesamtbedarf dieser 
Produktgruppe den vorhandenen Produktionskapazitäten zuzüglich den 
im betreffenden Planungszeitraum zu schaffenden neuen Kapazitäten 
gegenübergestellt werden kann. Bei vorrangiger Planung und Bilanzie-
rung bestimmter Branchenaufgaben kann es passieren, daß die Einpas-
sung dieser Vorrangplanungsbereiche in die volkswirtschaftliche Ge-
samtplanung von vornherein Ungleichgewichte bei den makroökonomi-
schen Relationen erzeugt, weil eventuell die sogenannten strukturbe-
stimmenden Aufgaben die verfügbaren Ressourcen ganz absorbieren 
oder ihre überdimensionierung die Grundproportionen der Verwendung 
des Bruttosozialproduktes und des Nationaleinkommens unausgewogen 
werden läßt. So zeigen sich in der Praxis häufig starke Ungleichgewichte 
in den makroökonomischen Proportionen zwischen Akkumulation und 
Konsumtion und zwischen dem gesamten Geldeinkommen der Bevölke-
rung und dem gesamten Warenangebot. 

Das Dilemma zwischen planmäßig proportionaler Entwicklung der 
Gesamtwirtschaft und dem Schwerpunktkonzept, mit dem zumindest 
zeitweise volkswirtschaftliche Disproportionalitäten verbunden sein 
können, ist in den konkreten Zentralverwaltungswirtschaften durchaus 
erkannt worden. Die politische Führung versucht, ihr Schwerpunktkon-
zept vermittels der sogenannten dynamischen Proportionierung mit der 
notwendigen Proportionalität der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
in Einklang zu bringen. 

Ähnlich wie in marktwirtschaftlichen Systemen die Proportionen und 
Strukturen der Wirtschaftszweige durch den ökonomischen Struktur-
wandel über den Markt immer aufs neue verändert werden, muß auch 
die zentrale Planung einer Volkswirtschaft - gedrängt von der Dyna-
mik des technischen Fortschritts und der Bedürfnisse - die makroöko-
mischen Proportionen und die Branchenstrukturen fortlaufend neu ge-
stalten. Die planmäßige Veränderung der Produktionsstruktur erfordert 
deshalb eine "dynamische Proportionierung". 

Nach einer Formulierung aus der DDR-Literatur bedeutet dynamische 
Proportionierung die "aktive Veränderung und Neugestaltung der sich 
objektiv herausgebildeten volkswirtschaftlichen Proportionen durch die 
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staatliche Planung im Sinne der vorrangigen Durchsetzung der volks-
wirtschaftlich strukturbestimmenden Aufgaben entsprechend den je-
weils konkreten Erfordernissen der wissenschaftlich-technischen Revo-
lution. Auf diese Weise wird der objektiven Notwendigkeit Rechnung 
getragen, die von der Basisperiode her bestehenden Proportionen im 
Sinne einer höheren volkswirtschaftlichen Effektivität zu überwinden, 
um sie letztlich in einer neuen Qualität wiederherzustellen"46. In unserer 
Terminologie ausgedrückt, heißt das: Es sollen die in der Basisperiode 
bestehenden volkswirtschaftlichen Proportionen - insbesondere die 
Produktionsstruktur - durch die vorrangige Planung, Bilanzierung und 
Durchführung der zu volkswirtschaftlich strukturbestimmend erklärten 
Aufgaben so verändert werden, daß ein möglichst hohes und schnelles 
Wirtschaftswachstum und eine generelle Verbesserung der volkswirt-
schaftlichen Produktivität erreicht werden. Ist die Umstrukturierung, 
die unter Berücksichtigung des erkennbaren technischen Fortschritts 
und der Entwicklungstendenzen des Bedarfs der Zukunft vorgenommen 
werden soll, erfolgreich abgeschlossen, so ist eine neue bessere Propor-
tionierung, nämlich eine solche auf höherem Wachstumsniveau bei ver-
besserter Produktivität, geschaffen worden. 

So bestechend die Formel von der dynamischen Proportionierung 
klingt, so schwierig ist es jedoch, sie in der Praxis anzuwenden und den 
Strukturwandel zentralplanerisch zu bewältigen. Erfahrungsgemäß schei-
tert der hochgeschraubte Anspruch, beim gesamten Planungs- und Blan-
zierungsprozeß der Volkswirtschaft stets die dynamischen Proportionen 
herauszuarbeiten und zu präzisieren47, schon allein an den unvollkom-
menen Prognosetechniken und an dem zur Starrheit neigenden hier-
archisch strukturierten Planungsapparat. Die Planinstanzen unterdrük-
ken oft notwendige Strukturwandlungen, weil ein Plan um so leichter 
und schneller aufzustellen ist, je mehr konstante Elemente aus der vor-
herigen Planperiode übernommen werden können. Entgegen der struk-
turplanerischen Philosophie von der Notwendigkeit der dynamischen 
Proportionierung wird diese geradezu in der Praxis aller Planungsstu-
fen als größtes übel angesehen, weil selbst die Dynamisierung nur eini-
ger weniger Faktoren infolge der ökonomischen Interdependenzen 
zwangsläufig Änderungen bei vielen anderen Planungsgrößen und -rela-
tionen nach sich zieht. Ferner stemmen sich sektorale Instanzen regel-
mäßig gegen beabsichtigte strukturelle Schrumpfungen des von ihnen 
betreuten Wirtschaftszweigen, weil sie Kompetenzeinbußen und Presti-
geverlust befürchten. 

46 Autorenkollektiv unter Leitung von Horst Steeger: Planung der Volks-
wirtschaft in der DDR, Berlin (Ost) 1970, S. 120 f. 

47 Vgl. Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der 
DDR, a.a.O., S.611. 
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Während in marktwirtschaftlichen Systemen die Marktimpulse die 
ökonomischen Proportionen und Strukturen - wenngleich manchmal 
kaum wahrnehmbar - ständig ändern, besteht für den Zentralplaner 
eigentlich nur ein verhältnismäßig bescheidender Spielraum für dyna-
mische Strukturentscheidungen, nachdem eine bestimmte Grundstruktur 
geschaffen worden ist und sich diese verfestigt hat. Die komplexe Zen-
tralplanung macht es - wie offen zugegeben wird - praktisch unmög-
lich, "in jährlichen Intervallen immer wieder die Gesamtheit (oder den 
größten Teil) der Proportionen und der ihnen zugrunde liegenden Re-
produktionsbeziehungen von Grund auf neu zu gestalten"48. 

Auch strukturpolitisch muß in einer Zentralverwaltungswirtschaft auf 
eine ständige Dynamisierung der Proportionen, die u. U. Strukturver-
änderungen in relativ kurzen Intervallen erfordern würde, verzichtet 
werden, weil anderenfalls die strategischen Strukturziele, die insbeson-
dere die Hauptrichtungen der Wirtschaftsentwicklung ex ante lang-
fristig fixieren, nicht erreicht werden können. Diese planungstechnisch 
und strukturpolitisch bedingte relative Starrheit der sektoralen Struk-
turplanung führt dazu, daß offensichtliche Fehlplanungen - beispiels-
weise aufgrund falscher Einschätzung des künftigen Bedarfs oder der 
Entwicklungsrichtung technischer Neuerungen - entweder überhaupt 
nicht oder erst ziemlich spät korrigiert werden. Besonders deutlich zeigt 
sich dies an der zementierten Produktionsstruktur einiger osteuropäi-
scher Zentralverwaltungswirtschaften, auf deren überdimensionierten 
schwerindustriellen Fundamenten in traditioneller Weise einfach weiter-
gebaut wurde, obwohl der erkenn:bare technisch-ökonomische Trend 
bereits in ganz andere Richtung ging. So wurde der Ausbau der metall-
erzeugenden und -verarbeitenden Industrie auch dann noch forciert, als 
in den westlichen Industrieländern die chemische Industrie längst das 
"Plastikzeitalter" eingeläutet hatte. Erst als Engpässe in der Mate-
rialversorgung der metallverarbeitenden Industrie - trotz relativ ho-
her Eisen- und Stahlproduktion - auftraten, wurde die Kunststoff-
herstellung auf breiter Basis vorangetrieben, um den insgesamt über-
höhten Eisen- und Stahlverbrauch der Wirtschaft durch Bereitstellung 
von Substitutionsprodukten zu vermindern. 

Die sektorale Strukturpolitik in Zentralverwaltungswirtschaften ist 
vom theoretischen Planungskonzept her eine vorausschauende pro-
grammierte Sektorenpolitik, während sektorspezifische Aktivitäten der 
Strukturpolitik in marktwirtschaftlich orientierten Systemen in der 
Regel reaktiven Charakter haben. Unzulässig ist es, daraus zu folgern, 
daß die Verwirklichung einer "Strukturpolitik aus einem Guß" bei 

~8 Politische Ökonomie des Sozialismus und ihre Anwendung in der DDR, 
a.a.O., S. 572. 
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imperativer sektoraler Programmierung leichter gelingt, als bei nur 
gelegentlichen reaktiven Strukturmaßnahmen. Schon allein aufgrund 
des relativ großen Umfanges strukturpolitischer Planungen und Hand-
lungen, die sich auf die gesamte Produktionsstruktur der Zentralver-
waltungswirtschaft erstrecken, und des in der Praxis zumeist vielstu-
figen Planungs-, Plandurchführungs- und Kontrollapparates ergeben 
sich regelmäßig beträchtliche Reibungsflächen und Koordinierungspro-
bleme zwischen den zahlreichen Instanzen. 

Ähnlich wie in unvollkommenen Marktwirtschaften identifizieren sich 
die Industrie-, Handels-, Verkehrs-, Agrarministerien sowie andere 
Branchenministerien der unvollkommenen Zentralverwaltungswirt-
schaften und innerhalb der Branchenministerien die für einzelne Indu-
strie-, Handels-, Verkehrs- oder Agrarsparten zuständigen Abteilungen 
mit den jeweiligen Branchenzielen und partikularen Forderungen der 
von ihnen betreuten Wirtschaftszweige und Gruppen. Die Folge ist, daß 
die strukturpolitischen Instanzen bei ihren autonomen Entscheidungen 
sowie Informations- und Beratungsfunktionen gegenüber übergeord-
neten Instanzen oft gesamtwirtschaftlich schädliche Nebenwirkungen 
spezieller sektorpolitischer Maßnahmen und damit das Allgemeinwohl 
zu wenig beachten. 

Gewisse Probleme der sektoralen Strukturpolitik in unvollkommenen 
Zentralverwaltungswirtschaften bringt die Trennung der Zuständigkei-
ten für die strukturelle Planung und die Plandurchführung mit sich. 
Ausgehend von der überlegung, daß bei einer umfassenden Zuständig-
keit die Verantwortlichen voraussichtlich "weiche" Pläne, die sie leicht 
erfüllen könnten, ausarbeiten würden, wurde die Planung der Plankom-
mission und die Plandurchführung den Fachministerien oder regionalen 
Instanzen nebst deren nachgeordneten Instanzen übertragen. Erfah-
rungsgemäß herrscht ein ständiger "Papierkrieg" zwischen den planeri-
schen und den plandurchführenden Instanzen. Die strukturpolitischen 
Instanzen vergeuden viel Zeit und Energie damit, daß sie fast ständig 
Material für ihre Exkulpation von Planungs- bzw. Plandurchführungs-
entscheidungen, die sich als Fehlentscheidungen erwiesen haben oder 
erweisen könnten, sammeln und Rechtfertigungspapiere für kritisierte 
Planungsentscheidungen oder die Nichterfüllung der Pläne ausarbeiten. 

Bisher haben sich in den konkreten Zentralverwaltungswirtschaften 
Osteuropas noch keine überzeugenden Organisationskonzepte für eine 
optimale Wirtschaftsverwaltung herauskristallisiert. Der verschiedent-
liche Wechsel vom Sektoral- zum Regionalprinzip und umgekehrt sowie 
die Umgestaltung der Planträgerhierarchie, die einmal die Entscheidun-
gen näher beim Planungszentrum (Zentralisierungsprozeß) und ein an-
deres Mal näher bei den plandurchführenden Stellen (Dezentralisie-
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rungsprozeß) konzentriert, zeugt nicht von einem klaren Organisations-
konzept. Ein wie großer Wild wuchs sich in der Organisation der Wirt-
schaftsverwaltung mancher Zentralverwaltungswirtschaften breit ge-
macht hat, zeigt sich z. B. drastisch daran, daß in 22 sowjetischen Indu-
strieministerien 125 verschiedene Systeme und Subsysteme der Indu-
strieverwaltung gezählt worden sind49• Neuerdings wird versucht, die 
Vielstufigkeit der Wirtschaftsverwaltung einzuschränken. 

2. Probleme und Schwächen der sektoralen Strukturpolitik 
in marktwirtschaftlich orientierten Systemen 

Eine Hauptschwäche der sektoralen Strukturpolitik in unvollkomme-
nen Marktwirtschaften ist meist darauf zurückzuführen, daß es an 
einem Zielsystem, das in sich konsistent und mit den anderen Zielen 
der Wirtschaftspolitik abgestimmt ist, fehlt. Die Leitbildziele der wirt-
schaftspolitischen Konzeption sind bisher bei der Aufstellung der struk-
turpolitischen Detailziele zu wenig beachtet worden. Die Folge ist, daß 
viele sektorspezifische Strukturziele in permanentem Zielkonflikt mit 
den übergeordneten gesamtwirtschaftlichen Zielen stehen. 

In allen marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnungen haben sich die 
vier Grundpostulate Freiheit, Gerechtigkeit, Wohlstand und Sicherheit 
in den jeweils maßgebenden ordnungspolitischen Prinzipien und ge-
samtwirtschaftlichen Zielen niedergeschlagen. 

Aus den verfassungsrechtlichen Grundrechten, anderen wirtschafts-
relevanten Grundgesetzen - insbesondere dem Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen und dem Gesetz zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft - sowie aus Verlautbarungen der poli-
tisch-staatlichen Entscheidungsträger läßt sich ableiten, daß die Wirt-
schaftspolitik in der Bundesrepublik Deutschland im wesentlichen zur 
Erreichung bzw. Sicherung folgender ordnungspolitischer Prinzipien 
und gesamtwirtschaftlicher Ziele beitragen soll: 

- Marktfreiheit 
- Leistungsgerechtigkeit 

(insbesondere in der Einkommensverteilung) 
- Geldwertstabilität 
- Stetiges Wirtschaftswachstum 
- Soziale Sicherheit insbesondere durch Vollbeschäftigung 
- Außen wirtschaftliches Gleichgewicht (Zahlungsbilanzausgleich) 

49 Das vor genannte Beispiel findet sich bei Hans-Herrmann Höhmann und 
Hans Bernhard Sand: Ergebnisse und Probleme der sowjetischen Wirtschafts-
reform. In: Höhmann - Kaser - Thalheim (Hrsg.): Die Wirtschaftsordnungen 
Osteuropas im Wandel, Bd. I, Freiburg i. Br. 1972, S. 17. 
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Die strukturpolitischen Detailziele der Agrar-, Verkehrs-, Energie-
politik sowie anderer Sektoralpolitiken verstießen häufig gegen Ord-
nungsprinzipien und widersprachen übergeordneten gesamtwirtschaft-
lichen Zielen. So wurde vor allem das für eine marktwirtschaftliche 
Ordnung konstitutive Prinzip der Marktfreiheit, das einen freien Tausch-
verkehr (Ware gegen Geld) der Marktparteien, freie Marktpreisbildung, 
freien Marktzugang und Marktrnachteindämmung beinhaltet, bei struk-
turpolitischen Sektoralmaßnahmen - ohne zwingende Notwendigkeit 
- oft mißachtet. Staatliche Preisfestsetzungen für bestimmte Wirt-
schaftszweige aus protektionistischen Gründen (z. B. Agrarerzeuger-
preise, bestimmte Güterverkehrstarife), Marktzugangsbeschränkungen 
in Form von Kontingenten (z. B. im gewerblichen Straßengüterfernver-
kehr) oder zweifelhafte Berufsordnungen (z. B. für bestimmte freie Be-
rufe) sowie staatlich zugelassene oder geförderte Bildungen von markt-
rnächtigen Wirtschaftseinheiten (z B. Stahlsyndikate, Ruhrkohlenein-
heitsgesellschaft) haben das Prinzip der Marktfreiheit stark ausgehölt. 
Obwohl in einigen der vorgenannten Fälle begründete Aussicht bestand, 
die sektoralen Strukturprobleme mit marktkonformen Mitteln zu lösen, 
griffen dennoch die staatlichen Instanzen sogleich zu massiven Marktin-
terventionen, die hinwiederum zumeist Probleme an anderer Stelle ent-
stehen ließen. Es bestätigt sich vielfach die Erfahrung, daß in einer 
unvollkommenen Marktwirtschaft protektionistische und dirigistische 
Partialmaßnahmen weitere solcher Art nach sich ziehen50• 

Die sektorale Strukturpolitik hat die Chance, zur Geldwertstabilität 
beizutragen, indem sie die Fähigkeit und Willigkeit der Wirtschafts-
subjekte zur Anpassung an den Strukturwandel erhöht und damit eine 
bessere Abstimmung zwischen Angebot und Nachfrage bewirkt, kaum 
genutzt. Die weitgehend praktizierte Strukturerhaltungspolitik hat sich 
zweifellos negativ auf die Geldwertstabilität ausgewirkt. Die besonders 
von Verbandsvertretern häufig geäußerte Ansicht, ihre Branche bzw. 
die sektorale Strukturpolitik habe durch die staatlich festgesetzten und 
konstant gehaltenen Branchenpreise einen Beitrag zur Stabilhaltung des 
Preisniveaus geleistet, ist unrichtig in allen jenen Fällen, in denen ohne 
den staatlichen Preiseingriff die Marktpreise der betreffenden Branchen 
gesunken wären und somit einen Ausgleich für Preissteigerungen an 
anderer Stelle geboten hätten. Die vielfach verdeckt verfolgten Ziele 
der künstlichen Einkommenserhöhung zugunsten bestimmter Branchen 
mittels Wettbewerbsbeschränkungen, die regelmäßig zu Lasten anderer 

so Ein charakteristisches Beispiel: Der Steinkohlenprotektionismus ver-
teuerte die einheimische Kohle für die Stahlproduzenten, was wiederum den 
Staat veranlaßte, Kokskohlesubventionen zu gewähren, um die Stahlindustrie 
beim Bezug einheimischen Hochofenkokses preislich nicht schlechter als beim 
Bezug von preiswerter Auslandskohle zu stellen. 
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Gruppen gehen, widersprechen eindeutig der Forderung nach einer 
leistungsgerechten Einkommensverteilung für alle Wirtschaftssubjekte51• 

Indem der Staat durch administrative Preisfestsetzungen52, Anbieter-
schutzordnungen oder andere Wettbewerbsbeschränkungen bestimmten 
Branchen- oder Gruppenangehörigen zu einem am freien Markt nicht 
erzielbaren Einkommen verhalf, verhinderte er auch die angestrebte 
breitere Vermögensstreuung. Müssen nämlich die nichtbegünstigten 
breiten Schichten der Bevölkerung wegen der mit Staatshilfe hochge-
haltenen Konsumgüter- oder Dienstleistungspreise einen großen Teil 
ihres Einkommen für diese lebensnotwendigen Güter und Dienste aus-
geben, so verbleibt ihnen nur ein geringer Einkommensanteil, den sie 
zum Sparen und zur anderweitigen Vermögensbildung verwenden kön-
nen. 

Manchmal haben strukturpolitische Maßnahmen, die primär Arbeits-
plätze und Arbeitnehmereinkommen in Schrumpfungsbereichen entge-
gen den Markttendenzen erhalten wollen, dem Ziel langfristiger sozialer 
Sicherheit entgegengewirkt. Da Arbeitnehmer besonders im Steinkoh-
lenbergbau durch wiederholte Strukturhilfen, die zur Aufrechterhal-
tung unrentabler Betriebe führten, davon abgehalten wurden, sich 
rechtzeitig auf andere Berufe umschulen zu lassen, fielen sie in ihrer 
beruflichen Mobilität zurück. Als sich der zeitweise zurückgestaute 
Schrumpfungsprozeß später mit Macht Bahn brach, erhöhten die immo-
bilen unqualifizierten Arbeitskräfte die Quote der strukturellen Arbeits-
losigkeit. 

Einige langfristige Einfuhrrestriktionen, die zur Abschirmung be-
stimmter einheimischer Wirtschaftszweige vor der Auslandskonkurrenz 
ergriffen worden sind, haben möglicherweise dem Ziel des außenwirt-
schaftlichen Gleichgewichts in der Bundesrepublik Deutschland zeit-
weise entgegengewirkt. So haben sicherlich einige relativ hohe Einfuhr-
zölle auf bestimmte Agrarerzeugnisse aus Nicht-EWG-Ländern und ver-
einzelte Einfuhrkontingente bzw. Selbstbeschränkungsabkommen für 
einige Gebrauchsgüter aus sogenannten Niedrigpreisländern eine mög-
liche Reduzierung des zeitweise hohen Außenhandelssaldos der Bun-
desrepublik Deutschland verhindert. 

51 Eine eventuell aus sozialen Gründen notwendige Einkommensumvertei-
lung sollte über die Sozialpolitik direkt und nicht über die sektorale Struk-
turpolitik indirekt und verdeckt erfolgen, weil anderenfalls das Ausmaß der 
effektiven Einkommensumverteilung und die daraus resultierenden Belastun-
gen für andere Schichten nicht erkennbar und kontrollierbar sind. 

52 Welches bedenkliche Ausmaß die Festsetzung administrierter Preise -
teilweise eindeutig zugunsten der Anbieter - erreicht hat, zeigt sich an einer 
Analyse des Bundesministeriums für Wirtschaft aus dem Jahre 1970, nach der 
etwa 40 Prozent der im Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haus-
halte enthaltenen Güter und Leistungen vom Staate festgesetzt oder durch 
staatliche Vorschriften direkt beeinflußt werden. 
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Die Verstöße der sektoralen Strukturpolitik gegen das gesamtwirt-
schaftliche Wachstumsziel sind so zahlreich, daß man ohne übertreibung 
von einer wachstumshemmenden Strukturpolitik sprechen kann. Die 
proklamierte mobilitäts- und wachstumsorientierte Strukturpolitik steht 
dagegen nur auf dem Papier. In Wirklichkeit besteht die praktizierte 
sektorale Strukturpolitik vorwiegend aus einem Sammelsurium von 
punktuellem Dirigismus und Branchenprotektionismus, der vor allem 
Branchenbesitzstände oder Gruppenprivilegien sichert und damit pri-
mär strukturkonservierend wirkt. Da Wirtschaftswachstum in einer 
arbeitsteilung Volkswirtschaft regelmäßig ein relativ hohes Maß an 
Mobilität der Produktionsfaktoren und an Flexibilität der ökonomischen 
Strukturen bedingt, führt Strukturkonservierung zu Wachstumsver-
lusten. 

In der Bundesrepublik Deutschland zeigt sich die vorwiegend prakti-
zierte Strukturerhaltungspolitik besonders deutlich an den im Mittel-
punkt strukturpolitischer Aktivitäten stehenden Problembereichen der 
Agrar-, Energie- und Verkehrswirtschaft. Die Agrarmarktordnungen 
als Anbieterschutzordnungen, die jährlich einige Milliarden an Inter-
ventionskosten verschlingen, haben zwar den Abwanderungsprozeß von 
Arbeitskräften aus der Landwirtschaft nicht unterbunden, aber den not-
wendigen Wandel der überkommenen Agrarstrukturen seit über zwei 
Jahrzehnten verzögert. Der Protektionismus zugunsten des deutschen 
Steinkohlenbergbaus, der sich seit Beginn der Kohlenabsatzkrise im 
Jahre 1958 sukzessive ausdehnte53, verhinderte bisher eine ausreichende 
Anpassung der Förderkapazität an die gesunkene Steinkohlennachfrage. 
Da die deutsche Steinkühle aufgrund ungünstiger geologischer Ab-
bauverhältnisse, haher Arbeitskosten und Belastung mit Alt- und Erb-
lasten - trotz beträchtlich gestiegener Mineralölpreise seit der Erd-
ölkrise 1973 - immer noch zu den teuersten Energieträgern ge-
hört, ist selbst bei Zuerkenntnis einer faktisch begrenzten Funktion als 
Sicherheitspolster eine Renaissance der Steirrkohle unwahrscheinlich. 
Vermutlich gehört die Zukunft der Kernenergie. 

Der umfassende Verkehrsdirigismus auf den Güterverkehrsmärkten, 
der im Kern noch aus der Zeit der Weltwirtschaftskrise der dreißiger 
Jahre stammt, hat die rechtzeitige Anpassung der Verkehrszweige an 

53 Nach und nach wurden für den Steinkohlenbergbau folgende Förderungs-
maßnahmen ergriffen: Mengenmäßige Beschränkung der Kohleneinfuhr, 
Kohlenzoll, Frachthilfe für Kohlentransporte, Heizölsteuer, Selbstbeschrän-
kung der Mineralölwirtschaft beim Heizölabsatz, Hilfen für die Rationalisie-
rung von Zechen, Stillegungsprämien, Förderung der Verwendung von Kohle 
in Kraftwerken, Subventionen zur Stabilisierung des Absatzes von Koks-
kohle und Hochofenkoks an die Eisen- und Stahlindustrie, Förderung des 
Baues von Heizwerken auf Kohlenbasis, Staatsbürgschaften für die Ruhr-
kohleeinheitsgesellschaft. 
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den ökonomischen Strukturwandel und eine volkswirtschaftlich sinn-
volle Aufgabenteilung insbesondere zwischen der Eisenbahn und dem 
Straßengüterverkehr seit vier Jahrzehnten verhindert. Die mit der so-
genannten Kleinen Verkehrsreform von 1961 verkündete Zielvorstel-
lung, den Güterverkehr insbesondere über eine "marktgerechte" Ver-
kehrspreisbildung an die Marktwirtschaft heranzuführen und damit die 
verkrusteten Verkehrsstrukturen den gewandelten Nachfrageverhält-
nissen anzupassen, hat sich bisher kaum erfüllt. Die kollektiv zwischen 
Vertretern des Verkehrsgewerbes und der verladenden Wirtschaft aus-
gehandelten Verkehrspreise, die durch Rechtsverordnung der staatlichen 
Genehmigungsbehörde allgemeinverbindlich werden, haben die Steue-
rungsfunktion freier Marktpreise auch nicht angenähert ersetzen kön-
nen. Es zeigt sich, daß Gruppenverhandlungen in der Regel keine 
Marktalternative sind5'. 

Die Gründe dafür, daß die politisch-staatlichen Instanzen trotz der 
proklamierten Strukturanpassungspolitik realiter eine überwiegende 
Strukturerhaltungspolitik betreiben, liegen hauptsächlich in der starken 
Interessenverfilzung zwischen Politik und Wirtschaft, die beide von 
einer getarnten Strukturerhaltungspolitik Vorteile für sich erhoffen. Er-
fahrungsgemäß neigen die Regenten aus wahlpolitischen Überlegungen 
dazu, die sektorale Strukturpolitik vornehmlich für eine gezielte Politik 
der Wahlgeschenke an potentielle Wählergruppen zu mißbrauchen. Die 
Branchenministerien, die sich unter dem permanenten Druck von Ver-
bänden und Berufsorganisationen quasi in eine Betreuerrolle für ein-
zelne Wirtschaftsbereiche haben hineindrängen lassen, greifen manch-
mal vorschnell und bedenkenlos die ihnen von Verbandsvertretern of-
ferierten Lösungsmöglichkeiten für angebliche Branchenprobleme auf. 
In diesen Fällen, in denen die Problemlösung von vornherein unter 
ausschließlicher oder überwiegender Berücksichtigung von bestimmten 
Partikularinteressen gesucht wird, kommt es meist zur Anwendung von 
Maßnahmen mit vorwiegendem Strukturerhaltungseffekt zugunsten der 
Staatshilfe fordernden Wirtschafiszweige und zu Lasten der Gesamt-
wirtschaft, der Verbraucher oder der Steuerzahler. 

Manche Schutzbehauptung strukturpolitischer Instanzen, sie wollten 
den notwendigen Strukturwandel - wenngleich unter Milderung ge-
wisser unerwünschter sozialer Folgen - vorantreiben, bricht zusammen, 
wenn man sich die eingesetzten Instrumente mit oft eindeutiger Struk-
turerhaItungswirkung ansieht. Zwar besteht die Möglichkeit, daß die 
staatlichen Instanzen tatsächlich ein Strukturanpassungsziel verfolgen 

5' Vgl. Hans-Rudolf Peters: Sind Gruppenverhandlungen eine Marktalter-
native? Zur Theorie kollektiver Preisverhandlungen bilateraler Zwangs kar-
teIle. In: Schmollers Jahrbuch für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, 
91. Jg., 1971, S. 641 ff. 
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wollen, aber wegen falscher Mittelwahl unbeabsichtigt Strukturerhal-
tungspolitik betreiben. Da jedoch in der Regel die Primärwirkungen 
von strukturpolitischen Maßnahmen zumindest grob abgeschätzt wer-
den können, vergreifen sich die Instanzen der sektoralen Strukturpoli-
tik kaum jemals so sehr in der Wahl der Instrumente, daß durch den 
Mitteleinsatz praktisch der Gegeneffekt zum angestrebten Zweck er-
reicht wird. Allerdings werden oft die Sekundärwirkungen struktur-
politischer Maßnahmen, die sich schädlich auf andere Ziele auswirken 
können, nicht berücksichtigt oder gering geachtet. Ausgehend von der 
Erfahrung, daß die staatlichen Instanzen regelmäßig die strukturpoliti-
schen Mittel nach dem Kriterium der voraussichtlichen Primärwirkung 
auswählen, läßt sich aufgrund des gewählten Mittels treffsicher auf das 
tatsächlich angestrebte Ziel schließen. Solche Mittel-Ziel-Analysen zei-
gen oft, daß das proklamierte mit dem tatsächlich verfolgten Ziel 
nicht identisch sein kann. 

In der Regel deuten staatliche Mindestpreise, Anbieterschutzordnun-
gen und Erhaltungssubventionen als die drei klassischen Mittel sekto-
raler Einkommenssicherung und Besitzstandserhaltung zugunsten der 
Produzenten darauf hin, daß - unabhängig von eventuell anderslau-
tenden Zielsetzungen - realiter sektorale Strukturerhaltungsziele ver-
folgt werden. Zu den meistbenutzten Mitteln getarnter Strukturerhal-
tungspolitik gehören staatlich tolerierte oder verordnete Wettbewerbs-
beschränkungen innerhalb bestimmter Wirtschaftszweige und staatliche 
Interventionen zur Eindämmung der Substitutionskonkurrenz. 

Insoweit die politisch-staatlichen Instanzen in relativ engem Maße 
Strukturanpassungspolitik - die diese Bezeichnung tatsächlich verdient 
- betrieben haben, sind auch diese strukturpolitischen Aktivitäten nicht 
frei von Mängeln gewesen. Ein wesentlicher Mangel bestand häufig dar-
in, daß alternative Strukturanpassungsmittel hinsichtlich des Grades 
ihrer Zielkonformität einschließlich ihrer Neben- und Fernwirkungen 
nicht oder nicht sorgfältig genug abgewogen worden sind. Notwendige 
und mögliche Kosten-Nutzen-Analysen, die selbst bei schwierigen Be-
wertungsproblemen gewisse Anhaltspunkte über die Eignung branchen-
politischer Maßnahmen hätten geben können, unterblieben meist. So 
fanden die strukturpolitischen Instanzen vielfach nicht das bestgeeig-
nete Mittel, mit dem der angestrebte Zweck soweit wie möglich zielkon-
form und mit dem am wenigsten belastenden Eingriff für andere Wirt-
schaftssubjekte oder mit dem geringsten Aufwand an öffentlichen Fi-
nanzmitteln hätte erreicht werden können. Eine Erfolgskontrolle von 
Maßnahmen der sektoralen Strukturpolitik, die eventuell rechtzeitig zu 
einer Korrektur oder besseren Dosierung der eingesetzten Mittel hätte 
führen können, fand kaum jemals statt. Meist rafften sich die struktur-
politischen Instanzen erst unter dem Druck beträchtlicher und unüber-

4 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 76 
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sehbarer Budgetdefizite dazu auf, die zahlreichen Strukturhilfen etwas 
genauer auf ihre Existenzberechtigung zu überprüfen. An den Subven-
tionsberichten der Bundesregierung läßt sich jedoch ablesen, daß solche 
überprüfungen die Branchensubventionen und sektoralen Steuerver-
günstigungen kaum nennenswert reduziert haben55• Offensichtlich fällt es 
den Regenten in parlamentarischen Demokratien mit ausgeprägter Ver-
bändernacht schwer, einmal gewährte Staatshilfen gegen den heftigen 
Widerstand der begünstigten Wirtschaftszweige, der sich oft in gleich-
gerichteten Aktionen des Produzentenverbandes und der korrespon-
dierenden Branchengewerkschaft kumuliert56, abzubauen. 

Der Verbändeeinfluß, der die sektorale Strukturpolitik wesentlich 
mitgeprägt hat, bedarf im folgenden einiger näherer Erläuterungen57• 

Manchmal resultiert der relativ große Einfluß von Branchenverbänden 
auf die sektorale Strukturpolitik daraus, daß die politische Führung re-
gelmäßig an den Forderungen einer mitgliedsstarken Branchenorgani-
sation (beispielsweise des Bauernverbandes oder der Industriegewerk-
schaften) nicht achtlos vorbeigeht, weil sie sich das beträchtliche Wäh-
lerreservoir - verkörpert in den Organisationsmitgliedern zuzüglich 
eventueller Familienangehöriger - erhalten oder erschließen will. Er-
fahrungsgemäß setzen aber auch viele Branchenorganisationen mit ge-
ringem Wählerpotential erstaunlich oft ihre Partikularinteressen - von 
einer breiten Öffentlichkeit fast unbemerkt - in der sektoralen Struk-
turpolitik durch. Manchmal sind aktive kleine Verbände, die in ständig 
intensiver· Verbindung mit den Branchenministerien stehen, erfolg-
reicher als mancher große Verband, der seine Forderungen lautstark in 
der Öffentlichkeit vertritt und meist Gegenkräfte bei anderen Interes-
senorganisationen und den Massenmedien weckt. 

Erfahrungsgemäß dominieren Produzenteninteressen in der sektora-
len Strukturpolitik. Ein Kernsatz von Downs lautet: "Demokratische 
Regierungen neigen dazu, in ihren Maßnahmen die Produzenten gegen-
über den Konsumenten zu begünstigen 58" • Er führt dies vornehmlich 

55 Vgl. Subventionsberichte der Bundesregierung seit 1967. Bundestags-
drucksachen V/2423, VI/391, VI/2994, 7/1144. 

58 Während die Interessen der Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände 
bei Lohntarifverhandlungen entgegengesetzt sind, unterstützen die Branchen-
gewerkschaften in der sektoralen Strukturpolitik oft alle Forderungen ihres 
korrespondierenden Produzentenverbandes nach Branchensubventionen, wett-
bewerbsbeschränkenden Branchenordnungen und Branchenprivilegien jeder 
Art in der Hoffnung, daß dadurch der Spielraum für Lohnzugeständnisse der 
Arbeitgeber und das Reservoir potentieller Mitglieder ihrer Branchengewerk-
schaft größer wird oder zumindest gewahrt bleibt. 

57 Weitere Ausführungen bei: Hans-Rudolt Pete1's: Grundzüge sektoraler 
Wirtschaftspolitik, Freiburg i. Br. 1971, S. 149 ff. 

58 Anthony Downs: Ökonomische Theorie der Demokratie, Tübingen 1968, 
S.291. 
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dalauf zurück, daß Produzenten - im Gegensatz zu Konsumenten -
"sich sowohl den Aufwand für Fachinformationen, die zur Einflußnahme 
nötig sind, als auch die Begleichung der Kosten für die übermittlung 
ihrer Ansichten an die Regierung besser leisten (können) "59. Olsen 
kommt zu dem Ergebnis, "daß das organisierte und aktive Interesse 
kleiner Gruppen dahin tendiert, über die nicht-organisierten und nicht-
geschützten Interessen großer Gruppen zu obsiegen6o• In der Tat läßt 
sich gerade in der sektoralen Strukturpolitik beobachten, daß Pro du-
zentenverbände und Berufsorganisationen, die oft nur eine winzige 
Minderheit der Bevölkerung als Mitglieder in ihrer Organisation ver-
einen, rigoros ihre Gruppeninteressen manchmal zu Lasten aller Konsu-
menten durchsetzen. So haben Verbandsvertreter einiger Wirtschafts-
zweige dem Staat wiederholt Wettbewerbsbeschränkungen zu Lasten 
der Konsumenten mit recht zweifelhaften Begründungen quasi abge-
listet. Eine der Standardbegründungen für erstrebte Wettbewerbsbe-
schränkungen ist die Behauptung, die Besonderheiten der Branchen-
produktion führe ohne Wettbewerbsbeschränkungen oder - in der 
Sprache der Verbände ausgedrückt - ohne "geordneten" Wettbewerb 
zwangsläufig zu ruinöser Konkurrenz mit gesamtwirtschaftlich schäd-
lichen Folgen. Bei näherer Analyse entpuppt sich dann die angebliche 
Tendenz zu ruinösem Wettbewerb meist als generelle Beschreibung des 
Wettbewerbsprozesses und seiner erwünschten Auslesefunktion. Obwohl 
die Thesen über die Branchenbesonderheiten und den daraus angeblich 
resultierenden funktionsunfähigen Wettbewerb durchweg unhaltbar und 
wissenschaftlich widerlegt worden sind6t, wurden sie gelegentlich von 
den politisch-staatlichen Entscheidungsträgern aufgegriffen und zur 
Rechtfertigung von Wettbewerbsbeschränkungen verwandt. So spielt 
die stets interessengefärbte Branchenbesonderheits-Ideologie bei dem 
Kampf um die Errichtung oder Aufrechterhaltung wettbewerbsmin-
dernder Sonderordnungen für einige Branchen wie beispielsweise den 
Güterverkehr, die Elektrizitätswirtschaft, die Versicherungswirtschaft 
und die Landwirtschaft nach wie vor eine bedeutende Rolle. Solche Bran-
chenordnungen verdanken ihre Errichtung und Zählebigkeit zumeist 
den gemeinsamen Anstrengungen bestimmter Branchenministerien und 
der mit ihnen korrespondierenden Branchenverbände, deren Interessen 
an einer Politik sui generis gleichgerichtet sind. Erfahrungsgemäß 
neige. die auf Eigenständigkeit bedachten Branchenministerien dazu, 
sich durch Errichtung von sektoralen Sonderordnungen von der all ge-

59 Derselbe: Ebendort, S.249. 
60 Mancur Olsen: Die Logik des kollektiven Handeins, Tübingen 1968, S. 142. 
11 Vgl. Hans H. Scheib: Branchenbesonderheiten, Heidelberg 1967; Hans-

Rudolf Peters: Marktwirtschaftliche Verkehrsordnung und die "Besonder-
heiten" des Güterverkehrs, Bad Godesberg 1966 . 

•• 
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meinen Wirtschaftspolitik abzugrenzen und eine eigene Politik vor-
nehmlich zugunsten der von ihnen "betreuten" Wirtschaftszweige zu 
betreiben. Der Abbau von wettbewerbsmindernden Branchenordnun-
gen, deren einstmaliger situationsbedingter Anlaß oft längst entfallen 
ist, gelingt meist nicht, weil sich bei einem solchen Vorhaben regelmäßig 
der Ressortegoismus der betreffenden Branchenministerien mit den 
Eigeninteressen der begünstigten Wirtschaftszweige zu einer nahezu un-
überwindlichen Kräftephalanx in der Verteidigung der Sonderregelung 
verbindet. 

Die sektorale Strukturpolitik ist infolge der starken Interessenver-
filzung zwischen den strukturpolitischen Instanzen (insbesondere Bran-
chenministerien und den Verbänden nahestehende Parlamentarier) und 
der auf ihre Partikularinteressen bedachten Branchenverbände zu einer 
überwiegenden Anbieterschutzpolitik degeneriert. Soll eine weitere 
Aushöhlung der marktwirtschaftlichen Ordnung, insbesondere die struk-
turpolitische Schaffung neuer Gruppenprivilegien, aufgehalten werden, 
so muß die "unheilige Allianz" von Staat und Verbandskräften (Goetz 
Briefs) eingedämmt und die heute nahezu unbeschränkte Ermessens-
freiheit der strukturpolitischen Entscheidungsträger eingegrenzt wer-
den82• 

VII. Vergleichende Betrachtung der sektoralen Strukturpolitik 
in alternativen Wirtschaftssystemen 

Marktwirtschaftlich und zentralverwaltungswirtschaftlich orientierte 
Wirtschafts systeme weisen sowohl unterschiedliche als auch gleichartige 
strukturpolitische Charakteristika und Probleme auf, die sich thesen-
artig wie folgt zusammenfassen lassen: 

1. Die sektorale Strukturpolitik ist in zentralverwaltungsorientierten 
Systemen der dominierende Teil der Wirtschaftspolitik. Dagegen 

62 Die Vorschläge des Verfassers dafür lauten: Notwendig ist eine stärkere 
Kontrolle von Gruppen- und Ressortinteressen. Dies kann z. B. durch stär-
kere Transparenz über die Zusammenarbeit von Staatsbürokratie und Ver-
bandskräften geschehen. Angebracht erscheint die Bildung eines interessen-
neutralen Sachverständigenrates zur Begutachtung sektoraler Fragen, um die 
interessenbezogene Verbandsberatung der staatlichen Entscheidungsträger 
durch wissenschaftlich erarbeitete Alternativvorschläge abzulösen. Dringend 
geboten ist die Schaffung eines Rahmengesetzes zur sektoralen Strukturpoli-
tik (Strukturanpassungsgesetz), das strukturpolitische Förderungsmaßnahmen 
zugunsten von Branchen und Gruppen an strenge Voraussetzung bindet. 
Näheres bei Hans-Rudolf Peters: Grundzüge sektoraler Wirtschaftspolitik, 
Freiburg i. Br. 1971, S. 177 ff.; derselbe: Strukturanpassungsgesetz gegen 
wuchernden Branchenprotektionismus. In: Wirtschaftsdienst - Wirtschafts-
politische Monatsschrift, Nr.12/1971, S. 647 ff.; derselbe: Theorie und Praxis 
sektoraler Strukturpolitik. In: Kleps - Peters - Pachucki: Grundfragen staat-
licher Strukturpolitik. Veröffentlichungen des Österreichischen Wirtschafts-
instituts für Strukturforschung und Strukturpolitik, Bd. 1, Linz 1972, S. 57 ff. 
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kommt ihr in marktwirtschaftlich orientierten Systemen nur eine 
ergänzende Funktion zur dominierenden Wettbewerbs- und zur 
Konjunkturpolitik zu. 

2. Gemäß der wirtschaftspolitischen Konzeption kann das Ausmaß der 
sektoralen Strukturpolitik in marktwirtschaftlich orientierten Sy-
stemen um so kleiner gehalten werden, je mehr strukturelle Anpas-
sungsprobleme der Wirtschaftssubjekte und Mobilitätshindernisse 
der Produktionsfaktoren bereits durch eine funktionsfähige Wett-
bewerbspolitik83 und Konjunkturpolitik64 ausgeräumt werden. 

3. Die sektorale Strukturpolitik in zentralverwaltungswirtschaftlich 
orientierten Systemen, die sich einer zentralen Strukturplanung und 
zur Plandurchsetzung überwiegend direkt strukturgestaltender In-
strumente (Plananweisung) bedient, verfolgt ex-ante-quantifizierte 
Investitions- und Produktionsziele. Sie hat imperativ-programmier-
ten Charakter85, während die strukturpolitischen Sektoraktivitäten 
in marktwirtschaftlich orientierten Systemen in der Regel reaktiv 
sind, das heißt die strukturpolitischen Instanzen reagieren auf be-
reits entstandene Sektoralprobleme. 

4. Die strukturpolitischen Instanzen benötigen für ihre Entscheidungs-
findung Informationen aus dem eigenen Wirtschaftsverwaltungsap-
parat, von anderen Behörden und Institutionen, von Interessenorga-
nisationen und den Einzelwirtschaften, wobei der Informationsbe-
darf der staatlichen Entscheidungsträger in zentralverwaltungswirt-
schaftlich orientierten Systemen beträchtlich größer und dringender 
ist. Bei einer programmierten Strukturpolitik, die auf der Grundlage 
von Prognosen die künftige Strukturentwicklung gestalten will, sind 
naturgemäß die Ansprüche an die Qualität des Informationsmaterials 
(z. B. "richtige" Widerspiegelung eines ökonomischen Trends für 

83 Zur Frage einer funktionsfähigen Wettbewerbspolitik vgl. insbesondere 
Erich Hoppmann: Workable Competition als wettbewerbspolitisches Konzept. 
In: Theoretische und institutionelle Grundlagen der Wirtschaftspolitik, Berlin 
1967, S. 145 ff. Ferner vgl. Hans-Rudolf Peters: Theoretische Ansätze und 
Einflüsse in der Wettbewerbspolitik. In: Wirtschaftsdienst - Wirtschafts-
politische Monatsschrift, Nr.7/1973, S. 377 ff. 

6' Zu den Bedingungen einer funktionsfähigen Konjunkturpolitik vgl. ins-
besondere Ernst Dürr: Probleme der Konjunkturpolitik, Freiburg i. Br. 1968. 

65 Es gibt auch eine sektorale Strukturpolitik mit indikativ-programmier-
ten Charakter, wie sie z. B. in Frankreich praktiziert wird. Hierbei stellt der 
Staat unter Mitwirkung der sozialen Gruppen quantifizierte Investitions-, 
Produktions- und Absatzziele auf. Wenngleich die Ziele nicht vollzugsver-
bindlich sind, versuchen die strukturpolitischen Instanzen mit einer Fülle von 
Druckmitteln und Anreizen die indikativen (Prestige-)Ziele zu erreichen. Die 
Neigung, zu einer Gruppenbegünstigungspolitik auszuarten, wird durch diese 
gruppenwirtschaftliche Konzeption der sektoralen Strukturpolitik gestärkt. 
Näheres über die Problematik der indikativen sektoralen Programmierung, 
die erfahrungsgemäß von der Marktwirtschaft wegführt, bei Hans-Rudol! 
Peters: Grundzüge sektoraler Wirtschaftspolitik, a.a.O., S. 192 ff. 
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eine Prognose) höher und schwerer erfüllbar, als bei einer reaktiven 
Strukturpolitik, die erst dann einsetzt, wenn die Fakten und Pro-
bleme offenliegen. 

5. Das Ausmaß bewußter Fehlinformation der strukturpolitischen Ent-
scheidungsträger ist in zentralverwaltungswirtschaftlich orien-
tierten Systemen mit imperativer Strukturplanung vermutlich grö-
ßer als in marktwirtschaftlich orientierten Systemen, in denen die 
Instanzen der sektoralen Strukturpolitik auf die eventuell interes-
sendurchwobene Beratung durch Verbände und andere Interessen-
organisationen nicht unbedingt angewiesen sind. In der Regel des-
informieren die Adressaten der staatlichen Strukturplanung unter 
Abwägung möglicher Sanktionen ihre jeweils unmittelbar vorgesetzte 
Planungsinstanz so, daß sie mit einem "weichen Plan" bzw. leicht 
erfüllbaren Aufgaben rechnen können86• 

6. Strukturpolitische Konzeption und Wirklichkeit können in beiden 
polaren Wirtschaftssystemen auseinanderklaffen, weil entweder die 
Verwirklichung der Konzeption erstlich nicht gewollt und nicht an-
gestrebt wird oder der hochgeschraubte Konzeptanspruch unerfüllbar 
ist. Die proklamierte mobilitäts- und wachstumsorientierte Struktur-
anpassungspolitik in marktwirtschaftlich orientierten Systemen kann 
nicht ernst gemeint sein, wenn im Gegensatz dazu eine überwiegend 
mobilitäts- und wachstumshemmende Strukturerhaltungspolitik be-
trieben wird. Eine "dynamische Strukturgestaltungspolitik" scheitert 
in zentralverwaltungswirtschaftlich orientierten Systemen vor allem 
an den mangelhaften Prognose- und Planungstechniken und an der 
Starrheit des behördlichen Planungsapparates. 

7. Eine Messung der Effizienz der sektoralen Strukturpolitik67 an öko-
nomischen Wachstumsgesichtspunkten, die in marktwirtschaftlich 
orientierten Systemen u. a. die schwierige Trennung der Wachstums-
anteile der autonomen von der wirtschaftspolitisch induzierten Wirt-
schaftsentwicklung notwendig macht, würde voraussichtlich den 

66 Nicht nur Betriebe manipulieren ihre Angaben. Nach Schenk gilt auch 
für die Wirtschaftsverwaltung, "daß ihr Vorteil um so höher ist, je weniger 
richtige Informationen sie an die Zentrale liefert. Begründung: Zwar hängt 
für sie nif'ht die materielle, aber eine andere Art der Prämiierung (Beförde· . 
rung des leitenden Personals auf verschiedenen Ebenen der Verwaltungs-
hierarchie usw.) von der Planerfüllung in ihrer Branche ab". Karl-Ernst 
Schenk: Ein organisations theoretisches Konzept der Regelungsvorgänge im 
Wirtschafts system und seine Anwendung. In: Erik Boettcher (Hrsg.): Beiträge 
zum Vergleich der Wirtschaftssysteme. Schriften des Vereins für Socialpolitik, 
N. F. Bd.57, Berlin 1970, S.200. 

87 Zur Problematik von Effizienzmessungen vgl. Christian Watrin: Kriterien 
zur Beurteilung der statischen Effizienz von Wirtschaftssystemen. In: Erik 
Boettcher (Hrsg.): Beiträge zum Vergleich der Wirtschaftssysteme. Schriften 
des Vereins für Socialpolitik, N. F. Bd. 57, Berlin 1970, S. 55 ff. 
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wachstumshemmenden Charakter der praktizierten sektoralen Struk-
turerhaltungspolitik bestätigen. In zentralverwaltungswirtschaftlich 
orientierten Systemen, in denen das strukturpolitische Schwerpunkt-
konzept praktisch auf Kosten einer proportionalen Entwicklung des 
Produktionsapparates durchgesetzt wurde, "konnte zwar in Schwer-
punktbereichen ein zum Teil außergewöhnlich rasches Wachstum er-
reicht werden, nicht aber hinsichtlich der Wirtschaft im ganzen"88. 

8. In der sektoralen Strukturpolitik der beiden polaren Systeme exi-
stiert eine ausgeprägte Tendenz, daß sich Partial- und Gruppen-
interessen zu Lasten der Gesamtinteressen durchsetzen. Die Domi-
nanz von Branchen- und Gruppeninteressen, die sich in Branchen-
subventionen und Wettbewerbsbeschränkungen zugunsten bestimm-
ter Wirtschaftszweige niederschlagen, ist in marktwirtschaftlich 
orientierten Systemen besonders deutlich sichtbar. Hier führt das 
Zusammenspiel der strukturpolitischen Instanzen, die aus Ressort-
egoismus eine Politik sui generis um nahezu jeden Preis betreiben 
wollen, mit den organisatorisierten Interessenvertretungen zu einer 
vorwiegenden Gruppenprivilegien- und Branchenbesitzstandspolitik. 
Auch in zentralverwaltungswirtschaftlich orientierten Systemen, 
deren Zentralplanungsinstanz ohne einen hierarchisch gegliederten 
Planungsapparat kaum auskommen kann, machen sich infolge der 
bisher nur unzureichend gelösten Informations- und Kontrollpro-
bleme die Ressort- und Sonderinteressen des pluralistischen Wirt-
schaftsverwaltungsapparates und der Wirtschaftseinheiten - manch-
mal von der politischen Führungsspitze unbemerkt - im Zentral plan 
breit. 

18 Karl C. Thalheim: Wirtschaftsreformen in Osteuropa - eine Zwischen-
bilanz nach 9 Jahren, a.a.O., S.320. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43167-0 | Generated on 2025-07-26 03:12:59



OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43167-0 | Generated on 2025-07-26 03:12:59



Sektorale Strukturpolitik in der sowjetischen Industrie 
unter dem Aspekt der technologischen Entwicklung 

Von Jifi Slama, München 

Unter Industriestruktur verstehe ich in diesem Aufsatz die Zusam-
mensetzung und Verteilung der sachlichen und menschlichen Elemente 
in der Industrie - beginnend mit Input-Elementen der Produktion über 
die intraindustrielle Verflechtung bis zum industriellen Ausstoß. Die 
Industrie erstreckt sich über Raum und Zeit und die Industriestruktur 
nimmt auch diese Dimensionen an. Sie kann sowohl qualitativ als auch 
quantitativ beschrieben werden. Die Beschreibung der Industriestruktur 
kann erfolgen: 

1. Als Darstellung ihrer einzelnen Elemente (z. B. Struktur der Arbeits-
kräfte) 

2. Mit Hilfe verschiedener Kennziffern (z. B. Bruttoproduktionswert, 
Nettoproduktionswert, value added, naturale Einheiten). 

Die Industriestruktur kann sowohl als Ganzes (mit unterschiedlicher 
Genauigkeit) als auch in ihren Teilen beschrieben werden. 

Unter industrieller Technologie verstehe ich im Einzelfall vor allem 
den Vorgang, mittels welchem die Umformung des Rohmaterials in das 
Produkt erfolgt. Dieser Vorgang ist seinem Charakter nach mit be-
stimmten Techniken der Produktion und bestimmten Hilfsmitteln ver-
bunden, verlangt nach einer bestimmten Arbeitskraft mit der entspre-
chenden Qualifikation, stellt entsprechende Anforderungen an das Aus-
gangsmaterial und bestimmt den Rahmen des Ausstoßes. Die Technolo-
gien differieren nicht nur in ihrem Kern als verschiedene Vorgänge, 
sondern mehr oder weniger auch in den mit der Technologie verbunde-
nen Bedingungen und Ergebnissen: in der Rohstoffbasis, in der Aus-
rüstung, in der Zusammensetzung der Produktion, in den Lenkungsvor-
gängen und -mitteln. 

Wenn wir von der Beschreibung der Technologie im Einzelfall zur Be-
schreibung der Technologie in einer Industriebranche oder in der ge-
samten Industrie übergehen, ändern einzelne Begleitfaktoren der Tech-
nologie ihren Charakter. Die Produkte einer Technologie werden zum 
Material oder zur Ausrüstung einer anderen Technologie. 
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Die Technologien befinden sich in einem ständigen Wandel. Die 
Hauptbeweggründe dafür vermuten wir vor allem im Streben nach 
neuen Produkten, nach mehr Produkten und nach geringerem Aufwand 
von Produktionsfaktoren. 

Der Impuls zur Entwicklung der Technologien kann von verschiede-
nen Seiten kommen: 

Vom vorhandenen Material, vom erwünschten Produkt, von den 
Eigenschaften der einzusetzenden Arbeitskraft. 

Die Beschreibung der Technologie erfolgt demnach als Antwort auf 
Fragen, die in etwa lauten: 

1. Was wird hergestellt? 

2. Wie wird ein bestimmtes Produkt hergestellt? 

3. Mit welchen Mitteln? 

4. Aus welchem Material? 

Eine Aussage über den Charakter, das Niveau oder die Zusammen-
setzung der Technologien in der gesamten Industrie zu treffen, ist 
äußerst schwierig. Der Grund ist wohl in der Unterschiedlichkeit und 
Vielfalt der Technologien zu suchen. 

Bei der Lösung dieser Aufgabe können wir uns auch mit der Beschrei-
bung der Industriestruktur aushelfen. Es geht darum, die technologisch 
relevanten Seiten der Industriestruktur zu erfassen1• 

Allerdings muß ich betonen, daß meine ziemlich breite Definition der 
Technologie und der Industriestruktur kaum solche Änderungen der 
Industriestruktur erkennen läßt, die nicht wenigstens in einer losen Ver-
bindung zur technologischen Entwicklung stehen. 

Eine so verstandene Entwicklung der Technologie drückt sich ent-
sprechend in der Entwicklung der Bedarfs- und Fertigungsstruktur der 
Industrie aus - oder marktmäßig formuliert, in Nachfrage und Angebot 
der Industrie oder einzelner Industriebranchen. 

Natürlich werden wir die Zahl der relevanten Fälle einengen müssen, 
wenn wir nur die Strukturänderungen betrachten möchten, bei denen 
die Änderung der Technologie zu den Zielen oder zu den unumgäng-
lichen Mitteln der Strukturentwicklung gehört. Diese engere Auswahl 

1 "Die Belieferung der gesamten Wirtschaft mit technischen Gütern vermag 
eine erste quantitative Vorstellung von der möglichen Breitenentwicklung 
technologischer Tendenzen zu vermitteln, da sich in fast allen Güterströmen 
eine Technologie widerspiegelt. Dies gilt in besonderem Maße für die Er-
zeugnisse der Industrie." 

Bundesministerium für Wirtschaft: Technologie und Wirtschaft, Bonn 1970, 
8.19. 
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der technologisch relevanten Strukturänderungen hängt mit dem Begriff 
der sektoralen Strukturpolitik zusammen. Als sektorale Strukturpolitik 
in der Industrie betrachte ich eine Förderung bestimmter, gewünschter 
Industriestrukturen mit den verschiedensten Mitteln, die den Wirt-
schaftssubjekten zur Verfügung stehen. Einen Teil dieser Strukturpoli-
tik stellt sich die Aufgabe der Verbreitung neuer Technologien. 

Die Strukturpolitik können wir sowohl bezüglich ihrer erklärten Ziele 
als auch, was ihre Ergebnisse anbetrifft, prüfen. 

Die Entwicklung der Industriestruktur betrachte ich als das komplexe 
Ergebnis der gewollten und spontanen Handlungen der Wirtschafts-
subjekte. Natürlich müssen wir auch die Existenz der nicht gewollten 
oder der nicht vorhergesehenen Folgen der gewollten Handlungen be-
rücksichtigen. 

Es gehört zu den Eigenschaften des sowjetischen Wirtschaftssystems, 
daß die Durchführung der gewollten technologischen Entwicklungen mit 
Hilfe der sektoralen Strukturpolitik geschieht. 

Es geht hier u. a. um die Mittel der Produktionsplanung, der Außen-
handelsplanung, der Finanzierung der Anlageinvestitionen, der Arbeits-
kräfteplanung und der Planung der Forschungsaufgaben und -aufwen-
dungen. Alle diese Lenkungsinstrumente können beabsichtigte techno-
logisch relevante Strukturentwicklungen fördern oder sogar herbei-
führen. 

Als Ausgangspunkt dieser Untersuchung dient die tatsächliche Ent-
wicklung der sowjetischen Industriestruktur, die ich bezüglich ihrer 
technologischen Relevanz prüfen möchte. 

I. Entwicklung der Branchenstruktur der sowjetischen Industrie 

Zur Verfügung steht uns die Entwicklung der Branchenstruktur der 
sowjetischen Industrie in den Jahren 1950 bis 1970 ausgedrückt durch 
die Branchenanteile am Bruttoproduktionswert in konstanten Preisen, 
am Bruttoanlagekapital in konstanten Preisen und an der Gesamtzahl 
der Industriebeschäftigten. (Siehe Tabellen 1-2) 

Als Ganzes betrachtet war das Wachstum der sowjetischen Industrie 
dadurch gekennzeichnet, daß die Kapitalausstattung der Beschäftigten 
schneller zunahm als die Bruttoproduktion je Beschäftigter. 

Eine nähere Analyse gestattet die Tabelle 1. Die Tabelle zeigt eine 
ziemlich kontinuierliche Änderung der Industriestruktur. In allen Kenn-
ziffern hat sich zwischen 1950 und 1970 der Anteil von folgenden Bran-
chen vergrößert: Energie, Chemie, Baumaterial. In 2 von 3 Kennziffern 
hat sich zwischen 1950 und 1970 der Anteil beim Maschinenbau ver-
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Sektorale Strukturpolitik in der sowjetischen Industrie 61 

größert. In allen Kennziffern hat sich zwischen 1950 und 1970 der Anteil 
bei folgenden Branchen verringert: 

Brennstoffe, Holz und Papier, Leichtindustrie, Nahrungsmittel. 

In 2 von 3 Kennziffern hat sich zwischen 1950 und 1970 der Anteil bei 
folgenden Branchen verringert: 

Schwarzmetallurgie, Buntmetallurgie, Glas und Keramik. 

Ohne Änderung der Entwicklungsrichtung (kontinuierliche Vergröße-
rung oder Verringerung des Anteils) haben sich folgende Branchen ent-
wickelt: 

ständige Zunahme des Anteils: Energie 
ständige Abnahme des Anteils: Holz und Papier, Nahrungsmittel. 

Um die Strukturentwicklung richtig einzuschätzen, muß man das 
Wachstum der sowjetischen Industrie im untersuchten Zeitraum berück-
sichtigen. 

Tabelle 2 

Wachstum der sowjetischen Industrie in den Jahren 1950-1970 (1950 100) 

1955 1960 1965 1970 

Bruttoproduktionswert in 
konstanten Preisen ...... 178,2 282,1 417,4 640,3 

Beschäftigte ............ 121,3 147,7 179,2 206,3 

Bruttoanlagekapital in 
konstanten Preisen ...... 170,6 294,1 497,1 751,7 

Quelle: siehe Tab. 1. 

Die anderen Branchen haben in einer oder mehreren Kennziffern die 
Richtung der Entwicklung geändert. 

Welche Schlüsse kann man aus dieser Strukturentwicklung hinsicht-
lich der Technologie ziehen? An Boden haben vor allem die Branchen 
gewonnen, die die materiellen Grundlagen der technisierten Produktion 
von heute liefern: Elektrische Energie, chemische Produkte und Maschi-
nen. Technologisch gesehen kennzeichnet diese Entwicklung sicherlich 
die Durchführung der technischen Politik, die mit den Stichworten Me-
chanisierung, Chemisierung und Elektrifizierung ständig von den 
Sowjets proklamiert wurde und wird2• 

2 Siehe z. B. I. V. Popov: Osnovnyje napravenija techniceskogo progressa 
v stranach SEV, Moskva 1969, S. 94 f. 
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Diese drei Branchen liefern auf der einen Seite Produkte, die zur Her-
beiführung der technischen Änderungen in den Abnehmerbranchen ge-
eignet sind. Auf der anderen Seite gehören diese Branchen zu den am 
meisten technisierten. Das zeigen indirekt mit Hilfe der qualitativen 
Charakteristik der Arbeit die Tabellen 3-5. 

Tabelle 3 

Anteil der Fachleute mit Hochschul- und Mittelschulfachqualifikation 
an den Beschäftigten 

1960 1970 

Energie ............................ 9,6 19,1 
Brennstoffe ....................... . 5,0 7,8 
Schwarzmetallurgie ................ 8,2 13,5 
Maschinenbau ...................... 9,5 13,7 
Chemie ............................ 10,6 14,6 
Baumaterial ........................ 4,3 7,6 
Holz und Papier .................... 3,3 5,2 
Leichtindustrie (incl. Glas u. Keramik) 3,2 5,4 
Nahrungsmittel .................... 5,8 9,0 

Gesamte Industrie .................. 7,4 12,2 

Quellen: Nar.choz. SSSR 1970, S. 525, Wagener Tab. 13. 

Während die Tabelle 3 eher den aktuellen Stand der Qualifikation der 
Arbeit in der entsprechenden Branche grob ausdrückt, zeigen die Tabel-
len 4 und 5 die in. der Zukunft zu erwartende Situation. 

Die Kombination der aktuellen und zukunftsweisenden Kriterien be-
stätigt die getroffene Auswahl der technisch relevanten Strukturtenden-
zen, die mit der Entwicklung der Branchen Energie, Chemie und 
Maschinenbau verbunden sind. Wenn wir die Anteile dieser drei Bran-
chen zusammenfassen, ergibt sich folgendes Bild (Tab. 6). 

Es entsteht eine berechtigte Frage: Inwieweit ist die beschriebene 
Strukturentwicklung international gesehen ein Sonderfall? Um diese 
Frage zu beantworten haben wir die Entwicklung der Industriestruktur 
der Sowjetunion und der Bundesrepublik Deutschland verglichen. 

Anmerkung: Die Ausgangsdaten der BRD-Statistik wurden umgruppiert 
nach der sowjetischen Industrieklassifikation 
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Tabelle 4 

Verhältnis von Hodlschulstudenten der entsprechenden Ausrichtungen 
zu der Beschäftigtenzahl in den jeweiligen Industriezweigen (in 0/0) 

1950 1960 1970 

Energie und Brennstoffe .. 1,7 3,8 4,5 
Metallurgie .............. 0,7 2,1 2,8 
Maschinenbau 

(incl. Elektrotechnik) ... 2,7 6,6 8,4 
Chemie .................. 4,7 7,1 7,6 
Holz und Papier .......... 0,4 0,9 1,1 
Nahrungsmittel .......... 0,6 1,5 2,5 
Leichtindustrie ........... 0,4 0,8 1,1 

Gesamte Industrie ........ 1,4 3,2 4,6 

Quellen: Nar.choz. SSSR 1970. S. 638. Wagener Tab. 13. 

Tabelle 5 

Verhältnis von Fachmittelschulstudenten der entsprechenden Ausrichtungen 
zu der Beschäftigtenzahl in den jeweiligen Industriezweigen (in %) 

1950 1960 1970 

Energie und Brennstoffe .. 3,4 5,0 9,9 
Metallurgie .............. 1.9 1,8 2,5 
Maschinenbau 

(incl. Elektrotechnik) ... 4,1 6,5 7,0 
Chemie .................. 4,4 5,5 5,5 
Holz und Papier .......... 0.7 1.1 1,6 
Nahrungsmittel .......... 1,4 3,1 5,2 
Leichtindustrie ........... 0,9 1,6 2,2 

Gesamte Industrie ........ 2,1 3,5 4,8 

Quellen: Nar.choz. SSSR 1970, S. 639, Wagener Tab. 13. 

Beide Länder weisen hohe Wachstumsraten der Industrieproduktion 
auf. Das Reale Wachstum der sowjetischen Industrieproduktion (1970/ 
1950 = 640 0J0) war noch bedeutend schneller als das reale Wacl1stum der 
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Industrie in der BRD (Index der industriellen Produktion 1970/1950 = 
431 %3. 

Tabelle 6 

Entwicklung der Anteile der überdurchschnittlich qualifizierten 
Industriezweige (Energie, Maschinenbau, Chemie) 

an der Industrie insgesamt (in ~/o) 

1950 1955 1960 1965 

Anteil der Bruttoproduktion .. 19,3 23,2 28,0 34,0 
Anteil der Beschäftigten ...... 32,6 34,3 37,1 42,7 
Anteil df'<> Bruttoanlagekapitals 39,3 38,0 38,6 41,9 

QueUe: Tabelle 1. 

1970 

38,8 
45,3 
45,5 

Diese Wachstumtempi sind für die Strukturentwicklung von großer 
Bedeutung: 

1. Abhängig von den Tempi ändert sich der Raum für die strukturelle 
Entwicklung. Auch die politischen Probleme der Umstrukturierung 
sind in einer schnell wachsenden Wirtschaft leichter zu lösen. 

2. Die verschiedenen Wachstumtempi basieren auf der verschiedenen 
Zusammensetzung der Leistung der "alten" Produktionsfaktoren 
einerseits und des Umfanges, der inneren Struktur und der Leistung 
der neu eingesetzten Faktoren andererseits. 

3. Bei verschiedenen Wachstumstempi ist der ökonomische Druck, unter 
welchem sich die gesamte Industrie und ihre Branchen entwickeln, 
unterschiedlich stark. Das beeinflußt die Ausnutzung der Produk-
tionsfaktoren und damit auch die Industriestruktur. 

Die bedeutendsten Strukturverschiebungen der Industrie in der BRD 
und der SU sind gleich. Gemeint sind die schnelle Zunahme des Ma-
schinenbaus und der Chemie und die ebenso schnelle Abnahme der 
Leicht- und Nahrungsmittel-Industrie. Wichtig ist weiter, daß diese 
gleichartigen Tendenzen auf einem unterschiedlichen Niveau und mit 
unterschiedlicher Geschwindigkeit ablaufen. Diese Umstände sind wahr-
scheinlich erstens durch das unterschiedliche Ausgangsniveau der beiden 
Industrien und zweitens durch die schon erwähnten unterschiedlichen 
Tempi der gesamten Industrieentwicklung bedingt. In dieses Bild paßt 
auch die Entwicklung der sowjetischen Chemie und Energetik. Beide 

3 BMWF 20 Jahre '70, Leistung in Zahlen, Bann 1971, S.57. 
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Tabelle 7 

Entwicklung der Industriebranchenstruktur in der BRD berechnet aufgrund 
der Umsätze in den Jahren 1950 bis 1970 im Vergleich mit der SU 

(Bruttoproduktionswert in konstanten Preisen) 

BRD UdSSR 

1950 1960 1970 a) 1950 1960 1970 

Energie ................ 6,8 5,6 5,5 1,7 2,3 2,7 
Brennstoffe ............ 5,8 6,6 6,6 6,5 5,4 4,3 
Schwarzmetallurgie .... 7,8 10,2 7,5 5,6 5,7 4,8 
Buntmetallurgie ........ 2,2 2,0 2,3 3,0 2,9 3,1 
Maschinenbau .......... 21,2 31,0 36,0 14,2 21,3 29,4 
Chemie ................ 9,4 9,6 10,6 3,4 4,4 6,7 
Baumaterial ........... 2,4 2,7 2,5 2,0 3,6 3,6 
Glas u. Keramik .. . ..... 1,2 1,3 1,2 0,5 0,6 0,7 
Halz u. Papier .......... 6,3 5,3 4,9 9,3 7,1 5,3 
Leichtindustrie ......... 19,2 12,8 10,8 22,2 19,2 14,5 
N ahrungsmi ttel . . . . . . . . 17,2 12,7 11,8 26,1 21,7 18,1 
Andere ................ 0,5 0,2 0,3 5,5 5,8 6,8 

Industrie insgesamt ..... 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Wachstum der Industrie 100 317 714 100 282 640 

QueUen: Statistisches Jahrbuch für die ERD 1956, S. 192 f. Statistisches Jahrbuch für 
die ERD 1961, S. 219 f. Statistisches Jahrbuch für die ERD 1972, S. 194 f. 

a) Vorläufiges Ergebnis: Ohne Umsatz (Mehrwertsteuer). 

Branchen weisen einen großen Nachholbedarf auf. Insgesamt kann man 
wohl sagen, daß die zwanzigjährige Entwicklung der sowjetischen und 
der BRD-Industrie vor allem auf säkuläre, system unabhängige, und 
auch geographisch nicht bedingte Verschiebungen hinweist. Eine positive 
Erklärung dieser Verschiebungen finden wir vermutlich vor allem in 
dem technischen Charakter und den Entwicklungstendenzen der gegen-
wärtigen produktiven Kräfte. 

Die sowjetische Industrieentwicklung ist in diesem Zusammenhang 
unter dem Aspekt des imitatorischen Wettbewerbs zu untersuchen. Auf 
diese Weise kann allerdings nicht alles erklärt werden. Die sowjetische 
Literatur bringt häufig Behauptungen, die einen selbständigen Weg im 
Bereich der Technik und Wirtschaftsstruktur beanspruchen. Obwohl 
diese Aussagen nicht immer mit der Wirklichkeit übereinstimmen, kann 
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man sicher wenigstens zeitweilig eine autonome Entwicklung in ver-
schiedenen Bereichen feststellen. Als Beispiele können wir die Motori-
sierung oder die Struktur des Energiebedarfs nennen. 

Wie wir schon angedeutet haben, drückt die gezeigte Strukturver-
schiebung auf der einen Seite die Verbreitung bestimmter grober und 
wenig homogener technologischer Klassen in den entsprechenden Liefer-
oder Abnehmerbranchen aus und auf der anderen Seite die Zunahme 
der Rolle derselben überdurchschnittlich qualifizierten Branchen. 

Eine notwendige Vertiefung der Analyse der technologisch relevanten 
Strukturentwicklung können erst detalliertere Angaben bringen. Auf 
diese Weise können wir zu homogeneren Technologien, Produkten, 
Materialien usw. gelangen und den in den Strukturdaten sichtbaren 
technologischen Wechsel signifizieren. 

Diesen Vorgang veranschaulicht folgendes Schema: 

Branchenstruktur 

grob 

Maschinenbau 

fein 

Elektro-
technischer 
Maschinenbau 

Schema 1 

Produkten-
struktur 

Computer 

Technologische 
Struktur 

a) der Erzeugung 
b) der Anwendung 

Verschiedene 
Bauelemente 

Maschinenbau Werkzeug-
maschinen 

Spanabhebende Maschinen 

Chemie 

Chemie 

Metallurgie 

Energie 

Nahrungsmittel-
industrie 

Brennstoffe 

Brennstoffe 

Kunststoffe 

Kunstfasern 

Eisenmetallurgie 

Elektrische 
Energie 

Milchverarbeitung 

Erdölverarbeitung 

Feste Brennstoffe 

Polyäthylen 

Kunstseide 

Stahlerzeugung 

Kernkraftwerke 

Käseerzeugung 

Schmiermittel-
erzeugung 

Kohle 

Hochdruck-
polyäthylen 

Azetatkunstseide 

SM Stahl-
erzeugung 

schnelle Brüter 

Weichkäse-
erzeugung 

Katalytische 
Destillation 

Tagebau 
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Schon die feinere Branchenstruktur, die sich in der weiteren Tabelle 8 
für den Maschinenbau ergibt, kann das unbedingt technologisch rele-
vante Merkmal jeder Branche - die Forschungsintensität - veran-
schaulichen. 

Diese feinere Branchengliederung steht uns in den Input-Output-
Tabellen zur Verfügung, deren Teile für die Jahre 1959 und 1966 in der 
Sowjetunion publiziert wurden. 

Tabelle 8 

Produktions- und Forschungsstruktur der Industrie in der BRD im Jahre 1969 

Umsatz Beschäf- For-
Industriebereich (Mrd. tigte schungs-

DM) tausend personal 0/0 

Ofo Ofo tausend 

Gesamte Industrie ........ 470,5 100 8308 100 174,8 100 

darunter: 

Energiewirtschaft ......... 0,6 0,3 

Bergbau ................. . 9,9 2,1 2,2 1,3 

Chemische Industrie ....... 46,7 9,9 563 6,8 52,5 30,0 

Metallurgie ............... 34,4 7,3 419 5,0 8,9 5,1 

Maschinenbau, Fahrzeugbau 
und Metallverarbeitung .. 113,6 24,1 47,1 26,9 

Elektrotechnische Industrie . 41,7 8,9 998 12,0 55,0 31,5 

Verbrauchs- und 
Nahrungsmittelindustrie 
(Holz-, Papier-, Druck-
gewerbe, Leder-Textil-
gewerbe, Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe .... 148,7 31,6 2,8 1,6 

Quellen: BMWI: Technologie und Wirtschaft, Bonn 1970, S. 26. Forschungsbericht IV 
der Bundesregierung Bonn 1972, S. 210. 

BMWF: Leistung in Zahlen 70, Bonn 1971, S.58. 

Die publizierten Angaben erlauben z. B. anhand der Struktur der 
Kohlenstoffbasis die Tendenz zur Verbreitung der petrochemischen 
Industrie zu überprüfen. überraschenderweise zeigt sich, daß zwar in 
dem Gesamtverbrauch der Kohlenstoffrohstoffe die Kohle ihre Stellung 
verliert, aber daß der Rückgang des Erdöls noch stärker ist. 
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Tabelle 9 

Entwicklung der Kohlenstoffbasis der chemischen Industrie in der SU 

I Ch,mJ, 
1959 0/0 

I Ch,ml, I 1966 Ofo Index 

Kohle und Kokschemische 
Produkte (Mio. Rb) ..... 169,3 49,7 306,2 46,0 180,9 

Erdöl und Produkte der 
Erdölverarbeitung 
(Mio. Rb) ............... 153,7 45,1 254,3 38,2 165,5 

Produkte der Gasindustrie 
(Mio. Rb) ............... 17,7 5,2 104,7 15,8 591,5 

Insgesamt ................ 340,7 100,0 665,2 100,0 195,2 

Quellen: Nar.choz. SSSR 1960, S. 103 f. Nar.choz. SSSR 1967, S. 63 f. 

Die bisher betrachteten Struktur daten haben die Widerspiegelung be-
stimmter säkularer Tendenzen der technischen Entwicklung in der 
Branchenstruktur der Industrie gezeigt. Die feinere Strukturanalyse mit 
Hilfe der Input-Output-Tabelle hat unsere Erkenntnisse vertieft. Das 
grobe Bild der progressiven Entwicklung der sowjetischen chemischen 
Industrie konnte z. B. auf diese Weise korrigiert werden. Es ist wohl 
klar, daß man zu sicheren Aussagen über die technisch relevante Struk-
turentwicklung nur aufgrund einer komplexen Untersuchung der Einzel-
fälle kommen kann. 

11. Fallstudien 

Es wurden einige Fallstudien erarbeitet, die einen detaillierteren Ein-
blick in die Ergebnisse der technologisch relevanten sowjetischen Struk-
turpolitik ermöglichen. Alle weiter kurz aufgeführten Studien zeigen in 
Bereichen unterschiedlichen Charakters und Tragweite relative Miß-
erfolge der sowjetischen Bemühungen. Das bedeutet natürlich nicht, 
daß man aufgrund dieser ausgewählten Beispiele ein Gesamturteil über 
die Effizienz sowjetischer Strukturpolitik fällen kann. Immerhin geht es 
aber um Fälle, die tatsächlich und sicherlich mit Recht jahrzehntelang 
die ständige Aufmerksamkeit der höchsten wirtschaftlichen und politi-
schen Gremien erhalten hatten. 

Folgende Fälle wurden untersucht: 

1. Die Erzeugung und der Einsatz von Computern 
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Sektorale Strukturpolitik in der sowjetischen Industrie 69 

2. Die Verbreitung der Oxygenstahlerzeugung 

3. Die Umwandlung der Brennstoffbilanz 

Im weiteren bringen wir den Inhalt dieser Untersuchungen in Stich-
worten mit ausgewähltem statistischen Material. 

Die Verbreitung der Oxygenstahlerzeugung4 

(kurze Zusammenfassung) 

1. Die führende Stellung der Sowjetunion auf zahlreichen Gebieten der 
Eisenmetallurgie läßt es zunächst unverständlich erscheinen, warum 
eines der modernsten und vorteilhaftesten Stahlverfahren, nämlich 
das Oxygenstahlverfahren, nur sehr schleppend eingeführt werden 
konnte. 

2. Die Ursachen liegen zweifellos nicht in einem etwaigen Unvermögen 
sowjetischer Ingenieure; sie liegen aber auch nicht im Bereich der 
zentralen Lenkung (im Sinne der Entscheidungsfindung). Vielmehr 
sind schon frühzeitig in Parteitags- und ZK-Beschlüssen eindeutig 
die entsprechenden Prioritäten gesetzt worden. 

3. Dennoch haben 15 Jahre nicht gereicht, um als richtig erkannte zen-
trale Beschlüsse durchzusetzen, sobald sie gegen die Eigeninteressen 
großer Industriezweige verstießen. 1965 war lediglich ein Fünftel des 
Oxygenstahlplans erfüllt worden. Entsprechend skeptisch müssen 
sowjetische Prognosen betrachtet werden. 

4. Sowjetische Erklärungsversuche (besondere Bedingungen in der SU, 
strukturbedingte Verzerrungen in kapitalistischen Investitionsent-
scheidungen, mangelnde Kostendegression bei Großanlagen) können 
nicht voll überzeugen. Vielmehr sind die Risikofurcht gegenüber 
einem neuartigen Verfahren, die mangelnde Bereitschaft zur vor-
zeitigen Stillegung bewährter Anlagen, die Gefahr verzögerter In-
stallierungen und damit die Gefahr massiver Planrückstände und 
der Mangel an Substitutionsanreizen im sowjetischen Preis system 
als Hauptgründe zu bewerten. 

5. Teilweise liefern Argumentationen und Verhaltensweisen denen der 
amerikanischen Großkonzerne parallel; in den USA jedoch zwangen 
ausländische und entschlußfreudigere inländische Stahlerzeuger die 
Großkonzerne, bereits ab 1963 relativ rasch das überlegene Verfah-
ren zu übernehmen. 

4 J. Slcima, H. Vogel: Zur Verbreitung neuer Technologien in der UdSSR -
eine Fallstudie: Das Oxygenblasstahlverfahren, Jahrbücher für Nationalöko-
nomie und Statistik, Band 187, Heft 3. 
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Die Herstellung und der Einsatz von Computern3 

(kurze Zusammenfassung) 

1. Die Rolle der elektronischen Datenverarbeitungsanlagen (Computer) 
innerhalb einer Volkswirtschaft ist wegen der außerordentlichen 
Innovation, die mit Herstellung und Einsatz verbunden ist, ein wich-
tiges Maß für den Reifegrad einer Industriegesellschaft. 

2. Um die Rolle der Computer im RgW-Bereich entsprechend aus-
werten zu können, muß beachtet werden, daß Herstellung und Ein-
satz der Computer im Westen seit Jahren überproportional anwach-
sen und der Vorsprung der USA gegenüber den anderen westlichen 
Industriestaaten, der heute 6-8 Jahre beträgt, weiter zunimmt. 

3. Der zusätzliche Rückstand des RgW-Bereichs beträgt für die Gruppe 
der höher industrialisierten Staaten (UdSSR, DDR, CSSR) 6-7 Jahre 
gegenüber Westeuropa, für die übrigen RgW-Staaten etwa 10-12 
Jahre. Auch hier bleibt der Abstand oder wächst weiter. Das gilt 
selbst bei Erfüllung der sowjetischen Pläne. 

4. Spezifische Schwierigkeiten bei Herstellung und Einsatz sowjetischer 
Computer liegen in den unwirtschaftlich kleinen Serien, der weit-
gehend fehlenden Zuverlässigkeit der Geräte, dem unverständlichen 
Ausmaß an überflüssigen Parallelentwicklungen und der veralteten 
Form, in der die software hier entsteht und genutzt wird. 

Die Umwandlung der Brennstoffbilanzfo 

(kurze Zusammenfassung) 

1. Die Sowjetunion besitzt einen bedeutenden Anteil der Weltvorräte 
an allen Brennstoffen. 

2. Bis zur Mitte der 50er Jahre wurde vor allem die Kohleförderung 
bevorzugt. Die flüssigen und gasförmigen Ressoucen wurden unter-
schätzt. Die Kostenvorteile von Erdöl und Erdgas blieben ungenützt. 
Erst im Jahre 1960 wurde der Anteil des Erdöls in der Brennstoff-
produktion von 1913 wieder erreicht. 

3. Vernachlässigt wurden vor allem folgende Bereiche: Petrochemie, 
Gas- und Ölheizung in Energiewirtschaft, Industrie und Haushalten, 
Motorisierung. 

5 J. Sltima, H. Vogel: Die Verbreitung neuer Teclmologien in der UdSSR, 
Fallstudie: Elektronische Datenverarbeitung. (Stiftung Wissenschaft und 
Politik, Eggenberg 1972.) 

6 G. Fink, J. Sltima: Zur Problematik von Rohstoffprognosen: Sowjetisches 
Erdöl, in: Jahrbuch der Wirtschaft Osteuropas, Band IV/1973. 
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Sektorale Strukturpolitik in der sowjetischen Industrie 75 

4. Die Ursachen dieser Entwicklung liegen zunächst in der Fehlein-
schätzung der zu entwickelnden Energiestruktur, in der Unterdrük-
kung des Konsums (Motorisierung), im niedrigeren Entwicklungs-
niveau des Landes, im technischen Unvermögen zum raschen Wandel 
(Petrochemie) und in der vermutlich starken Position der Kohlen-
lobby. 

Tabelle 13 

Strukturelle Entwicklung der Brennstoftproduktion in der UdSSR 
von 1913 bis 1970 

Brennstoffe 
Jahr insgesamt darunter Ofo-Anteil 

inMio.to Erdöl Gas Kohle Erdöl Gas Kohle 
SKE 

1913 48,2 14,7 - 23,1 30,5 - 48,0 
1940 237,7 44,5 4,4 140,5 18,7 1,9 59,1 
1950 311,2 54,2 7,3 205,7 17,4 2,3 66,1 
1955 479,9 101,2 11,4 310,8 21,1 2,4 64,8 
1960 692,8 211,4 54,4 373,1 30,5 7,9 53,9 
1965 966,6 346,4 149,8 412,5 35,8 15,5 42,7 
1967 1088,4 411,9 187,4 428,6 37,8 17,2 39,4 
1970 1248,6 504,2 235,6 451,2 40,4 18,9 36,1 

Quelle: Nar.choz. 1970, S.183. 

111. Zusammenfassung 

Die Untersuchung hat zu folgenden Ergebnissen geführt: 

1. Die Entwicklung der Branchenstruktur der sowjetischen Industrie 
zwischen den Jahren 1950 und 1970 spiegelt vor allem in dem vor-
rangigen Wachstum des Maschinenbaus, der chemischen Industrie 
und der Energieversorgung die technologischen Entwicklungstenden-
zen der gegenwärtigen Produktivkräfte wider. 

2. Der Vergleich der sowjetischen und BRD-Industriestrukturent-
wicklung hat überwiegend gleiche Strukturverschiebungen gezeigt. 
Die Unterschiede in der Strukturentwicklung sind vor allem durch 
das unterschiedliche Entwicklungsniveau und durch unterschiedliche 
Wachstumstempi bedingt. 

3. Eine tiefere Analyse der technologischen Entwicklung anhand der 
Strukturtendenzen verlangt nach detaillierteren Angaben, die man 
z. B. in Input-Output-Tabellen finden kann. 
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4. Verläßliche Aussagen über die Effizienz der technologisch motivier-
ten, sektoralen Strukturpolitik können erst auf der Grundlage von 
Fallstudien getroffen werden. 

5. Einige derartige Studien, die wichtige Bereiche der Sowjetwirtschaft 
berührten, haben auch systembedingte Schwierigkeiten bei der Pla-
nung und Durchführung von technisch und organisatorisch an-
spruchsvollen Strukturverschiebung gezeigt. 
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Beschäftigungsprohleme in zentral-administrativen 
Planungssystemen 

Von Jifi Kosta, Frankfurt 

In dieser Studie werden allgemeine und spezifische Beschäftigungs-
probleme in zentral-administrativen Planungssystemen untersucht. Der 
erste Teil der Arbeit analysiert aufgrund eines Beschäftigungsvergleichs 
von drei RgW-Ländem - der Sowjetunion, der DDR und der Tsche-
choslowakei - mit drei westlichen Industrieländern - den Vereinigten 
Staaten, der Bundesrepublik und Österreich - die unterschiedlichen 
Arbeitskräftestrukturen und -entwicklungen in Ost und West. Im zwei-
ten Teil wird die Planung und Lenkung der Beschäftigung im zentral-
administrativen System beschrieben und auf einige besondere Probleme 
in den Volkswirtschaften der Sowjetunion und der Tschechoslowakei 
hingewiesen. 

I. Entwicklung der Erwerbsquote und der Beschäftigungsstruktur 

In der folgenden statistisch-empirischen Untersuchung stützen wir 
uns auf Daten über die Beschäftigungsentwicklung in der Sowjetunion, 
der DDR und der CSSR. Die UdSSR dürfte als historisch erstes 
und als größtes Land einer zentral-administrativen Planwirtschaft 
untersuchenswert sein, da sie die Planungssysteme in allen RgW-Län-
dem maßgeblich beinflußt hat. Eine Reihe von Phänomenen im gesam-
ten RgW-Bereich kann allein aufgrund der Entwicklung der Sowjet-
wirtschaft - insbesondere auch der Beschäftigungsentwicklung - er-
klärt werden. Die DDR und die Tschechoslowakei haben wir deshalb 
gewählt, weil beide industriell hochentwickelte Länder sind, die vor 
ähnlichen Problemen stehen wie westliche Industrieländer. Für die Wahl 
der drei Länder sprach auch die Möglichkeit, vergleichbare Daten west-
licher Volkswirtschaften gegenüberzustellen. Zunächst bot sich ein Ver-
gleich der Sowjetunion mit den Vereinigten Staaten an, die hinsicht-
lich Größe, geographischer Bedingungen sowie ihrer dominierenden 
Stellung in beiden Systemen - trotz unterschiedlicher Entwicklungs-
stufe - Ähnlichkeiten aufweisen. Weiters ist ein Beschäftigungsver-
gleich der Bundesrepublik und der DDR sinnvoll, da der Reifegrad der 
industriellen Entwicklung und die historischen Gemeinsamkeiten geeig-
nete Voraussetzungen für eine komparative Untersuchung bieten; aus 
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analogen Gründen kann die Beschäftigungsentwicklung in der Tsche-
choslowakei derjenigen in Österreich gegenübergestellt werden. In allen 
drei Fällen standen bereits einige vergleichende Analysen zur Verfü-
gung, wobei die statistischen Daten der Sowjetunion und der USA 
wegen ihrer Lückenhaftigkeit einige Schwierigkeiten bereiten. 

1. Die Beschäftigungsentwicklung und Erwerbsquoten 

Das Wachstum der Beschäftigung ist - langfristig gesehen in 
hohem Maße von der Entwicklung der Bevölkerungszahlen abhängig. 
Deshalb sollen zunächst die Daten der Beschäftigungsentwicklung dem 
Bevölkerungswachstum gegenübergestellt werden. Daran anknüpfend 
sind die Erwerbsquoten der vergleichbaren Länder zu untersuchen. 

Ein Vergleich der Bevölkerungs- und Beschäftigungsentwicklung so-
wie der Erwerbsquoten in der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten 
stößt auf eine Reihe von methodischen Schwierigkeiten, da einmal die 
sowjetischen Erwerbsstatistik lückenhaft ist, zum anderen die Defini-
tionen der Erwerbstätigkeit voneinander abweichen. Kaum vergleichbar 
sind aus dem ersteren Grund die Vorkriegsdaten1 ; wir mußten uns des-
halb auf Zahlen der beiden letzten Volkszählungen (für die UdSSR: 
1959 und 1970, für die USA 1960 und 1970) beschränken. Doch auch die 
jeweiligen Definitionen von Bevölkerung und Gesamt- bzw. Teilbeschäf-
tigung (vgl. Tab. 1) unterscheiden sich in beiden Ländern. Während für 
die Bevölkerung in der sowjetischen Statistik keine eindeutige Abgren-
zung zu finden war, haben wir für die Vereinigten Staaten die Zahlen 
der Wohnbevölkerung gewählt, so daß die im Ausland befindlichen An-
gehörigen der Streitkräfte ausgeklammert sind. Unter Gesamtbeschäf-
tigung versteht man in der sowjetischen Statistik alle Beschäftigten 
einschließlich der (ansonsten nicht als "ökonomisch aktiv" angesehenen) 
Streitkräfte sowie die Kategorie der Beschäftigten in der "individuellen 
Wirtschaft auf dem Lande" ("Hofwirtschaft") und in der "Hauswirt-
schaft" (nicht "Hausfrauen"). Ausgeklammert sind Schüler, Studenten 
und Lehrlinge. In den USA werden die Daten über die Gesamtbeschäf-
tigung aus laufenden Monatsstatistiken für das ganze Jahr berechnet, 
wobei die betreffende Person eine Mindestzahl von 15 Wochenstunden 
in der Woche um den 12. jeden Monats gearbeitet haben muß. Bereits 
aus diesen Definitionsunterschieden wird ersichtlich, daß die Daten über 
die Gesamtbeschäftigung nicht ohne weiteres vergleichbar sind. Die 
Teilbeschäftigungsdaten schließen in beiden Fällen die Streitkräfte aus, 

1 Nur für die Volkszählung vom 17.1. 1939 gibt es einigermaßen verläßliche 
Daten (vgl. G. Ipsen, Arbeitskraft und Arbeitsvermögen, in Osteuropa-Hand-
buch Sowjetunion, Köln-Graz 1965), aber selbst diese sind mit den Nach· 
kriegsdaten schwer vergleichbar. 
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Beschäftigungsprobleme in zentral-administrativen Planungssystemen 83 

in der UdSSR werden darüber hinaus noch die in der Haus- und Hof-
wirtschaft Beschäftigten ausgeklammert. Auch hier sind die unterschied-
lichen Abgrenzungen offenkundig. Dies alles bedeutet, daß auch die 
Erwerbsquoten beider Länder, d. h., der Anteil der Gesamtbeschäfti-
gung bzw. der Teilbeschäftigung (ohne Streitkräfte) an der Bevölkerung 
nicht direkt vergleichbar sind. 

Dennoch können bei Berücksichtigung der erwähnten Definitionsun-
terschiede zu Tabelle 1 folgende Aussagen formuliert werden: Die Zu-
wachsrate der Bevölkerung war in beiden Ländern etwa gleich hoch 
(daran würde sich kaum etwas ändern, wenn - etwa unter Berücksich-
tigung der im Ausland befindlichen US-Streitkräfte - die Bevölke-
rungszahlen der USA anders definiert würden). Die Gesamtbeschäfti-
gung stieg in der Sowjetunion etwas langsamer an, als die Einwohner-
zahl: dies dürfte auf einen anteilmäßigen Rückgang der in Haus- und 
Hofwirtschaft Tätigen (eine Tendenz, die wir für wahrscheinlich halten) 
und/oder der im Wehr- und Sicherheitsdienst Beschäftigten zurückzu-
führen sein. In den Vereinigten Staaten stieg demgegenüber die Zahl der 
Beschäftigten stärker als die der Bevölkerung. Die Teilbeschäftigung 
(ohne Streitkräfte und Beschäftigte in Haus- und Hofwirtschaft) hat in 
der Sowjetunion nur wenig schneller zugenommen als die Bevölkerung; 
in den USA war diese Tendenz jedoch deutlicher (hier Beschäftigung 
ohne Streitkräfte). 

Bei alledem ist allerdings folgendes zu berücksichtigen: die Erwerbs-
quoten waren bereits am Anfang der untersuchten Periode in der Sow-
jetunion sehr viel höher als in den Vereinigten Staaten (selbst wenn die 
Vergleichbarkeit der Erwerbsquoten in Frage gestellt wird, so dürften 
entsprechende Korrekturen den in Tabelle 1 festgestellten Unterschied 
von 8-12 % nur unwesentlich verringern). 

Es wird noch an weiteren Daten zu überprüfen sein, ob und in welcher 
Hinsicht das Arbeitskräftepotential der UdSSR tatsächlich stärker aus-
geschöpft wird als das der USN. 

Der Vergleich der Beschäftigungsentwicklung der DDR und der Bun-
desrepublik erstreckt sich nur über ein Jahrfünft (1964-1969), für das 
vergleichbare Zahlen über die Gesamtbeschäftigung zur Verfügung ste-
hen3 • Dadurch fällt aus unserer überlegung ein wichtiges Datum heraus: 

2 Vgl. insbesondere Tabelle 4 und Kommentar dazu. 
3 Alle statistischen DDR-BRD-Vergleiche stützen sich - soweit nicht aus-

drücklich andere Quellen angeführt sind - auf die gründliche Teamarbeit 
der vom Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen beauftragten wis-
senschaftlichen Kommission, deren Resultate als "Materialien zur Lage der 
Nation 1971" veröffentlicht wurden. 

6· 
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84 Jifi Kosta 

die hohe Zahl der Bürger im erwerbstätigen Alter, die vor dem Mauer-
bau die DDR verlassen haben'. 

Tabelle 2 

Bevölkerungs- und Beschäftigungsentwicklung in der DDR u. der BRD 

DDR 

Wohnbevölkerung I Erwerbspersonen 
Jahr Erwerbs-

MilI. Pers. I Mill. Pers. I quote 
G/o • 0/0· 

1964 17004 x 8345 100,0 49,1 

1969 17075 0,1 8685 0,8 50,9 

Fortsetzung (Tabelle 2) 

BRD 

Wohnbevölkerung I Erwerbspersonen 
Jahr Erwerbs-

Mill. Pers. I I Mill. Pers. I quote 
0/0 • 0/0 • 

1964 58267 x 27148 x 46,6 

1969 60848 0,9 27001 -0,1 44,4 

• Jahresdurchschnittliche Veränderung. 
Quelle: Bevölkerungs- und Erwerbsstruktur, aus den Materialien zur Lage der Nation 

1971, Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen, Tabelle A 26. 

Die Zahlen in Tabelle 2 zeigen folgendes Bild: Während in der DDR 
trotz der vorhandenen Arbeitskräfteknappheit die Zahl der Erwerbs-
personen bei fast gleichbleibender Einwohnerzahl etwas anstieg, stag-
nierte in der Bundesrepublik die Beschäftigtenzahl, obwohl die Be-
völkerungszahl hier expandierte. Dies führte zu einer Zunahme der 
Erwerbsquote in der DDR, und - umgekehrt - zu einer Abnahme der 
Erwerbsquote in der BRD. 

, Dazu vgl. Dietrich Storbeck, Soziale Strukturen in Mitteldeutschland, 
Berlin 1964. 
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TabeUe 3 

Bevölkerungs- und Bescltäftigungsentwicklung in der eSSR und in österreiclt 

CSSR 

Wohnbevölkerung I Berufstätige 
Jahr Erwerbs-

MU!. Pers. I I Mil!. Pers. I 
quote 

% • % • 

1961 13746 x 6439 x 46,8 

1970 14362 0,5 6989 0,9 48,7 

Fortsetzung (Tabelle 3) 

Österreich 

Wohnbevölkerung I Berufstätige 

Jahr Erwerbs-

MU!. Pers. I I Mil!. Pers. I 
quote 

Ofo° 0/0 ° 

1961 7074 x 3370 x 47,6 

1970 7423 0,5 3265 -0,2 44,0 

• Jahresdurchschnittliche Veränderung in Ofo. 
QueUen: Sl!ltänl Udu, domu, bytu, CSSR 1970, S. 16, Ergebnisse der Volkszählung vom 

21. 3. 1961, Wien 1964, S. 7, Schätzungen des österreich1schen Instituts für Wirtschafts-
forschung für das Jahr 1970. 

Auch der Vergleich der Bevölkerungs- und Beschäftigungsentwick-
lung in der CSSR und in Österreich führt zu einem ähnlichen Resultat 
wie der vorhergehende Vergleich der DDR und der Bundesrepublik. 
Während sich von 1961 bis 1970 in der Tschechoslowa1cei die Erwerbs-
quote erhöhte, war die Entwicklung der Erwerbsquote in Österreich 
rückläufig (die Vergleichbarkeit der Erwel'bsquoten zwischen den beiden 
Ländern ist möglicherweise durch methodische Unterschiede, die im Zu-
sammenhang mit Tabelle 6 diskutiert wel'den, etwas beeinträchtigt; dies 
ändert jedoch nichts an der allgemeinen Aussage über die entgegenge-
setzten Tendenzen des Beschäftigungsgrades in Ibeiden Ländern). 

Die Gegenüberstellungen der Erwerbsquotenentwicklungen in Ta-
belle 1, 2 und 3 deuten daraufhin, daß das Arbeitskräftepotential in den 
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RgW-Ländern zunehmend stärker ausgeschöpft wird als in den ver-
gleichbaren westlichen Industrieländern. Wir haben allerdings bisher 
den Einfluß demographischer Faktoren wie der Alters- und Geschlechts-
struktur ausgeklammert. In den drei folgenden Querschnittsvergleichen 
soll daher die nach Geschlecht gegliederte Erwerbsquote den Aus-
lastungskoeffizienten des Arbeitskräftepotentials (Verhältnis der Er-
werbstätigenzahlen zu den Zahlen der Bevölkerung im arbeitsfähigen 
Alter) ergänzen. 

Aufgrund der einzigen sowjetischen Volkszählung, über die ausrei-
chende Beschäftigungsdaten veröffentlicht worden sind, gibt es in der 
sowjetischen Fachliteratur Vergleichsdaten über die Erwerbsentwick-
lung in der UdSSR und in den Vereinigten Staaten, auf die wir uns hier 
stützen wollen5• Die in Tabelle 4 zusammengestellten Bevölkerungs-
zahlen zeigen, daß die sowjetische Erwerbsquote für Männer die ent-
sprechende amerikanische Erwerbsquote nur wenig übertraf. Die Er-
werbsbeteiligung der Frauen war hingegen in der UdSSR sehr viet höher 
ats in den USA. Dadurch lag die sowjetische Erwerbsquote insgesamt 
mit 52010 erhebHch über der Erwerbsquote der Vereinigten Staaten 
(40 010). 

Die spezifische Erwerbsquote für die Bevölkerung im arbeitsfähigen 
Alter (Definition: Anm. zu Tab. 4) lag bei den Männern der USA etwas 
höher als in der Sowjetunion: dies dürfte darauf zurückzuführen sein, 
daß es in der UdSSR relativ mehr Schüler und Studenten im Alter von 
16 bis etwa 25 Jahren gibt als in den USA. Beim Auslastungskoeffizien-
ten (Verhältnis der Beschäftigungszahl zur Zahl der Bevölkerung im 
arbeitsfähigen Alter) ist die "Vorrangstellung" der USA noch ausge-
prägter, da mehr Männer im Alter von über 60 Jahren erwerbstätig 
sind, während in der Sowjetunion relativ mehr Männer Renten be-
ziehen. Für die spezifischen Gesamtquoten sind aber schließlich die 
Frauenerwerbsquoten ausschlaggebend, die in beiden Fällen in der 
UdSSR sehr vid höher liegen als in den USA. 

Der Vergleich der Beschäftigungsquoten und der Auslastungskoeffi-
zienten des Arbeitskräftepotenzials in der DDR und der Bundesrepublik 
stützt sich wiederum auf verläßliche vergleichbare Daten (vgl. Fußnote 
3). Die höheren Anteile der männlichen und weiblichen Bevölkerung im 
arbeitsfähigen Alter (Definition: Anm. zu Tab. 5) an der Gesamtbevölke-
rung der BRD sind zweifellos eine Folge der hohen Abwanderungszah-
len dieser Altersgruppen aus der DDR vor dem Jahre 1961. Dadurch 
konnte trotz hoher Auslastung des Arbeitskräftepotentials die männliche 

5 Autorenkollektiv unter der Leitung von A. S. Kudrjavcev, Ekonomika 
truda, Moskva 1967. 
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Erwerbsquote der DDR den entsprechenden Indikator der Bundesrepu-
blik nicht erreichen. Die Frauenerwerbsquote ist allerdings in der DDR 
erheblich höher als in der BRD. Der Auslastungskoeffizient des Arbeits-
kräftepotentials (Verhältnis der Beschäftigtenzahlen zu den Zahlen der 
Bevölkerung im aI'beitsfähigen Alter) übertrifft in der DDR den ver-
gleichbaren Wert der Bundesrepublik für heide Geschlechter, wobei der 
Unterschied bei den Frauen besonders gravierend ist. 

Die von uns in Tabelle 6 zusammengestellten Daten über die Er-
werbsquoten und Auslastungskoeffizienten der Tschechoslowakei und 
Österreichs unterscheiden sich von den vergleichbaren Daten in Tabelle 
3 aus zwei Gründen: Zum einen mußten wir im Falle der CSSR bei 
dieser Tabelle eine andere Quelle benützen, da in der (neueren) Quelle 
zu Tabelle 3 die Angaben für die vorgenommene Gliederung nicht aus-
reichen; zum zweiten war es im Interesse der Vergleichbarkeit notwen-
dig, die österreichischen Daten um die Lehrlingszahlen zu vermindern. 
Die nunmehr vergleichbaren Erwerbsquoten sind in Österreich etwas 
höher als in der Tschechoslowakei, was vermutlich auf den höheren 
Anteil der Studenten an der erwerbstätigen Bevölkerung der CSSR 
und auch der älteren nicht mehr erwerbstätigen Rentner (60 und mehr) 
in der Tschechoslowakei zurückzuführen ist. Die Frauenerwerbsquoten 
sind wiederum in der CSSR erheblich höher als in Österreich, so daß 
auch die Gesamt-Erwerbsquote der Tschechoslowakei diejenige Öster-
reichs übertrifft. Ein ähnliches Bild wie die Erwerbsquoten zeigen auch 
die Auslastungkoeffizienten. 

Aus den Daten der Tabellen 4, 5 und 6 geht bereits hervor, daß der 
Anteil der Frauen am Erwerbsleben in den RgW-Ländern im Vergleich 
zu den Ländern des Westens besonders hoch ist. Um diese auf System-
unterschiede hinweisende Aussage zu überprüfen, sei eine von der 
Europäischen Wirtschaftskommission in Genf vorgenommene verglei-
chende Analyse hinzugezogen'. 

Wie aus Tabelle 7 ersichtlich wird, ist die spezifische Erwerbsquote der 
20-54jährigen Frauen in allem zum Vergleich herangezogenen Ländern 
Osteuropas (um methodische Ungenauigkeiten zu vermeiden, wurde 
hier der Anteil der erwerbstätigen Frauen im Alter von 20 bis zu 54 
Jahren an der weiblichen Bevölkerung der entsprechenden Altersgrup-
pen berechnet) wesentlich höher als die vergleichbare Erwerbsquote für 
Frauen in Westeuropa. 

Die Länder sind auf beiden Seiten der Tabelle nach ihrem industriel-
len Entwicklungsgrad geordnet. Horizontal sind die Ländeq)aare jedoch 
nur mit Vorbehalt vergleichbar. Im RgW-Bereich scheinen die weniger 

6 Economic Survey of Europa 1968, Chapter III, ECE Geneva, New York 
1969. 
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Tabelle 7 

Spezifische Erwerbsquote der 20-54jäbrigen Frauen in einigen 
Ländern des RgW und Westeuropas 

Osteuropa Westeuropa 

Land Jahr '/D Land Jahr I 

DDR ......... . 1964 69,1· BRD .......... 1961 

CSSR .......... 1961 63,1 Österreich ..... 1961 

UdSSR ........ 1959 76,9 Italien . ....... 1961 

Polen .......... 1960 66,2 Irland ......... 1961 

Bulgarien ...... 1965 81,5 Griechenland .. 1961 

• 21-54jährige. 

Quelle: Economic Survey of Europe 1968, ECE Geneva. S. 2i9. 

0/. 

48,8 

56,3 

32,4 

29,6 

40,6 

industrialisierten Länder eher eine höhere Frauenerwerbsquote zu zei-
gen als die stärker industrialisierten Volkswirtschaften, während im 
Westen der industrielle Entwicklungsgrad und die Frauenerwerbsquote 
kaum korrelieren. Die zitierte Untersuchung der Europäischen Wirt-
schaftskommission, die alle ost- und westeuropäischen Länder einbezieht, 
bestätigt diese Ergebnisse. 

Uns interessiert schließlich, ob die besonders hohe Frauenerwerbs-
quote der Sowjetunion nicht neben dem niedrigen Entwicklungsgrad 
(und dem damit zusammenhängenden hohen Anteil der Beschäftigten 
in der Landwirtschaft) auch durch die lange Dauer des existierenden 
sowjetischen Planungsmodells zu begründet ist. Wenn dies der Fall 
wäre, dann müßte in den übrigen RgW-Ländern eine Tendenz erkenn-
bar sein, die auf ein Aufholen dieses "Vorsprungs" hindeutet. Um dies 
zu überprüfen, wollen wir den Beitrag der Frauenarbeit am Beschäfti-
gungswachstum in den RgW-Ländern überprüfen. 

Der extrem hohe Anteil der Frauen an dem Anstieg (Veränderung) 
der Beschäftigtenzahl der CSSR und der DDR (wo infolge der Abwan-
derung die Zahl der erwerbstätigen Männer in den 50er Jahren abnahm) 
deutet daraufhin, daß man in diesen beiden Ländern die hohe Frauen-
erwerbsquote der Sowjetunion bereits heute möglicherweise erreicht 
hat. 

Unsere Feststellungen über die vergleichsweise höheren Erwerbsquo-
ten in den RgW-Ländern, insbesondere die hohe Frauenerwerbsquote, 
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Tabelle 8 

Beitrag der Frauenarbeit zum Beschäftigungswachstum in RgW-Ländern 

Anteil der 
Veränderung der Beschäftigtenzahl Frauen-

(Taus. Pers.) arbeit am 
Land Periode Beschäf-

tigungs-
Männer Frauen insgesamt wachstum 

(%) 

CSSR 1950-61 15 354 369 96 

DDR 1950-65 -548 175 -373 > 100 

UdSSR * 1959-65 6124 3367 9491 35 

Polen 1950-60 857 621 1478 42 

• 1965 - Schätzung der ECE. 

Quelle: Economlc Survey of Europe 1968, ECE Geneva, S. 206, 207. 

soll durch einen alterspezifischen Vergleich der Erwerbstätigkeit in Ost-
europa ergänzt werden. Die Beschäftigungsdaten in Tabelle 9 sind nach 
Altersgruppen und Geschlecht gegliedert. 

Für die Auslastung des Arbeitskräftepotentials sind die Altersgruppen 
der 15-19jährigen sowie der mehr als 60jährigen Erwerbspersonen von 
besonderer Bedeutung. Die Erwerbsquoten der Jugendlichen ändern sich 
in den letzten Jahrzehnten dadurch, daß ein immer größerer Teil dieser 
Altersgruppe in den Ausbildungsprozeß einbezogen wird. Die Kategorien 
oberhalb des Alters von 60 Jahren beteiligen sich ebenfalls abnehmend 
am Erwerbsleben, da die Rentengesetzgebung sich auf immer mehr 
Personen bezieht und die Grenze des Rentenalters herabgesetzt wird7• 

Unsere Daten zeigen, daß die jüngeren Altersgruppen in der Tschechos-
lowakei, der DDR sowie in Polen durch die wachsenden Zahlen der 
Schüler und Studenten (einschließlich Lehrlinge) im Laufe der 50er 
Jahre dem Arbeitsprozeß immer mehr entzogen werden. Wahrschein-
lich trifft dies auch für die UdSSR zu, über deren Erwerbsentwicklung 
wie infolge fehlender Zensusdaten hier keinen Trend ablesen können. 

Die Erwerbsquoten der "alten" Jahrgänge sind in der CSSR für beide 
Geschlechter im Laufe der 50er Jahre gesunken; in Polen war die Ent-
wicklung der Männererwerbsquoten dieser Jahrgänge rückläufig, der 
Trend der Frauenerwerbsquoten hingegen steigend; in der DDR schließ-

7 Dieser Trend ist allerdings auch für die westlichen Industrieländer kenn-
zeichnend, wenngleich - wie von uns bereits angedeutet wurde - diese 
Tendenz in den östlichen Ländern vorläufig stärker zum Ausdruck kam. 
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lich sind die Erwerbsquoten der "alten" Jahrgänge bei bei den Ge-
schlechtern gestiegen, während dort die Frauenerwerbsquote immer 
noch relativ niedrig liegt. In der UdSSR war 1959 die Erwerbsquote 
dieser Gruppen für beide Geschlechter höher als in allen übrigen RgW-
Ländern. Die unterschiedlichen Tendenzen sind vermutlich auf zwei 
gegenläufige Faktoren zurückzuführen: einmal auf die Herabsetzung des 
Rentenalters, ~um andern auf den starken Bedarf an Arbeitskräften in 
bestimmten Branchen und Regionen, wo auch Personen im Rentenalter 
stärker beschäftigt sind. Jedenfalls ist die Erwerbsquote der älteren 
Jahrgänge, wenn wir nicht nur die Entwicklungsdaten, sondern auch 
die absoluten Zahlen berücksichtigten, in der DDR und der CSSR nied-
riger als in den UdSSR und in Polen. Dies ist sicherlich auch auf den 
höheren Beschäftigungsanteil der Landwirtschaft in den letzt genannten 
Ländern zurückzuführen, da in diesem Sektor die Altersrentenversor-
gung noch ungenügend ausgebaut war. 

Der Vergleich der Beschäftigungsentwicklung in den RgW-Ländern 
und den westlichen Industrieländern ermöglicht folgende zusammen-
fassende Aussage: Die Erwerbsquoten sind in den östlichen Ländern 
etwas höher als in den Ländern des Westens8• Dies ist vor allem auf den 
vergleichsweise höheren Arbeitseinsatz der Frauen zurückzuführen. 
Auch der Auslastungsgrad der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
ist ähnlich. Die "jugendspezifischen" Erwerbsquoten zeigen im RgW-
Bereich eine rückläufige Entwicklung, die in den zunehmenden Schüler-
und Studentenquoten dieser Jahrgänge begründet ist (diese Tendenz ist 
allerdings auch im Westen zu beobachten), wobei dieser Trend in den 
industriell höher entwickelten Ländern stärker hervortritt als in den 
übrigen RgW-Ländern. Etwas abgeschwächt gilt dies auch für die Er-
werbsquoten der älteren Jahrgänge, wo mit zunehmender industrieller 
Entwicklungsstufe der Beschäftigungsanteil in der Landwirtschaft, in 
der Altersrenten bislang nur eine geringe Rolle spielten, abnimmt; auch 
die tendenzielle Herabsetzung des Rentenalters mag sich hier ausge-
wirkt haben. 

2. Bescbäftigungsstrukturen nach Wirtschaftsbereichen und Qualifikationen 

Im Zusammenhang mit der Beschäftigungsentwicklung soll die Ent-
wicklung der Arbeitskräftestruktur, gegliedert nach Wirtschaftssektoren 

8 Nicht diskutiert wurden hier die Arbeitslosenquoten (die insbesondere in 
den USA eine erhebliche Rolle spielen), da in der Statistik der RgW-Länder 
Arbeitslosenzahlen nicht erfaßt werden. Wenngleich es gegenwärtig vermut-
lich nur in einigen wenigen industriell entwickelten Ländern des Ostens 
(Rumänien, Polen und einige Regionen der Sowjetunion) "offene" Arbeits-
losigkeit geben dürfte, so ist die "versteckte" Arbeitslosigkeit ein echtes Pro-
blem des gesamten RgW -Bereichs (vgl. Teil II dieser Arbeit). 
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und -bereichen, nach Berufen und schließlich nach Ausbildungsabschlüs-
sen in beiden Ländergruppen verglichen werden. 

Tabelle 10 

Erwerbstätigkeit nach Wirtswaftssektor a), 1950-1970 b) 

1950 1970 
Land 

I. 1I. m. I. 1I. III. 

CSSR ............ 39 36 25 18 46 36 

DDR ............ 27 44 29 13 50 37 

UdSSR .......... 48 27 25 27 37 36 

Polen ...... . ..... 54 26 20 37 35 28 

BRD ............ 24 43 33 7 49 44 

österreich c) ..... 33 38 29 17 40 43 

Schweiz ............ 17 46 37 8 48 44 

USA ............. 13 35 52 5 35 60 

a) Sektor I: Land- und Forstwirtschaft, Sektor 11: Industrie, Bauwesen u. a. produzie-
rende Gewerbe, Sektor III: Dienstleistungen. 

b) Für die RgW-Länder: laufende JahresstatIstik, ohne Streitkräfte. Für die west-
lichen Länder: Volkszählungen, nur USA ohne Streitkräfte. 

c) Die ersten 3 Spalten beziehen sich auf das Jahr 1951 (zensusjahr), die weiteren 
3 Spalten sind Schätzungen des ÖIWF, Wien, (vgl. Quelle) für das Jahr 1970. 

Quellen: Jezegodnik stran-i!lenoy SEV 1971, S. 378--380, Planovoe chozjajstvo, Nr. 12/ 
1972, S. 36, Statistisches Jahrbuch für die BRD 1954, S. 112, Wirtschaft und Statistik, 
Nr.12/1971, S.739, Statestisches Handbuch für die Republik österreich, 1954, S.7, 
Schätzung des österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung, Wien 1972. 

Technical Paper of the Bureau of Census, Nr. 18, July 1968, S. 21-24. 
F. Kneschaurek, Arbeitskräftepotential und Arbeitskräftebedarf in der Schweiz 

(Manuskript), St. Gallen 1973, S. 73. 

Trotz gewisser methodischer Vorbehalte zur Vergleichbarkeit der Da-
ten in Tabelle 10 (vgl. dazu Anmerkung 2 zur Tabelle 10) können 
folgende Aussagen über die Tendenzen der Beschäftigungsstruktur nach 
Wirtschaftssektoren in Ost und West formuliert werden: Die unter-
schiedlichen Beschäftigungsanteile in der Landwirtschaft (Primärsektor) 
und der industriellen Güterproduktion (Sekundärsektor) sind eher auf 
die unterschiedliche Stufe der wirtschaftlichen Entwicklung als auf un-
terschiedliche Wirtschaftssysteme zurückzuführen. Die tendenzieLle Ab-
nahme der Beschäftigtenanteile im Agrarsektor und deren übergang in 
die sekundären Bereiche sowohl in Ost als auch in West ist eine Folge 
der fortschreitenden Industrialisierung. Demgegenüber verläuft die Ex-
pansion des DienstZeistungssektors in den zentral-administrativen Pla-
nungssystemen des Ostens etwas langsamer aZs dies im Zuge des In-
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osteuropäischen Fachliteratur kritisch vermerkt, wobei man in jüngster 
Zeit diese Zusammenhänge auf der Basis internationaler Korrelations-
berechnungen zu analysieren versucht9 • Die Strukturverschiebungen 
sind in den osteuropäischen ebenso wie in den westeuropäischen 
Industrieländern eine Folge des hohen Produktivitätswachstums in den 
Produktionssektoren sowie der zunehmenden Nachfrage nach indivi-
duellen und kollektiven Dienstleistungen. 

Ein Drei-Sektoren-Modell ist allerdings zu grob gegliedert, um daraus 
allgemeinere Tendenzen der Beschäftigtenstrukturen in unterschied-

Tabelle 11 

Erwerbstätige nach Wirtschaftszweigen in der UdSSR und den USA, 1959 

Anteil in Ofo 
Wirtschaftsbereich 

Landwirtschaft .......................... . 

Industrie ............................... . 

Baugewerbe ............................ . 

übrige produzierende Bereiche ........... . 

Verkehr ................................. . 

Nachrichtenwesen ....................... . 

Handel und Versorgung ................. . 

Gastwirtschaft .......................... . 

Wohnungswesen ........................ . 

Finanz- und Versicherungswesen ........ . 

Bildung, Wissenschaft, Kunst ............ . 

Gesundheitswesen ....................... . 

Verwaltung u. sonstige öffentl. Institutionen 

Insgesamt ............................... . 

UdSSR 

45,8 

22,9 

6,4 

0,7 

4,7 

0,7 

4,0 

0,9 

1,5 

0,3 

6,2 

3,0 

2,9 

100,0 

Quelle: Ekonomlka truda (AutorenkollektIv) Moskva 1967, S. 385. 

USA 

7,3 

25,5 

6,4 

0,2 

4,3 

2,2 

16,9 

3,2 

4,0 

4,1 

5,6 

3,8 

16,5 

100,0 

9 K. Zeman, Zäkladni rysy formoväni struktury ekonomickych komplexü 
zemi RVHP v uplynulych dvaceti letech, Politickä ekonomie Nr.7/1971, 
S.625-626. 

7 Schriften d. Vereins f. SoclalpollUk 76 
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lichen Wirtschaftssystemen ablesen zu können. Wir wollen daher die 
jeweiligen Länderpaare vergleichen, und zwar einmal nach einer größe-
ren Zahl von Wirtschaftszweigen, zum andern nach Berufsgruppen. 

Der Vergleich der Erwerbstätigenstruktur nach einzelnen Wirtschafts-
zweigen in der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten für das Jahr 
1959 zeigt neben dem bereits in Tabelle 11 erkennbaren höheren Anteil 
der Beschäftigten in der sowjetischen Landwirtschaft einen niedrigeren 
Beschäftigtenanteil im Nachrichtenwesen, der Wohnungswirtschaft und 
dem Gastgewerbe gegenüber den vergleichbaren Wirtschaftszweigen der 
Vereinigten Staaten. Die extrem niedrige Beschäftigungsquote in der 
öffentlichen Verwaltung der UdSSR dürfte irreführend sein, da die 
Autoren offensichtlich die methodischen Unterschiede der sowjetischen 
und nordamerikanischen Statistik unberücksichtigt ließen: während in 
der sowjetischen Statistik Beamte, Funktionäre und Angestellte im 
öffentlichen Dienst in den Einzelzweigen erfaßt werden (fraglich ist, ob 
hier die Beschäftigten in den Streitkräften überhaupt mitgerechnet wur-
den), ist eine große Zahl der analogen Berufstätigen in den Vereinigten 
Staaten unter der Kategorie der öffentlichen Verwaltung einbezogen. 

Tabelle 12 

Erwerbstätige nach Wirtschaftszweigen in der DDR und der BRD, 1968 

An teil in Ofo 
Wirtschaftsbereich 

DDR BRD 

Land- und Forstwirtschaft ................ 13,1 10,0 

Industrie u. warenproduz. Gewerbe ........ 41,5 39,6 

Baugewerbe ............................. 7,1 7,8 

Handel ................................... 10,4 12,1 

Verkehr und Nachrichtenwesen ........... 6,5 5,7 

Dienstleistungsbereiche ................... 21,3 24,8 

Insgesamt ................................ 100,0 100,0 

Quelle: Bevölkerungs- und Erwerbsstruktur, a.a.O., S. 29 und 71. 

Die Vergleichsdaten für die DDR und die Bundesrepublik (1968) zeigen 
ähnliche Beschäftigungsanteile im Baugewerbe, im Verkehr und im 
Nachrichtenwesen. Dem etwas höheren Beschäftigungsanteil der Land-
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wirtschaft und in der Industrie der DDR gegenüber der Bundesrepublik 
entspricht ein geringerer Anteil der Erwerbstätigen im Handel und 
den übrigen Dienstleistungsbereichen der DDR im Vergleich zur BRD. 

Für die Beschäftigtenstrukturen nach Wirtschaftszweigen in der 
Tschechoslowakei und Österreich standen uns für das Jahr 1961 detail-
liertere Daten zur Verfügung, die eine den Systemeinflüssen entspre-
chende Gliederung ermöglichten. Wir haben in diesem Sinn neben den 
drei großen güterproduzierenden Bereichen - der Landwirtschaft, der 
Industrie und dem Bauwesen - den tertiären Ssktor in vier weitere 
Zweige untergliedert: den Transport, private Dienstleistungen, soziale 
und kulturelle Dienstleistungen, und schließlich die öffentliche Verwal-
tUIlJg. Der Vergleich führt zu folgendem Ergebnis: Die Beschäftigten-
anteile in Landwirtschaft, Bauwesen, Transport und Verwaltungs-
diensten unterscheiden sich kaum. Dagegen ist der Besc.~äftigungsanteil 
in der tschechoslowakischen Industrie sowie in den kulturellen und 
sozialen Dienstleistungszweigen deutlich höher als in den entsprechen-
den österreichischen Sparten. In Österreich ist widerum der Anteil der 

Tabelle 13 

Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen in der eSSR und österreich. 1961 

Land- und Forstwirtschaft ............... . 

Industrie u. produz. Gewerbe ............. . 

Baugewerbe ............................. . 

Verkehr und Nachrichtenwesen .......... . 

Kommerzielle u. private Dienstleistungen a) 

Kulturelle u. soziale Dienstleistungen b) .•.. 

Ohne Angabe ........................... . 

Öffentliche Verwaltung u. ähnl. c) •••...••• 

Anteil in Ofo 

CSSR 

24,4 

39,0 

8,4 

6,0 

9,0 

8,1 

0,4 

4,6 

Österreich 

22,8 

33,4 

7,6 

6,0 

18,4 

5,4 

1,1 

5,3 

a) Handel, Flnanz- und versicherungswesen, persönliche Dienstleistungen, Haushalt. 
b) Bildung, Wissenschaft, Kunst, Gesundhelts- und Sozialwesen. 
c) Staats- und Kommunalverwaltung, politische Organisationen und ähnliches, ausge-

nommen Mll1tär und PolizeI. 

Quellen: Sl!ftäni lIdu, domu a bytu v CSSR k. 1. 3. 1961, S. 52-57, Ergebnisse der 
Volkszählung (österreichs) v. 21. 3. 1961, S. 25-35. 

7* 
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Erwerbstätigen in den privaten ("kommerziellen") Dienstleistungszwei-
gen bedeutend höher als in der Tschechoslowakei. 

Die einzelnen Ländervergleiche, insbesondere der Vergleich zwischen 
der Tschechoslowakei und Österreich, deuten an, welche strukturellen 
Unterschiede auf Systemeinflüsse zurückzuführen sind. Es ist - erstens 
- die vergleichsweise hohe Beschäjtigungsquote in der Industrie der 
RgW-Länder, die teilweise auf die übernahme des sowjetischen Indu-
strialisierungsmodells zurückzuführen ist, - zweitens - die höheren 
Anteile der Erwerbstätigen im Kultur- und Sozialbereich in diesen Län-
dern, ein Tatbestand, der mit den gesellschaftlichen Zielvorstellungen 
des Sozialismus zusammenhängen mag, und drittens - die verhältnis-
mäßig niedrige Beschäjtigungsquote in den Sparten der privaten und 
kommerziellen Dienstleistungen, die in Osteuropa erst in jüngster Zeit 
als expansionsbedürftig betrachtet werden. Aber auch diese Divergenzen 
in der Beschäftigtenstruktur scheinen sich tendentiell zu verringern10• 

Ergänzend zum Strukturvergleich der Beschäftigung nach Wirtschafts-
bereichen sollen Berufsstrukturen in Ost und West verglichen werden. 
Eine derartige Gegenüberstellung wirft allerdings eine Reihe von me-
thodischen Problemen auf, da die Berufsbezeichnungen und -definitionen 
von Land zu Land stark differieren. Wir haben aus diesem Grund nur 
einen Vergleich der Erwerbstätigen nach Berufsgruppen zwischen der 
DDR und der BRD aus den Materialien zur Lage der Nation übernehmen 
können. 

Die Analyse der Berufsstruktur in der DDR und der Bundesrepublik 
bestätigt bzw. ergänzt das skizzierte Bild über die Struktur nach Wirt-
schaftszweigen. In der DDR ist der Anteil der Beschäftigten in Berufen 
des Unterrichtswesens, der Kunst und der Wissenschaft sowie in Ver-
kehrsberufen (hier könnten allerdings Definitionsunterschiede eine Rolle 
spielen) etwas höher als in der Bundesrepublik. Dies gilt auch für die 
"sonstigen Berufe", zu denen vermutlich die Wehr- und Sicherheits-
kräfte gezählt werden. In der Bundesrepublik gibt es demgegenüber 
vergleichsweise höhere Beschäftigtenanteile in den Verkaufs- und Gast-
stättenberufen sowie auch in den Tätigkeitsbereichen der Manager, lei-
tenden Angestellten und Juristen. Allerdings sind die Unterschiede in 
Prozentzahlen, von denen die Rede ist, nicht sehr groß. 

Mit der Berufsstruktur hängt die Erwerbsstruktur nach Qualifikatio-
nen (Ausbildungsabschlüssen) eng zusammen. Aus einer Reihe von in-
ternationalen Vergleichen geht hervor, daß in der Sowjetunion sowie 
in den übrigen RgW-Ländern die Zahl der höher qualifizierten Fach-

10 Jifi Kosta, Versuch eines Strukturvergleichs der österreichischen und 
der tschechoslowakischen Wirtschaftsentwicklung, Arbeiterkammer Wien, 
1969. 
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Tabelle 14 

Erwerbstätige in der DDR und der BRD nach Berufsgruppen, 1964 

Berufsgruppe 

Berufe d. Grundstoffindustrie ........... . 

Berufe d. Stoffbearbeitungs- u. 
-verarbeitungs industrie ............... . 

Technische Berufe ....................... . 

Berufe der Land- u. Forstwirtschaft ...... . 

Verkehrsberufe ......................... . 

Handels- u. Gaststättenberufe ........... . 

Berufe der Bildung, Kultur, Wissenschaft .. 

Berufe des Gesundheits- u. Sozialwesens .. 

Dienstleistungsberufe • ................... . 

Berufe der Wirtschaftsleitung, Verwaltung 
und Rechtspflege ...................... . 

Sonstige Berufe·· ....................... . 

Alle Berufe ............................. . 

DDR 

2,7 

31,1 

4,7 

12,5 

8,0 

10,7 

4,4 

2,6 

4,9 

12,4 

5,9 

99,9 

• Körperpflege-, Reinigungs-, Vermittlungsberufe, 
•• Sicherheit, Konfessionen, keine nähere Angaben. 

Quelle: Bevölkerungs- und Erwerbsstruktur, a.a.O., S. 76. 

Anteil in Ofo 

BRD 

3,0 

30,8 

3,9 

11,3 

5,9 

14,0 

1,6 

2,1 

4,8 

17,4 

4,2 

100,0 

kräfte in der Volkswirtschaft relativ groß ist. Ferner sind auch die 
relativen Studenten- und Schülerzahlen in der Vergangenheit sehr stark 
gestiegen, so daß diese Länder in internationalen Vergleichen an vor-
deren Stellen rangieren11• Allerdings sind die sowjetischen Bildungs-
und Qualifikationsinstitutionen ähnlich wie diejenigen der USA mit den 
entsprechenden Institutionen europäischer Länder infolge unterschied-
licher Fachrichtungen, Lehrpläne und Ausbildungsdauer schwer ver-
gleichbar. Wir wollen uns daher nur auf einige Daten der DDR und der 
Bundesrepublik sowie der Tschechoslowakei und Österreichs beschrän-
ken. 

11 Vgl. auch Robins Report, Higher Education, London 1963; sowie World 
Survey auf Education, UNESCO 1966. 
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Während in der Bundesrepublik im Jahre 1964 die Akademikerquote 
in der Volkswirtschaft höher lag als in der DDR, war umgekehrt der 
Anteil der Fachschulabsolventen in der BRD niedriger. Insgesamt gab 
es in der Volkswirtschaft der DDR anteilmäßig weniger Fach- und 
Hochschulabsolventen als in der Wirtschaft der Bundesrepublik. Diese 
Aussagen treffen in gleicher Weise für die Beschäftigten beiden Ge-
schlechts zu. Das geringe übergewicht der Bundesrepublik in bezug auf 
die Anteile der Fachkräfte war allerdings nicht die Folge höherer 
Studenten- und Schülerzahlen, sondern vielmehr eine Konsequenz der 
hohen Abwanderungsquoten von Fachleuten aus der DDR im Laufe der 
50 er und am Anfang der 60er Jahre. Vermutlich werden die Volkszäh-
lungsdaten von 1970 eine Angleichung der Akademikerquoten zeigen. 

In der Tschechoslowakei und in Österreich waren am Anfang der 60er 
Jahre die Akademikerquoten in der Volkswirtschaft etwa gleich hoch, 
wobei es allerdings in der tschechoslowakischen Industrie - und dies gilt 
wahrscheinlich für die ganze Volkswirtschaft - relativ mehr Diplom-
ingenieure gab als in der Industrie Österreichs. Viel auffallender waren 
die Unterschiede in bezug auf Fachschultechniker, deren Anteil in der 
Tschechoslowakei beinahe fünfmal höher war als in Österreich. 

Die Gegenüberstellung dieser partiellen Daten der tschechoslowaki-
schen und der österreichischen Qualifikationsstruktur dürfte in Anbe-
tracht anderer internationaler Ost-West-Vergleiche im Bildungssektor 
repräsentativ sein12• Allgemeiner können diese Zusammenhänge wie 
folgt formuliert werden: 

Die Akademikerquoten in den industriell entwickelten Volkswirt-
schaften von Ost und West unterscheiden sich heute voneinander nur un-
wesentlich. Man sollte allerdings berücksichtigen, daß das Bildungs-
niveau der RgW-Länder - mit Ausnahme der DDR und der Tschechos-
lowakei - nach dem zweiten Weltkrieg (in der Sowjetunion nach 1917) 
bedeutend niedriger war als in den westlichen Ländern, so daß für ein 
Aufholen Osteuropas eine außerordentliche Expansion des dortigen Bil-
dungswesens, verbunden mit hohen Wachstumsraten der Studentenzah-
len, erforderlich war. In der DDR und der CSSR war der allgemeine Bil-
dungsstand vor dem zweiten Weltkrieg zwar recht hoch, hier waren aber 
ebenfalls besondere Gründe für einen beschleunigten Ausbau des Hoch-
schulwesens vorhanden: in der DDR die hohen Anteile der Akademiker-
abwanderer in den 50er Jahren und in der CSSR die Schließung aller 
tschechischen Hochschulen während des zweiten Weltkriegs. Ein Spezifi-

12 Vgl. J. Kosta, Rozvoj ceskoslovenskeho vysokeho skolstvi ve svetle 
mezinarodniho srovnäni, Vysokä skola Nr. 6, Jg. 1966-67; sowie B. LevCik-
J. Kosta, Scientific and Technological Progress and the New System of 
Management in the National Economy, Mariänske' Läzne Praha, April 1968. 
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kum der Qualifikationsstruktur in den RgW-Ländern sind die hohen 
Anteile der Akademiker mit ingenieurtechnischer Ausbildung sowie die 
besonders hohen Anteile der Fachkräfte mit Fachschulausbildung. 

11. Beschäftigungspolitik im zentral-administrativen Lenkungssystem 
der RgW-Länder 

Unter Beschäftigungspolitik im zentral-administrativen Lenkungssy-
stem verstehen wir in dieser Studie die wirtschaftspolitische Einfluß-
nahme auf die Beschäftigungsentwicklung im weitesten Sinne. Beschäf-
tigungspolitik ist sodann in der Terminologie der RgW-Länder gleichbe-
deutend mit Planung und Lenkung der Arbeitskräften Unsere Darstel-
lung wird sich auf die Planung und Lenkung der Beschäftigung in der 
Sowjetunion, der Tschechoslowakei und der DDR beschränken, wobei 
die spezifischen Probleme am Beispiel der beiden erstgenannten Länder 
exemplifiziert werden sollen. UIlJberücksichtigt bleIbt das tschechoslowa-
kische Reformkonzept der Jahre 1967-68, das in der CSSR nicht ver-
wirklicht werden konnte14• Die gegenwärtigen Reformentwicklungen 
in den drei genannten Ländern werden von uns nicht als prinzipielle 
Abkehr vom zentral-administrativen Lenkungssystem angesehen und 
bedeuten auch - wie noch zu zeigen sein wird - keine grundlegende 
Änderung in bezug auf Arbeitsplanung und -lenkung (wenn wir von 
der durch Zwangsreglementierung gekennzeichnete Periode von 1940 
bis 1956 in der Sowjetunion absehenl5). 

Im Rahmen der beschäftigungspolitischen Problematik soll auf fol-
gende Fragen eingegangen werden: 

Welche Planziele wurden für die Beschäftigungsentwicklung festgelegt 
und inwieweit wurden diese Ziele erfüllt? Welche Methoden und Formen 
der Planung und Lenkung der Arbeitskräfte werden angewandt? Welche 
spezifischen Probleme ergeben sich als Auswirkung der festgelegten 
Planziele und der Wirkungsweise des Lenkungssystems? 

13 Arbeitskräfteplanung: "Prognose, Perspektivplanung und Jahresplanung 
des Bedarfes an Arbeitskräften sowie Deckung des Bedarfs" ... Arbeitskräfte-
lenkung: "Sicherung der geplanten Proportionen der Arbeitskräfteverteilung 
durch bedarfsgerechte Berufsausbildung, ökonomische Stimuli, moralisch-
ideelle Mittel, administrative Methoden ... " (Lexikon der Wirtschafts-Arbeit, 
Berlin 1968, S. 75, 77). 

14 Vgl. O. Kyn, Die tschechoslowakische Wirtschaftsreform und ihr Ende, 
in: die Wirtschaftsordnungen Osteuropas im Wandel, herausgeg. von H.-H. 
Höhmann, M. C. Kaser und K. C. Thalheim, Freiburg 1972; sowie J. Kosta, 
J. Släma, Die tschechoslowakische Wirtschaft in den sechziger Jahren. Das 
Schicksal einer Wirtschaftsreform, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und 
Statistik, Nr. 6/1971. 

U Vgl. W. Hofmann, Die Arbeitsverfassung der Sowjetunion, Berlin 1956. 
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1. Planziele der Beschäftigungsentwicklung 

Seit den Anfängen der sowjetischen Planung in den 20er Jahren bis 
zur Gegenwart kann ein Grundzug der Arbeitskräfteplanung verfolgt 
werden: die Planziele der Beschäftigungsentwicklung werden von den 
Zielen der volkswirtschaftlichen Planung - genauer gesagt: des geplan-
ten Produktionswachstums - abgeleitet. Es würde den Rahmen dieser 
Studie sprengen, wenn wir diesen Zusammenhang in einer ausführlichen 
Darstellung der historischen Entwicklung wiedergeben wolltenl6• Wir 
begnügen uns mit der zusammenfassenden Aussage, daß das extensive 
Industrialisierungsmodell der Sowjetunion mit seiner hohen Priorität 
der Schwerindustrie den Arbeitseinsatz determinierte. Diese sowjeti-
schen Planziele wurden - wenn auch nicht im gleichen Ausmaß - von 
den übrigen RgW-Ländern übernommen. 

In Abschnitt I haben wir bereits gezeigt, wie sich die Beschäftigten-
anteile mit zunehmender Industrialisierung in den RgW-Ländern ver-
ändert haben (Tabelle 10-13) und welche Berufs- und Qualifikations-
strukturen der Industrialisierungsprozeß in Ost (und West) herbeige-
führt hat (Tabelle 14-16). Besonders hoch war in der Sowjetwirtschaft 
das Beschäftigungswachstum in den Produktionsmittelindustrien und 
der Anstieg der Expertenzahlen17• 

Im Laufe der 60er Jahre hat die Verschiebung der volkswirtschaft-
lichen Planpräferenzen auch zu Veränderungen der Beschäftigtenstruk-
turen geführt. So blieben die Wachstumsraten der Beschäftigungsent-
wicklung in den konsumgütererzeugenden Zweigen in der zweiten Hälfte 
der 60er Jahre nicht mehr so stark hinter den Wachstumsraten der übri-
gen Industriezweige zurück wie in der vorhergehenden Periode (Tab. 17), 
obwohl hier Produktivitätssteigerungen üblicherweise eher durchgesetzt 
werden können als in investitionsgütererzeugenden Zweigen. Die An-
teile der Erwerbstätigen im Handel und den übrigen Dienstleistungsbe-
reichen vergrößerten sich erheblich (Tab. 18) und diese Tendenz scheint 
auch am Anfang der 70er Jahre weiterhin zu dominieren. Nach wie vor 
sind allerdings die Ziele der Beschäftigungspolitik den Wachstumszielen 
der volkwirtschaftlichen Planung untergeordnet. 

11 Vgl. dazu W. Hofmann, a. a. 0., ferner: Autorenkollektiv geleitet von 
S. Rufert und S. Cerny, Pracovni sily v ceskoslovenskem hospodatstvi, Praha 
1970; und Autorenkollektiv des DIW-Berlin, DDR-Wirtschaft - eine Be-
standsaufnahme, Frankfurt 1971. 

17 Nach offiziellen sowjetischen Statistiken stieg die Zahl der Industrie-
arbeiter von 1928--1966 auf das etwa sechsfache, in den vier wichtigsten 
Zweigen der Produktionsmittelindustrien (Kohlenbergbau, Eisen- und Stahl-
erzeugung, Chemie und Metallverarbeitung) um das elffache; in der gleichen 
Periode vergrößerte sich die Zahl des ingenieurtechnischen Personals in der 
Gesamtindustrie um das dreizehnfache, in den vier genannten Industriezwei-
gen um das 36fache. (Strana sovetov za 50 let, Moskva 1967, S. 62, 63.). 
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Tabelle 17 

Beschäftigte in der Industrie der eSSR, der DDR und der UdSSR 1960-1970 

CSSR DDR UdSSR 

Jahresdurchschnittliche Veränderung in Ofo 

Wirtschaftszweig ------------------------

1960-65 1965--70 1960-65 1965--70 1960-65 1965--70 

Industrie 
insgesamt 

Leicht-
industrie a) ... 

1,5 1,3 

0,8 1,3 

0,2 0,6 3,9 2,9 

-1,8 -0,6 2,9 2,8 

a) Papler-, Glas-, Porzellan-, Textil-, Bekleldungs-, Leder-, Pelz-, Schuh- und Nah-
rungsmlttellndustrle sowie Druckereien. 

QueUe: Statlstil!esklj jezegodnlk stran-l!lenov SEV 1971, S. 120, 124, 125. 

Tabelle 18 

Bescltäftigungsanteil im Handel und in den Dienstleistungen 
der eSSR, der DDR und der UdSSR, 1950-1970 

Wirtschafts-
bereich 

CSSR DDR UdSSR 

Anteil an der erwerbstätigen Bevölkerung in Ofo 

1950 1960 1970 1950 1960 1970 1950 1960 1969 

Handel a) ....... 8,6 8,2 9,6 8,3 11,6 10,9 4,7 5,4 7,0 

Nichtproduktive 
Bereicheb) ... 11,9 14,2 19,1 14,4 15,3 18,8 12,4 15,4 19,8 

a) einschließlich "material-technische Versorgung". 
b) Dienstleistungen und Verwaltung (ohne Verkehr und Handel). 

QueUe: Statlstll!esklj jezegodnlk stran-l!lenov SEV 1971, S. 378, 380. 

Die eindeutigen Prioritäten der volkswirtschaftlichen Planziele schlug 
sich in der sowjetischen Industrialisierungsperiode auch im Einsatz der 
Arbeitskräfte nieder. Im großen und ganzen gelang es, die Beschäfti-
gungspläne zu erfüllen. Dies bedeutet jedoch nicht, daß der Arbeitsein-
satz den aufgestellten Plänen entsprechend auch im Detail durchgeführt 
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wurde. Vielmehr ist es in allen RgW-Ländern ein öffentliches Geheimnis, 
daß die tatsächlichen Zahlen der Beschäftigungsentwicklung von den ur-
sprünglichen Planzahlen meist abweichen: es müssen im Laufe der Plan-
periode in den "bedrohten" Bereichen zusätzlich Arbeitskräfte einge-
setzt werden, während in anderen Sparten der Plan unerfüllt bleibt. Die 
Eingliederung der sowjetischen Landbevölkerung in den Industrialisie-
rungsprozeß während der Kollektivierung am Anfang der 30er Jahre 
und die territoriale Umsiedlung verlief vermutlich nicht so wie in den 
Plänen vorgesehen. Schließlich dürfte in keinem der RgW-Länder die 
extrem steigende Frauenerwerbsquote und die Erwerbsbeteiligung älte-
rer und behinderter Personen in den ursprünglichen Plänen in dem Aus-
maß vorgesehen gewesen sein wie es sich schließlich im Interesse der 
Produktionsplanung als notwendig erwies. 

2. Methoden und Formen der Arbeitskräfteplanung 

Neben der inhaltlichen Festlegung der Planziele ist für die Wirtschafts-
planung die Methodik der Planaufstellung sowie die Form der Plan-
durchführung von entscheidender Bedeutung. Unter Plandurchführung 
verstehen wir nicht nur die Erfüllung der Planaufiagen (verbindliche 
Kennziffern), sondern auch die Anwendung indirekter wirtschaftspoliti-
scher Instrumente ("Lenkung"). Zunächst sollen die Methoden der Plan-
aufstellung im zentral-administrativen System beschrieben und anschlie-
ßend die Formen der Plandurchführung dargestellt wel'denl8• 

In den Arbeitskräfteplänen im weiteren Sinne werden folgende Ziele 
formuliert: das Wachstum der Arbeitsproduktivität, die Zahl der erfor-
derlichen Beschäftigten und die Lohnentwicklung. Dementsprechend gilt 
es, folgende Plankennziffern festzulegen: 1. die Wachstumsrate der Ar-
beitsproduktivität, 2. die Zahl und Struktur der Beschäftigten nach Be-
rufsgruppen und Qualifikationen, und 3. die durchschnittlichen Arbeits-
einkommen und deren Summe (Lohnfonds). Im engeren Sinne versteht 
man in der osteuropäischen Fachliteratur unter Arbeitskräfteplanung 
die Festlegung der Beschäftigtenzahlen, die nach verschiedenen Kriterien 
erfaßt werden. Auf die Arbeitskräfteplanung in diesem engeren Sinn 
werden wir uns im weiteren beschränken. 

Entscheidendes Planungsinstrument bilden die Bilanzen der Beschäf-
tigungsplanung, insbesondere die Arbeitskräfteressourcenbilanz, die ein-
zelnen Arbeitskräftebilanzen und die Bilanz der Jugendlichen. 

Die Arbeitskräfteressourcenbilanz besteht in einer Gegenüberstellung 
der Bevölkerung in arbeitsfähigen Alter und der voraussichtlich verfüg-

18 In dieser Darstellung stützen wir uns insbesondere auf folgende Ar-
beiten: Ekonomika truda (Autorenkollektiv), Moskva 1967, Pracovni sily ... 
a.a.O., und Lexikon der Wirtschaft, ... a.a.O. 
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baren Arbeitskräfte im Rentenalter auf der einen Seite (Ressourcen) und 
der Verteilung der Beschäftigten nach Brancheneinsatzbereichen sowie 
der zur Weiterbildung bestimmten Oberschüler und Studenten und der 
nicht erwerbsfähigen Bevölkerung auf der anderen Seite (Bedarf). 

In den einzelnen Arbeitskräftebilanzen, die in den Betrieben sowie 
auf überbetrieblicher Ebene aufgestellt werden, werden die erforder-
lichen den verfügbaren Arbeitskräften gegenübergestellt. In den überbe-
trieblichen Bilanzen wird der Bedarf nach Beschäftigtengruppen (Zwei-
gen und Berufen), Qualifikationen und nach Geschlecht untergliedert, die 
Bedarfsdeckung ist nach jugendlichen Schulabgängen, übergängen aus 
der Landwirtschaft, Hausfrauen, arbeitswilligen Rentnern und sonstigen 
Gruppen untergliedert. Die Arbeitskräftebilanz der Betriebe dienen der 
Berechnung des zusätzlichen Bedarfs an Arbeitskräften unter Berück-
sichtigung der Abgänge im Laufe des Planjahres (Rentner, Wehrpflich-
tige u. a. m.). 

Die Bilanzen der Jugendlichen enthalten die Verteilung der Grund-
schulabgänge (14- bzw 15-jährige) gegliedert nach weiterbildenden Aus-
bildungsinstitutionen (Berufsschulen und Lehrlingsanstalten, Fachschu-
len, allgemeinbildende Oberschulen) und sonstige Einsatzgruppen (be-
trieblicher Einsatz, Behinderte etc.). Die Bilanzen der Jugendlichen sind 
das wichtigste Koordinierungsinstrument der Arbeitskräfte- und der 
Bildungsplanung. 

Die Bilanzierungsmethode ist für die proportionale Entwicklung der 
Volkswirtschaft von erstrangiger Bedeutung. Es wird allerdings zu Recht 
darauf hingewiesen, daß sie zwar in den extensiven Wachstumsphasen 
ein brauchbares Planungsinstrument war, daß sie jedoch bei zunehmen-
der Ressourcenknappheit den Erfordernissen der "Optimalplanung" , die 
Effiziel1l2lberechnungen erfordert, nicht gerecht werden kann19• Kritisiert 
wird ferner, daß externe Kosten des zusätzlichen Arbeitskräfteeinsatzes 
(soziale Infrastruktur, Umschulung, Umsiedlung u. dgl.) bei der Bilan-
zierungsmethode unberücksichtigt bleiben. 

Die Kennziffern der volkswirtschaftlichen Arbeitskräfteplanung re-
sultieren aus den Bilanzberechnungen. Während vor den Wirtschafts-
reformen der 60er Jahre die obengenannten Plankennziffern: Arbeits-
produktivität, Beschäftigtenzahlen, Durchschnittslohn und Lohnfonds als 
verbindliche Auflagen von der Planzentrale über die Ministerien, Regio-
nalbehörden und Unternehmensvereinigungen den Betrieben zugewiesen 
wurden, hat im sowjetischen Betrieb nach 1965 nunmehr der Lohnfonds 
imperativen Charakter, während die anderen Kennziffern als Orientie-

19 Vgl. Hans-Hermann Höhmann, Zur Arbeitskräftepolitik in der UdSSR, 
Berichte des Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und internationale Stu-
dien, Köln, Nr. 5111972, S. 8 ff. 
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rungsgrößen berechnet werden ("rascotnyj pokazatel"). In der DDR 
wird auch das Wachstum der Arbeitsproduktivität verbindlich festgelegt. 
Die tschechoslowakische Planungspraxis hat nach der vorübergehenden 
Freigabe aller verbindlichen Plankennziffern und deren Ersetzung durch 
wirtschaftspolitische Steuerungsinstrumente in den Jahren 1967-68 
nunmehr für die einzelnen Wirtschaftszweige verbindliche "Beschäftig-
tenlimite", d. h. Höchstzahlen der Beschäftigten, festgelegt. Die bisheri-
gen Erfahrungen der Umstellung von imperativen auf indikative (orien-
tierende) Kennziffern zeigen, daß auch die unverbindlichen Kennziffern 
von den Betrieben als vollzugsverbindliche Plandirektiven angesehen 
und dementsprechend gehandhabt werden: formell ist zwar der Ent-
scheidungsspielraum der Betriebe erweitert, informell sind jedoch die 
hierarchisch autoritären Leitungsstrukturen beibehalten. 

Mit zunehmender Arbeitskräfteknappheit zeichnen sich auch nach der 
Einführung der Reformen Tendenzen einer Rezentralisierung und einer 
Rückkehr zu Befehlspraktiken im Bereich der Arbeitskräfteplanung ab. 
Dies führt aber wiederum zu Problemen bei der Plandurchführung, die 
bereits im alten System auftraten. Die Durchführung der Arbeitskräfte-
pläne konnte nie die Konflikte zwischen den Plan vorhaben der Zentrale 
und den individuellen Zielen der Erwerbstätigen voll vermeiden. Es war 
beispielsweise kaum zu erwarten, daß die anspruchsvollen sowjetischen 
Industrialisierungspläne, die vielfach mit der Erschließung entlegener 
und nichtturbaner Regionen verbunden waren, unter voller Wahrung 
der freien Arbeitsplatzwahl realisierbar wären. Fest steht, daß Zwangs-
einsatz und administrative Disziplinierung in der sowjetischen Beschäfti-
gungspolitik immer eine große Rolle spielten, wenngleich sich freie Be-
rufs- und Arbeitsplatzwahl mit der Zeit durchgesetzt haben. 

Administrativer Druck bei der Berufs- und Arbeitsplatzwahl war auch 
in der DDR und der Tschechoslowakei in den 50er Jahren eher Regel 
als Ausnahme. In allen drei Ländern war der Anteil des Arbeitseinsatzes 
von Häftlingen, insbesondere bei körperlich schweren und gesundheits-
schädigenden Arbeiten, relativ hoch. Seit den 60er Jahren konnte aller-
dings das bereits früher deklarierte, aber nicht konsequent angewandte 
Prinzip der freiwilligen Wahl des Berufs und des Arbeitsplatzes stärker 
zur Geltung gelangen. Gegenwärtig überwiegen indirekte Anreizformen, 
insbesondere Lohndifferenzierungen, vor administrativen Druckmitteln, 
die nur noch partiell angewandt werden. 

Die Kombination von indirekten Lenkungsmethoden und administra-
tiven Planung der Arbeitskräfte kommt in den folgenden Organisations-
formen des Arbeitseinsatzes zum Ausdruck: 

a) Einsatz von Jugendlichen, die ihre Berufslehre bzw. ihr Fachschul-
studium abgeschlossen haben; die künftigen Facharbeiter und Fachange-
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stellten werden nach ihren Abschlußprüfungen entsprechend den Bilan-
zen der Jugendlichen auf die einzelnen Betriebe verteilt, wobei sich in-
nerhalb der Abgängergruppen die Schulleitung mit Eltern und Schülern 
über die konkrete Arbeitsplatzwahl im Rahmen der Plankontingente 
einigen muß. Die Form des Planeinsatzes von Berufs- und Fachschulab-
gängem spielt insbesondere in der CSSR und der DDR eine bedeutende 
Rolle. 

b) Einsatz von jugendlichen Abgängern aus Grundschulen allgemein-
bildenden Oberschulen, bei denen mit einer Fortsetzung der schulischen 
Ausbildung nicht zu rechnen ist. Der Modus des Einsatzes dieser Jugend-
lichen verläuft ähnlich wie unter a). Nach Einstellung werden die An-
lernlinge in der Regel in betrieblichen Spezialkursen ausgebildet, wobei 
häufig die MÖl.:{lichkeit eines späteren Fernstudiums an öffentlichen Fach-
oder Hochschulen ermöglicht wird. 

c) Öffentliche Appelle an Jugendliche zur Teilnahme an präferierten 
Produktionsprogrammen wie Bauten neuer Großanlagen, Erschließung 
von Bodenschätzen, Besiedlung von landwirtschaftlichem Neuland. Hier 
wird an das politische Bewußtsein junger Menschen appelliert, man rech-
net mit deren natürlichem Drang nach Neuem. Diese Form wurde 
analog dem sowjetischen Beispiel auch in der "Aufbauphase" der 
übrigen RgW-Ländern mit einigem Erfolg praktiziert, hat aber inzwi-
schen an Bedeutung verloren. 

d) Organisierte Anwerbung von Beschäftigten in präferierten Produk-
tionszweigen und Betrieben. Weniger attraktive Arbeitsplätze, u. U. auch 
in entlegenen Gebieten, werden von ausgewählten Betrieben unter ma-
teriellen Begünstigungen wie höherer Entlohnung, billigen Wohnungs-
mieten, Wohnungsbaubeihilfen, Umschulung u. a. m. angeboten. Der An-
geworbene unterzeichnet mit den betreffenden Betrieben einen zeitlich 
befristeten Arbeitsvertrag. Diese Form wird in allen drei RgW-Ländern 
praktiziert. 

e) Organisierte Familienumsiedlung der landwirtschaftlichen Bevölke-
rung in Regionen mit unzureichenden Arbeitsressourcen. Diese Art des 
Arbeitseinsatzes ist in der UdSSR seit den 30er Jahren ziemlich verbrei-
tet. In der Zeit der Kollektivierung erfolgte die organisierte Umsiedlung 
vermutlich unter starkem administrativem Druck. Schlechte Erwerbs-
möglichkeiten in vielen Kolchosen haben später die Familien ökonomisch 
gezwungen, das öffentliche Angebot anzunehmen. Die Incentives sind 
ähnlich wie unter d). 

Neben diesen organisierten Einsatzformen gewinnt in der Praxis die 
Form des direkten Aushandelns von Arbeitsverträgen zwischen den 
Arbeitssuchenden und den Betrieben aufgrund von Zeitungsannoncen, 
Informationen über Arbeitsämter, Anschlagetafeln u. dgl. gewinnen an 
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Bedeutung. Hand in Hand mit der verstärkten Rolle der vertraglichen 
Anstellung, die auf dem Prinzip der freien Berufswahl basiert, ver-
drängen indirekte Lenkungsinstrumente - eine differenzierte Lohnpo-
litik, soziale und kulturelle Leistungen etc. - immer mehr administra-
tive Methoden. 

Zusammenfassend läßt sich zur Beschäftigungsplanung folgendes aus-
sagen: Die organisierten Formen der Arbeitskräfteplanung und -lenkung 
haben zur Erfüllung der geplanten Wachstumsziele maßgeblich beige-
tragen. In den untersuchten RgW-Ländern wurden die administrative 
Maßnahmen, zeitweilig auch durch politisch-ideologische Einflußnahme, 
insbesondere auf Jugendliche ergänzt, schrittweise durch indirekte Len-
kungsformen und durch materielle Anreize ersetzt. 

3. Probleme der Beschäftigungspolitik in den RgW-Ländern 

Abschließend sollen einige Probleme der Beschäftigungspolitik in der 
Sowjetunion und der Tschechoslowakei behandelt werden. Dabei gelten 
die Probleme der sowjetischen Beschäftigungspolitik für die RgW-Län-
der mit relativ größeren Arbeitskräftereserven, insbesondere in der 
Landwirtschaft, die tschechoslowakischen Arbeitskräfteprobleme - vor 
allem die akute Arbeitskräfteknappheit - stellvertretend auch für die 
DDR. 

Die extrem hohen Erwerbsquoten und Auslastungskoeffizienten des 
Arbeitskräftepotentials (vgL Tab. 1-9) sind auf zwei Faktoren zurück-
zuführen. Erstens, die bis zum Ende der 60er Jahre stark expandierenden 
GrundstofI- und Investitionsgüterindustrien - und hier wiederum die-
jenigen Bereiche, die für die Produktionsmittelerzeugung bestimmend 
sind -, kurz: das extensive IndustriaZisierungsmodelZ erfordert zusätz-
liche Arbeitskräfte. Der technische Fortschritt, der beim Bau von Neuan-
lagen eingeführt wurde, war durch den Charakter der Erweiterungsin-
vestitionen sowohl kapital- als auch arbeitsintensiv. Zweitens führt die 
Wirkungsweise der zentral-administrativen Planung zu einem ökono-
misch unrationellen Arbeitseinsatz20 ; die Betriebe sind an einer Herab-
setzung der Faktorkosten kaum interessiert, da es primär gilt, ein hohes 
Produktionswachstum zu erzielen. Die Beschäftigtenzahlen und davon 
abgeleitet die Lohnlkosten hängen von den Bilanzberechnungen und den 
Planzuteilungen der Arbeitskräfte ab, wobei diese wiederum durch die 
Informationen der Betriebe hochgesetzt werden können. Hinzu kommt 
noch der Umstand, daß sich die Preisbildung an den Produktionskosten 
orientiert. Nicht zu Unrecht sagt hierzu Joan Robinson: "When prices go 
by costs, the manager of an enterprice has more ga in from efforts spent 

20 Vgl. Hans-Hermann Höhmann, a.a.O., S. 11 ff. 
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on arguing with authorities to get so me item of cost allowed then from 
trying to eliminate them by improved efficiency21." 

Die Betriebe, die ständig zu steigenden Produktionswerten angehalten 
werden und dabei nie sicher sind, ob für die anspruchsvollen Wachstums-
ziele die erforderlichen Arbeiter und Angestellten verfügbar sein wer-
den, neigen in dieser Lage verständlicherweise zum "Horten" von Ar-
beitskräften. Die Erwerbstätigen suchen sich wiederum, soweit es unter 
den drohenden Disziplinierungsmaßnahmen möglich ist, attraktivere 
Arbeitsplätze aus, so daß die Allokation nicht immer den Präferenzen 
der Planzentrale entsprechen muß. Solange nun ein entsprechendes Re-
servoir an Arbeitskräften vorhanden war - wie in der Sowjetunion 
über einige Jahrzehnte -, hatten diese Verschwendungserscheinungen 
beim Arbeitseinsatz keine konkret spürbaren Folgen. Unter Umständen 
können sie sogar von Vorteil sein, da die Überbesetzung von Arbeits-
plätzen, die auch als latente Arbeitslosigkeit bezeichnet werden kann, 
Probleme einer offenen Arbeitslosigkeit vermeidet. Jedenfalls sind die 
dargestellten Beschäftigungsprobleme des zentral-administrativen Len-
kungssystem dann nicht gravierend, solange überschüssige Arbeits-
kräfte vorhanden sind. 

Die Sowjetunion ist unter gewissen Einschränkungen (auf die wir noch 
zurückkommen werden) mit einem Anteil von mehr als 27 % der Be-
schäftigten in der Landwirtschaft (1970) von einer akuten Arbeitskräfte-
knappheit nicht bedroht. Bedrohlich ist jedoch bereits seit einigen Jah-
ren der Mangel an Arbeitskräften in den Volkswirtschaften der DDR 
und der CSSR. Hier gilt es, den knappen Faktor Arbeit so rationell wie 
möglich einzusetzen, die Wachstumsziele durch Steigerung der Arbeits-
produktivität sicherzustellen. Die unzureichenden Resultate in dieser 
Hinsicht22 waren zweifellos einer der entscheidenden Gründe für die 
Reformkonzepte der 60er Jahre in der DDR und der CSSR. Wie wir 
bereits darauf hingewiesen haben, tendieren die teilreformierten Sy-
steme der beLden Länder zu einer Rezentralisierung, einem Trend, der 

21 Zitiert nach J. Go~dmann, J. F~ek, Prices and Price Policy in the Czecho-
slovak Reform, Bericht für das III. Internationale Seminar des CESES, S. 1. 

22 "Die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität dürfte im Durchschnitt 
aller Wirtschaftsbereiche um rund die Hälfte höher sein als in der DDR" 
(Produktion und Produktivität. Aus den Materialien zum Bericht zur Lage 
der Nation 1971, S. 7). Selbst wenn diese Feststellung durch den Zusatz: 
"sie hat sich jedoch in den letzten Jahren in der BRD und in der DDR 
annähernd gleich entwickelt" abgeschwächt wird, so bleibt doch die Tatsache 
bestehen, daß über Jahre hinaus die BundesrepubIik gegenüber der DDR 
einen sehr hohen Vorsprung in der Produktivitäts steigerung erreichen konnte. 
In Österreich ist von 1948-1967 die volkswirtschaftliche Arbeitsproduktivität 
um etwa 25---30 Ofo schneller gestiegen als in der Tschechoslowakei (G. J. Kosta, 
H. Kramer, J. S~ama, Der technologische Fortschritt in Österreich und in der 
Tschechoslowakei, Wien, New York 1971). 

8 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 76 
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auch in der Beschäftigungspolitik zum Ausdruck kommt. Wir wollen zu-
nächst anhand der tschechoslowakischen Beschäftigungslage zeigen, 
welche Probleme dadurch entstehen23• 

Während in den 50er Jahren die tschechoslowakische Landwirtschaft 
den entscheidenden Beitrag zu dem Beschäftigungswachstum in den 
übrigen Sektoren leistete, standen die 60er Jahre im Zeichen der Mobi-
lisierung anderer Arbeitskräftereserven, insbesondere der Hausfrauen. 

Im Agrarsektor waren im Jahre 1970 zwar noch 18 Ofo dererwerbstäti-
gen Bevölkerung beschäftigt (Tab. 10), es muß jedoch damit gerechnet 
werden, daß ein Rückgang dieses Anteils in Zukunft eher durch Abgang 
überalterter Arbeitskräfte in der Landwirtschaft erfolgen wird als daß 
die Beschäftigten von der Landwirtschaft in andere Bereiche übergehen 
könnten. Der niedrige Beitrag der Agrarwirtschaft zum Wachstum der 
volkswirtschaftlichen Arbeitsproduktivität in der CSSR (und der DDR) 
-eine gen au umgekehrte Tendenz gegenüber den Produktivitätsent-
wicklungen in den westlichen Industrieländern24 - hat infolge unge-
nügender Ausrüstungen, Überalterung der Arbeitskräfte sowie eines 
schlecht funktionierenden Entlohnungs- und Motivationssystems eine 
weitgehendere Freisetzung von Beschäftigten in der Landwirtschaft 
bislang nicht möglich gemacht. 

Der Anteil der erwerbstätigen Frauen an der Gesamtzahl der arbeits-
fähigen Frauen stieg von 72 G/o im Jahre 1961 (Tab. 6.) auf etwa 83 % im 
Jahre 1970, wobei zu diesem Zeitpunkt beinahe die Hälfte aller Erwerbs-
tätigen in der Tschechoslowakei Frauen waren (47°/0)25. Die hohen Frau-
enerwerbsquoten rufen eine Reihe von sozialen Problemen und Span-
nungen hervor. Die erwerbstätige Frau ist durch die unzureichende Ver-
sorgung mit Konsumgütern und - privaten sowie sozialen - Dienst-
leistungen sowie durch zusätzliche Wartezeiten und Haushaltsarbeiten 
Ü!berlastet. Auch sind Vorstellungen über die Emanzipation der Frau 
durch die Teilnahme am AI'beitsleben kaum erfüllt worden, nachdem 
der Berufsaufstieg trotz erhöhtem Bildungsniveau der Frauen den Män-
nern gegenüber zurückbleibt: Außer Lehrerinnen und Ärztinnen beteili-
gen sich die Frauen nur in geringerem Maß an Tätigkeiten in intellek-
tuellen Berufen, wobei leitende Funktionen zum überwiegenden Teil von 

23 Wir stützen uns dabei auf folgende Arbeiten: Pracovni sily ... a.a.O., 
J. Dvoflik, T. Jezek, Nektere problemy napjate bilance pracovnich si!, Poli-
tickä ekonomie Nr. 6/1972, Manpower Trends in Czechoslowakia; 1950 to 1990, 
U.S. Department of Commerce, 1972. 

24 Vgl. L. Danieli, Labour Scarcities and Labour Redundancies in Europe by 
1980: An experimental Study, Firenze 1971, S. 14 ff. 

25 In der DDR waren im Jahre 1969 46 % aller Beschäftigten Frauen, in 
der Bundesrepublik im gleichen Jahre 36 % (Bevölkerungs- und Erwerbs-
struktur ... a.a.O., S. 63). 
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Männern besetzt bleiben. In dieser Situation ist kaum damit zu reclmen, 
daß selbst starke Einkommensanreize, die gegenwärtig das Hauptmotiv 
für die Beteiligung der Frau am Erwerbsleben darstellen, die Frauen-
erwerbsquote in näherer Zukunft noch anheben könnten. 

Die Arbeitskräfteknappheit kann in der CSSR kaum durch eine zu-
sätzliche Eingliederung arbeitswilliger Rentner oder durch Umsiedlung 
von Beschäftigten aus wenigen industrialisierten Regionen entscheidend 
vermindert weroen, da soziale bzw. im Falle der slowakischen Bevölke-
rung nationale Interessen dem entgegenstehen. Aus politischen Gründen 
- und infolge von Devisenmangel, sofern es um Ausländer aus dem 
Westen gehen sollte -; ist eine größere Eingliederung von "Gastarbei-
tern" wie bisher, etwa von kleineren Bauarbeitergruppen aus Polen, 
Jugoslawien und Rumänien, fraglich2B• 

Der Weg zu zusätzlichen Arbeitskräfteressourcen bleibt aus den ange-
führten Gründen verbaut. Es wäre nun denkbar, die Planziele des Wirt-
schaftswachstums dem knappen Bestand an Arbeitskräften anzupassen. 
Anstatt dessen sind Planziele weiter auf industrielles Wachstum unter 
Überbeanspruchung des Arbeitskräftepotentials gerichtet27 • 

Eine Entwicklungs- und Strukturpolitik, die stärker auf arbeitsspa-
rende Produktionsprogramme und Technologien abzielt, wäre eher ange-
bracht. Die Ausrichtung auf eine schnellere Entwicklung der Konsum-
güterindustrien und Dienstleistungsbereiche sowie die unter der Parole 
der "wissenschaftlich-technischen Revolution" deklarierten Präferenzen 
für forschungsintensive Produktionsvorhaben könnten in Zukunft die 
notwendigen Voraussetzungen für Einsparung von Arbeitskräften schaf-
fen, wenn - wie noch auszuführen ist - nicht andere Faktoren dem 
entgegenwirken. Jedenfalls sind in der TschechoslowaJkei diejenigen 
Stimmen nicht zu überhören, die sich für Rationalisierungs- und Moder-
nisierungsinvestitionen anstelle der bisherigen Förderung von exten-
siven Erweiterungsinvestitionen aussprechen28• 

In der extensiven Etappe der sowjetischen Industrialisierung führte 
der unrationelle Arbeitseinsatz zwar zu einer ständigen Unterbeschäfti-
gung in den "Aufbauindustrien", alleIdings konnte dieses Problem die 
Wachstumspolitik der Sowjetunion nicht gefährden, solange durch Ar-
beitskräftereserven in der Agrarbevölkerung branchenmäßige und re-

26 Im Herbst 1972 hieß es, daß die Verhandlungen mit Jugoslawien über 
eine Anstellung von 100 000 jugoslawischen Bauarbeitern bis 1975 aus wäh-
rungspoIitischen Gründen zunächst gescheitert seien. Hingegen soll die Zahl 
der 30 000 gegenwärtig beschäftigten Polen bis 1975 auf 50 000 ansteigen (Die 
Zeit vom 17. 11. 1972, S. 2). 

8· 

27 Vgl. Hospodätske noviny, Nr. 42/1972, S. 4--5. 
28 Vgl. Z. B. J. Dvorcik, T. Jezek, a.a.O. 
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gionale Beschäftigungslücken immer wieder ausgefüllt werden konnten. 
Direkte und indirekte Auswirkungen der Kollektivierung ermöglichten 
am Ende der zwanziger und am Anfang der dreißiger Jahre, daß neben 
administrativen Zwangsmaßnahmen auch in zunehmendem Maß von der 
Landbevölkerung selbst Abwanderungsimpulse ausgingen. Erst 1940 
wurde im Zusammenhang mit dem Kriegsausbruch die freie Wahl des 
Arbeitsplatzes stark eingeschränkt, wobei die damals eingeführte impe-
rative Reglementierung, die insbesondere Jugendliche, Facharbeiter und 
Experten hart traf, erst 1956 aufgehoben wUl'de2t• Seither ist die von 
uns beschriebene Kombination von administrativen Maßnahmen und 
materiellen Anreizen für die Arbeitskräftelenkung im planwirtschaft-
lichen System der Sowjetunion - ähnlich wie in allen RgW-Ländern 
mit Ausnahme Ungarns - charakteristisch. 

Mit zunehmender Ausschöpfung der Arbeitskräftereserven ändert sich 
auch die Beschäftigungssituation in der UdSSR. Konnte bis zum Anfang 
der sechziger Jahre der Eindruck entstehen, daß die sowjetische Indu-
strialisierungspolitik vorweislich ein System der extensiven Nutzung des 
Arbeitspotentials gefördert hatte - eine Annahme, die m. E. nicht ganz 
berechtigt ist, gleichwenn im Endeffekt diese positiven Konsequenzen 
erreicht wurden -, dann beginnen nunmehr Knappheiten aufzutreten. 
Zwar gibt es immer noch in den meisten Agrarregionen überschüssige 
Arbeitskräfte, andererseits sind zweifellos in bestimmten Sparten und 
Regionen - dies gilt schlechthin für den Norden und Osten des Landes 
- Defizite vorzufinden. Das Beschäftigungsproblem wird immer mehr 
zur Frage der optimalen Allokation der Arbeitskräfte. Die übereinstim-
mung der beruflichen Qualifikationsanforderungen der Betriebe in ihrer 
branchenmäßigen und territorialen Gliederung wird zu einem immer 
größeren Problem. Die ungenügende Mobilität und Adaptibilität der 
Arbeitskräfte an die sich wandelnden Erfordernisse der Wirtschaftsent-
wicklung werden von der sowjetischen Fachliteratur beklagt, man ist 
sich des Problems der gleichzeitigen über- und Unterbeschäftigung je 
nach Zweig und Region bewußt gewol'den30• 

Das Problem der strukturellen Anpassung der zur Verfügung stehen-
den Arbeitskräfte an die Erfordernisse der volkswirtschaftlichen Ent-
wicklung - wie immer diese bestimmt sein mag - stellt sich für die 
Tschechoslowakei als Land mit akuter Arbeitskräfteknappheit noch 
schärfer. Die begrenzten Möglichkeiten der Eingliederung von Beschäf-
tigten aus anderen Bereichen im Inland oder aus dem Ausland wurden 
bereits erörtert. Da man fast ausschließlich auf arbeitssparenden tech-

29 Vgl. W. Hofmann, a.a.O., S. 106 ff. 
30 Dazu vgl. z. B. A. Sonin, Aktualnye problemy ispolzoyanija rabocej sily 

v SSSR, Moskva 1965, S. 100-101; sowie A. Birman, U cetyrech istocnikov, 
in Literaturnaja gazeta Nr. 4111969, S. 10. 
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nischen Fortschritt angewiesen ist, müßten Umschichtungen von Arbeits-
kräften aus den Industrien, die den größten Freisetzungseffekt verspre-
chen, erfolgen. Dies wären am ehesten die Konsumgüterzweige, die 
Landwirtschaft, die Grundstoffindustrien und nur einige Investitions-
güter produzierende Zweige sowie einige wenige Dienstleistungsberei-
che. Um diese Umstrukturrierung zu erreichen, müßten wirksamere In-
strumente als bisher eingesetzt werden. Unter dem Druck dieser Man-
gelsituation hat die CSSR mit Wirksamkeit vom 1. 1. 1972 zu verstärkten 
administrativen Zwangsmaßnahmen gegriffen: so wurden für alle wich-
tigen Produktionsprogramme verbindliche Höchstzahlen der einzustel-
lenden Beschäftigten angeordnet. Ein spezielles Regulierungs- und Kon-
trollsystem für die lokalen Bezirks- und Kreisbehöl'den wurde einge-
führt, die Kündigungsmöglichkeiten vonseiten der Arbeiter und Ange-
stellten wurden eingeschränkt, die Verantwortlichkeiten und Sanktions-
befugnisse der Direktoren in bezug auf Erfüllung der Beschäftigungs-
pläne wurden verstärkt;31. 

Man scheint sich aber mit befehlsartigen Instrumenten allein nicht 
zu begnügen. Mit Rückgriff auf Maßnahmen aus der Reformperiode der 
Jahre 1968-69 wurde 1972 versuchsweise eine "Arbeitskraftsteuer", die 
die Betriebe zu zahlen haben, eingeführt, wobei man sich bezeichnender-
weise auf ein Experiment des sowjetischen Chemiekombinats Scekino 
beruft, das durch Abbau der Beschäftigung eingesparte Lohnsummen 
der Betriebsbelegschaft zugute kommen läßt32• In der tschechoslowaki-
schen Fachpresse wird auf Teilerfolge dieser Maßnahmen hingewiesen. 
Anscheinend wird auch für die Zukunft eine verstärkte Anwendung 
derartiger ökonomischer Lenkungsformen erwogen33• 

Die tschechoslowakischen Daten zeigen zwar, daß in den letzten 
Jahren ein Wachstum der Arbeitsproduktivität erzielt werden konnte; 
diese Produktionssteigerung verlief jedoch parallel mit einer Stagnation 
der Kapitalproduktivität34 • Die für die 50er und 60er Jahre typische 
Systemschwäche - die unzureichende Durchsetzungskraft des techno-
logischen Fortschritts35 dürfte bislang kaum überwunden worden sein 
Die Strukturwandlungen als Folge des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts konnten sich offensichtlich nicht durchsetzen. 

31 System jetnotne regulace zaml!!estnanostl a rozmistovani pracovnich sU 
(System der einheitlichen Regulierung der Beschäftigung und der Verteilung 
der Arbeitskräfte), in Hospodäi'ske noving Nr.2/1972, S.7-8. 

32 Dazu vgl. H.-H. Höhmann, H. B. Sand, Ergebnisse und Probleme der 
sowjetischen Wirtschaftsreform, in: Die Wirtschaftsordnungen ... a.a.O., S. 47 ff. 

33 Hospodätske noviny, Nr. 51-52/1972, S. 5. 
34 J. Kosta, Die tschechoslowakische Wirtschaft am Anfang der 70er Jahre, 

in: Osteuropa Wirtschaft 2/1974, Tab. 9. 
35 Dazu vgl. H. G. J. Kosta - H. Krame1' - .T. Slcima. Der technologische Fort-

schritt in Österreich und in der Tschechoslowakei, Wien - New York 1971. 
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Fassen wir die Erfahrungen der Sowjetunion und der Tschechoslowa-
kei im Bereich der Beschäftigungspolitik zusammen, dann stellt der un-
genügende Freisetzungseffekt von "technisierbaren" Arbeitsplätzen zu-
gunsten kaum oder wenig technisierbarer Arbeitsplätze die Achillesferse 
dar. Vberbesetzung mit Arbeitskräften auf der einen Seite, Unterbe-
schäftigung auf der anderen Seite, das ist der Hemmschuh des wirtschaft-
lichen Waehstums. Dies ist auch das Problem, das in der osteuropäischen 
Literatur als Notwendigkeit eines Vbergangs vom extensiven zum in-
tensiven Wachstum immer wieder betont wird36• 

Es wurde von uns bereits angedeutet, daß die Lösung dieser Probleme 
eine Reform der Planungssysteme erfordert. Der übergang von quanti-
tativen Erfolgsindikatoren, von der "Bruttoproduktion", zur Kennzif-
fer "Warenproduktion" bzw. "Gewinn" dürfte im Bereich der Beschäf-
tigungsproblematik nur Teilerfolge bringen. Entscheidend bleibt die 
Motivation der Beschäftigten an einer rationellen Nutzung "ihres eige-
nen" Potentials. Dies bedeutet allerdings, daß die Arbeiter und Ange-
stellten bereit wären, einen Wechsel des Arbeitsplatzes und u. U. auch 
einen Wandel ihrer Tätigkeiten als eigene Sache anzusehen, die ihnen 
sowie der Gesamtheit mehr Nutzen bringen kann, als das Verharren in 
eingefahrenen Geleisen. Aber der Widerstand gegen derartige Neuerun-
gen ist in der Öffentlichkeit noch allzu stark. Das Stillegen von ineffi-
zienten Betrieben oder auch nur von einzelnen ineffektiven bzw. den 
Bedürfnissen nicht mehr entsprechenden Produktionsprogrammen war 
selbst in der innovationsbereiten Atmosphäre der Prager Reformen von 
1968 eine heikle Frage, deren Lösung die Politiker - trotz allen Drän-
gens der Wirtschaftsreformer - vor sich herschoben. Allzulange haben 
sich die Erwerbstätigen in der Tschechoslowakei daran gewöhnt - und 
diese Situation mag mehr oder minder auch für die übrigen RgW-Länder 
kennzeichnend sein -, daß das verfassungsmäßig garantierte "Recht auf 
Arbeit" ein Recht gerade auf diejenige Tätigkeit impliziert, die von je-
dem einzelnen ausgeführt wird. "Der Sozialismus" soll im Selbstver-
ständnis der breitesten Arbeiter- und Angestelltenschichten eben die Art 
von Beschäftigung gewährleisten, für die man ausgebildet worden ist, an 
die man sich gewöhnt hat und die einen bestimmten Status einschließlich 
guter Verdienstmöglichkeiten bietet. 

Natürlich hat sich mit der Zeit in Expertengruppen, unter Wirtschafts-
politikern und letztlich auch in der politischen Führung die Erkenntnis 
durchgesetzt, daß eine Steigerung des Lebensstandards der Bevölkerung 
- ein Ziel, dem gegenwärtig eindeutig vor allen anderen Planzielen 

36Vgl. Civilizace na rozecesti (Autorenkollektiv der CSA V), Praha 1967; 
bereits am Ende der 50er Jahre hat E. Boettcher auf dieses Problem hinge-
wiesen (E. Boettcher, Die sowjetische Wirtschaftspolitik am Scheidewege, 
Tübingen 1959). 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43167-0 | Generated on 2025-07-26 03:12:59



Beschäftigungsprobleme in zentral-administrativen Planungssystemen 119 

Vorrang eingeräumt wird - ohne dauerhaften Strukturwandel im Be-
schäftigungssektor nicht zu erreichen ist. In der CSSR sucht man in An-
betracht der besonders knappen Arbeitsressourcen Mittel und Wege, um 
das Problem des Mangels und der Immobilität der Arbeitskräfte zu 
lösen. Es gilt, eine gravierende Produktivitätssteigerung und einen fle-
xiblen Allokationsprozeß zu erreichen. Da mit zunehmender Ausschöp-
fung der Arbeitskräftereserv·en in der Sowjetunion und den übrigen 
RgW-Ländern - in der DDR ist bereits längere Zeit die Situation die 
gleiche wie in der CSSR - die Beschäftigungsprobleme in ähnlicher 
Schärfe auftreten werden, mag das folgende für die Tschechoslowakei 
zutreffende Fazit von allgemeinerer Bedeutung sein. 

Nach Aufgabe der Reformziele von 1967-68 ist in der tschechoslowa-
kischen Beschäftigungspolitik der jüngsten Vergangenheit ein starker 
Zug zur administrativen Reglementierung der Arbeitskräfte festzustel-
len. Parallel mit dieser Entwicklung scheint wiederum die Auffassung an 
Boden zu gewinnen, daß administrativer Druck allein nur bescheidene und 
kurzlebige Erfolge bringen kann. Differenzierte Lohnpolitik, Gratifika-
tionen (Prämien) und Sanktionen für den Einzelnen sowie den Betrieb 
(Besteuerung der Arbeitskräfte), materielle Anreize jeder Art werden 
versucht, um die Nutzung der Arbeitskräfte so rationell wie möglich zu 
gestalten. Zu fragen ist allerdings, ob materielle Incentives allein zum 
Ziel führen, wenn dabei zentral-bürokratische Entscheidungsstrukturen 
aufrechterhalten bleiben. Uns scheint vielmehr eine Erweiterung und 
Demokratisierung der Entscheidungskompetenz bis zum letzten Arbeits-
platz notwendig zu sein, wenn die Beschäftigungspolitik erfolgreich sein 
solL Ohne ein aktives Engagement der Beteiligten "in eigener Sache" 
kann in einem gemeinwirtschaftlich organisierten Planungsystem ratio-
neller Einsatz des verfügbaren Arbeitskräftepotentials kaum gewähr-
leistet werden. 
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Inflation (Deflation) in zentral geleiteten Volkswirtschaften -
dargestellt am Beispiel Polens 

Von Bernhard Schwarz, Hamburg 

I. Einleitende Bemerkungen 

Die in den nachfolgenden Ausführungen verwendete Definition der 
Inflation setzt nicht an ihrem am häufigsten genannten Merkmal -
nämlich dem Preis - an, sondern ist allgemeiner gefaßt, um auch die 
Inflation ohne offene Preissteigerungen zu erfassen. Als gemeinsames 
Kennzeichen aller Inflationsarten wird eine über das Güter- und Lei-
stungsangebot hinausgehende Nachfrage festgestellt. Man definiert also: 
Inflation ist eine Kette von Zuständen (Prozeß), in denen ein Nachfrage-
überhang existiert in dem Sinne, daß eine Güter- oder Faktorlücke auf-
tritt. Im Umkehrschluß ergibt sich daraus der Angebotsüberhang als 
Merkmal der Deflation. Dies entspricht der durch Giersch in Anlehnung 
an Lerner, Turvey und Bent Hansen vorgeschlagenen Definition der In-
flations (Deflations-)erscheinung1• Sie ist auch auf die zentral geleiteten 
Volkswirtschaften anwendbar. Die Verwendung derselben Definition 
wird auch dadurch nicht beeinträchtigt, daß in der Marktwirtschaft die 
Inflation (Deflation) ein vom Staat weitgehend unkontrollierter eigen-
dynamischer Prozeß ist, während in der sozialistischen Planwirtschaft 
hierzu der staatliche Wille entscheidend beiträgt. 

In der sowjetischen Fachliteratur wurde lange Zeit hindurch die Mög-
lichkeit des Auftretens von Inflationserscheinungen in den sozialistischen 
Staaten verneint. So betrachtet z. B. J. Kronrod die Inflation als beson-
deren qualitativen Zustand der kapitalistischen Geldzirkulation, der 
einer planmäßig gesteuerten Volkswirtschaft mit gesellschaftlichem Ei-

1 H. Girsch definiert die Inflation als " ... eine Kette von Zuständen (Pro-
zeß), in denen ein Nachfrageüberhang (Inflationslücke) existiert in dem Sinne, 
daß ... eine ,Güterlücke' besteht ... eine ,Faktorenlücke' existiert (oder) eine 
,Realeinkommenslücke' vorhanden ist." (Art. Inflation, in Handwörterbuch 
der Sozialwissenschaften, Bd. 5, Stuttgart etc. 1956, S. 282). In der polnischen 
Literatur knüpft an eine solche Bezeichnung der Inflation M. Kucharski (in: 
Pieniadz, dochod, proporeje wzrostu, Warschau 1968, S. 204) an. Für B. Mine ist 
dagegen die durch Preissteigerung verursachte Senkung der Einkommen der 
Bevölkerung ausschlaggebend (vgl. Zarys systemu ekonomii politycznej, War-
schau, 1970, S. 369). 
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gentum an den Produktionsmitteln vollständig fremd ist2• Konrod und 
andere Autoren übersehen offentsichtlich, daß eine absolut korrekte 
Planaufstellung und Durchführung in quantitativer und struktureller 
Hinsicht gar nicht möglich ist, ganz abgesehen von weiteren im Wirt-
schaftsmodell begründeten Faktoren. Die Praxis der sozialistischen 
Staaten zeugt davon, daß es nicht gelingt, inflationäre (deflationäre) 
Erscheinungen vollständig zu vermeiden. Tatsächlich weichen nur Ur-
sachen, Verlauf und Folgen der Inflation sowie die Maßnahmen zu ihrer 
Beseitigung in den zentral geleiteten Volkswirtschaften von denen in 
den Marktwirtschaften ab. Diesen systembedingten besonderen Ausprä-
gungen der Inflationserscheinungen widmet sich die aktuelle sozialisti-
sche Fachliteratur. 

In dieser Literatur wird jedoch zugleich häufig die Möglichkeit des 
Auftretens von Deflation in den zentral geleiteten Volkswirtschaften 
verneint. So behauptet z. B. W. Brus, daß " ... der Sozialismus die struk-
turellen Ursachen der überproduktion von Waren und Leistungen be-
seitigt, da er die Möglichkeit verschafft, das Einkommenniveau plan-
mäßig an die erzielte Fähigkeit (der Volkswirtschaft) anzupassen3". Tat-
sächlich tritt die Deflation in diesen Volkswirtschaften in gewissen Be-
reichen auf, ist aber nicht so schwerwiegend und bedrohlich wie die 
Inflation'. Sie läßt sich jedoch nicht immer durch staatliche Preissen-
kungen bzw. Einkommenserhöhungen beseitigen5• 

Strittig ist in der sozialistischen Fachliteratur auch die Frage, ob in 
den Begriff der Inflation (Deflation) auch Gleichgewichtsstörungen im 
Investitionsgüterbereich dieser Volkswirtschaften einzubeziehen sind8• 

Dagegen sprechen soll folgender Zusammenhang: Fallen in einer auf 
gleichgewichtiges Wachstum ausgerichteten Volkswirtschaft Volumen 
und Struktur der Investitionen so aus, daß dadaurch das Gleichgewicht 
im Konsumgüterbereich abgesichert ist, so beweist dies, daß ein Gleich-
gewichtsproblem im Investitionsgüterbereich nicht besteht7• Obwohl 
diese Zusammenhänge korrekt interpretiert sind, zeugen sie doch ledig-
lich davon, daß unter anderen Bedingungen Investitionen sich infla-

2 Vgl. J. A. Kronrod, Das Geld in der sozialistischen Gesellschaft, Theore-
tischer Grundriß (übersetzung aus dem Russischen, Berlin 1963, S. 332 f.). 

3 W. Brus: Ogolne problemy funkcjonowania gospodarki socjalistycznej, 
Warschau 1961, S. 20. 

4 Vgl. K. Laski: Zarys teorii reprodukcji socjalistycznej, Warschau 1965, 
S.493. 

5 Entgegengesetzter Meinung ist M. Kucharski (vgl. Bilanse syntetyczne 
gospodarki narodowej, Warschau 1967, S.12). 

6 Befürwortet wird dies von A. Wakar etc., in: Teoria pieniadza w gospo-
darce socjalistycznej, Warschau 1969, S. 365 ff. 

7 So M. Kucharski, in: Pieniadz, dochod, proporcje wzrostu, Warschau 1968, 
S.168. 
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tions- (deflations-)induzierend auf den Konsumbereich auswirken wer-
den. Unserer Definition gemäß ist im übrigen ein Nachfrage-(Ange-
bots-)überhang in bezug auf Investitionsgüter und überhaupt auf Pro-
duktionsmittel als Inflation (Deflation) zu betrachten. 

Die Ursachen für das Auftreten von Marktungleichgewichten in den 
sozialistischen Staaten liegen letztlich in den Zielsetzungen und Maß-
nahmen ihrer Wirtschaftspolitik. Diese waren in erster Linie auf eine 
beschleunigte Industrialisierung ausgerichtet, und zwar bei vorrangiger 
Förderung der Schwerindustrie. Die Entwicklung trägt die typischen 
Kennzeichen eines extensiven Wachstums8• Das angestrebte Tempo der 
Industrialisierung überforderte aber in vieler Hinsicht die technisch-
organisatorische Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaften. Obwohl ver-
hältnismäßig hohe Zuwachsraten in -der Produktion erzielt wurden, er-
wies sich das Wirtschaftswachstum jedoch bei relativ geringer Kapital-
produktivität als übermäßig kapitalintensiv. Darüber hinaus hatten 
diese Volkswirtschaften hohe außerwirtschaftliche Lasten (für Rüstungs-
zwecke, Verwaltung usw.) zu tragen. Dies erlaubte nicht, gleichzeitig so-
wohl die Landwirtschaft als auch die industrielle Konsumgütererzeu-
gung ausreichend zu fördern. Deswegen konnte eine der erzielten Ent-
wicklungsstufe -der Volkswirtschaft angemessene Steigerung des Lebens-
standards der Bevölkerung nicht erreicht werden. Im übrigen wurde 
die Erhöhung des Lebensstan-dards zunächst weder als unmittelbares 
Ziel noch als fördernder Faktor für das Wirtschaftswachstum angesehen 
un-d sollte lediglich als dessen pas~.ives Ergebnis ohne feste Terminie-
rung erfolgen. Bei niedrigen und verhältnismäßig wenig -differenzierten 
Löhnen konnte jedoch keine ausreichende Steigerung der Arbeitspro-
duktivität erzielt werden. Aus all den angesprochenen Gründen ergaben 
sich im Laufe des Industrialisierungsprozesses unvermeidbare Spannun-
gen. 

Hierzu hat auch -das Wirtschaftsmodell dieser Staaten beigetragen. Es 
zeichnete sich durch eine Zentralisierung -der Entscheidungen und die 
Beseitigung der Marktbeziehungen dieser Volkswirtschaften aus. Davon 
rückten im Laufe der Zeit die meisten sozialistischen Staaten nur wenig 
ab. Besonders ungünstig auf die Marktverhältnisse wirkten sich das 
System der Preisbildung in Verbindung mit dem System der wirtschaft-
lichen Planung und materiellen Stimulierung sowie das System der Fi-
nanzierung der vergesellschafteten Betriebe aus (vgl. dazu Abschnitt IU). 

8 "Extensives ökonomisches Wachstum bedeutet, daß Output-Steigerungen 
durch Input-Steigerungen erzielt wurden: intensives Wachstum wird erreicht 
durch eine effizientere Verwendung von Input-Faktoren". (H. G. Shaffer, 
Industriepreispolitik in der Sowjetunion und in Osteuropa, in: Osteuropa 
Wirtschaft 17. Jg. (1972), H.1, S.40). 
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Das Ergebnis der bisherigen Entwicklung der Volkswirtschaften der 
sozialistischen Staaten zeigt sich in einer fortdauernden Übernachfrage 
nach Produktionsmitteln und Konsumgütern in verschiedenen Berei-
chen (insbesondere nach Nahrungsmitteln und nach dem Massenver-
brauchdienenden Industriewaren). Andererseits ist oft ein Überangebot 
an Gebrauchsgütern des gehobenen Bedarfs (u. a. an vielen langlebigen) 
festzustellen. Das Ausmaß dieser Inflations- (Deflations-) erscheinungen 
ist von Land zu Land unterschiedlich; sie hängen ab von der jeweiligen 
Ausgangssituation am Beginn der sozialistischen Wirtschaftsentwick-
lung. In keinem der sozialistischen Länder konnte eine ungleichgewich-
tige Entwicklung trotz der prinzipiellen Ausrichtung der Volkswirt-
schaftspläne auf gleichgewichtiges Wachstum vermieden werden. Wenn 
auch anhand von Einzelhandelspreisen der Nachweis einer Inflation in 
den sozialistischen Ländern aufgrund des Preissystems nicht gelingt, so 
zeigt das nur, daß in der Regel Ungleichgewichte zwischen Angebot und 
NC!chfrage sich in Gestalt der gestauten Inflation verbergen. Zu be-
stimmten Zeitpunkten bewirkten diese Erscheinungen - besonders die 
Inflation am Konsumgütermarkt - im wirtschafts- und sozialpolitischen 
Bereich dieser Staaten tiefgreifende Krisen. U. a. trat eine derartige 
Krise in Polen am Vorabend der Fünfjahresplanperiode 1971-1975 zu 
Tage. 

11. Planung und gleichgewichtiges Wachstum 

Die Nationalpläne sind in den zentralgeleiteten Volkswirtschaften auf 
gleichgewichtiges Wachstum ausgerichtet. Hierfür bietet die sozialisti-
sche Wachstumstheorie gewisse Ansätze. 

1. Bedingungen des gleichgewichtigen Wachstums 

Die sozialistische Wachstumstheorie knüpft an die Marxschen Repro-
duktionsschemata an9• Nach diesen Schemata ist der Produktionswert in 
der Abteilung I (Produktionsmittelerzeugung) und in der Abteilung II 
(Konsumgütererzeugung) sowie folglich in der gesamten Volkswirtschaft 
aus folgenden Bestandteilen zusammengesetzt: 

(1) 
(2) 
(3) 

PI = Cl + VI + MI 
P2 = C~ + V2 + 1112 
P=C+V+M 

wo durch C - das konstante (aus Abschreibungen: ca und Materialver-
brauch: cm zusammengesetzte) Kapital, welches im Produktionsprozeß 
keiner wertmäßigen Änderung unterliegt; V - das variable Kapital 
(Lohnkosten), welches in diesem Prozeß den zusätzlichen Wert ein-

9 Vgl. O. Lange: Teoria reprodukcji i akumulacji, Warschau 1961, S.36-43. 
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bringt; und M - den Mehrwert, der diesem zusätzlichen Wert ent-
spricht, bezeichnet sind. 

Wenn zur Vereinfachung unterstellt wird, daß: a) beide Abteilungen 
die benötigten Materialien (Cm) (deren Verbrauch nachstehend in die 
Lohnkosten mit einbezogen wird) selbst erzeugen und b) das Endpro-
dukt der Abteilung I für sämtliche Bruttoinvestitionen (I) der Abtei-
lung Ir dagegen für den gesamten (individuellen und gesellschaftlichen) 
Konsum (K) bestimmt wird1o, so können bei N (Bruttonationaleinkom-
men) = I + K diese Schemata folgendermaßen dargestellt werden: 

(4) 
(5) 
(6) 

I = Cla + VI + Mi 
K = C2a + V2 + M2 
N = ca + V + M 

Da die Abschreibungen (ca) und der Mehrwert (M) die zur Bestrei-
tung der Bruttoinvestitionen dienenden flüssigen Mittel darstellen, 
können sie als Geldakkumulation (M) dargestellt werden". Bei 
M = ca + M ergibt sich infolgedessen durch Einsetzen in (4) und (5): 

(7) 
(8) 
(9) 

I = Vi + MI 
K = V2 + M2 
N=V +M 

Vom Endprodukt der Abteilung II K = V2 + M2 (8) fällt für Konsum-
zwecke den Beschäftigten in dieser Abteilung V2 zu, wogegen für die 
Beschäftigten in der Abteilung I (VI) und für den gesellschaftlichen 
Konsum (H)12 - M2 übrig bleibt. Somit ist: 

(10) Mz= Vl+ H 

Darin kommt das Gleichgewicht am Konsumgütermarkt insofern zum 
Ausdruck, als das Angebot von durch die Abteilung Ir zugunsten der 
Beschäftigten außerhalb dieser Abteilung erzeugten Waren (M2) deren 
Nachfrage (VI + H) entspricht. Da, wie unterstellt wurde, die Nach-
frage seitens der Beschäftigten in der Abteilung Ir (V2) vom übrigen 
Konsumteil (K - M2) befriedigt wird, kommt darin auch die Überein-
stimmung des gesamten Angebots (K) mit der gesamten Nachfrage 
(Vl + V2 + H) am Konsumgütermarkt zum Ausdruck. 

10 Vgl. M. Kalecki: Zagadnienia finansowania rozwoju ekonomicznego, im 
Sammelband: Problemy wzrostu ekonomicznego krajow socjalistycznych, 
Warschau 1958, S.574. 

11 Vgl. K. Laski: Zarys teorii reprodukcji socjalistycznej, Warschau 1965, 
S.476. 

12 Zur Vereinfachung wird unterstellt, daß im Bereich des gesellschaftlichen 
Konsums der Verbrauch von sachlichen Mitteln ausbleibt und, daß dieser 
(vorwiegend vom Staatshaushalt bestrittene) Konsum sich somit ausschließlich 
in den Löhnen der Beschäftigten außerhalb des Produktionssektors nieder-
schlägt. 
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Wird zur Gleichung 10 beiderseitig V2 addiert, so ist: 

(11) 

was zum Ausdruck bringt, das der gesamte Konsum in der Volkswirt-
schaft (V + H) der Wertschöpfung in der Abteilung II (V2 + M2) ent-
sprichtl3• 

Wenn dagegen zur Gleichung 10 beiderseitig MI zugerechnet wird: 

(12) MI + M% = MI + VI + H 

so kann daraus wegen I = VI + MI (7) 

(13) I=M-H 

abgeleitet werden. 

Betrachtet man die Differenz zwischen der Geldakkumulation (M) 
und dem gesellschaftlichen Konsum (H) als Ersparnisse (E), so ist: 

(14) 1= E 

wodurch die Äquivalenz zwischen Investitionen und Ersparnissen der 
Volkswirtschaft zum Ausdruck kommtu. 

Wie bekannt, ist diese Äquivalenz in der Volkswirtschaft ex post 
immer gegeben, da die Gleichung I = E (14) nicht mehr als eine Identi-
tät darstel1t15• Es entsteht deshalb die Aufgabe, I = E in gewünschter 
Höhe ex ante zu planen, um ex post ein gleichgewichtiges Wachstumi' 
zu verwirklichen. Gelingt es nicht, I und E in geplanter Höhe zu reali-
sieren, d. h. treten ungeplante Investitionen und Ersparnisse auf, dann 
ist ein Überangebot am Konsumgütermarkt die Folge, die sich in einer 
der folgenden Ungleichheiten niederschlagen: 

(15) Vl+ H ~M% 

In der Ungleichheit (VI + H) > M! kommt eine Inflationslücke zum 
Ausdruck, die durch Preissteigerungen nur dann beseitigt werden kann, 
wenn diese Steigerungen den Nominalwert des Angebots um 
(VI + H) - M2 erhöhen. Demgegenüber kommt in der Ungleichheit 
(VI + H) < M2 eine Deflationslücke zum Ausdruck, die durch Preis-

13 Vgl. K. Laski: Zarys teorii reprodukcji socjalistycznej, Warschau 1965, 
S.477. 

14 Diese der Keynesschen und Nachkeynesschen Volkswirtschaftslehre wohl-
bekannte Äquivalenz hat M. Kalecki als erster von den Marxschen Reproduk-
tionsschemen abgeleitet (vgl. Essays in the Theory of Economic Fluctuations, 
London 1939, S. 45 ff.). 

15 Vgl. M. Kalecki, Essays in the Theory of Economic Fluctuations, London 
1939, S.42. 

11 Als optimal ist ein solches Wachstum dann zu beurteilen, wenn es dar-
überhinaus die volle Auslastung von Produktionsfaktoren miteinbezieht. 
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senkungen nur dann beseitigt werden kann, wenn diese Senkungen den 
Nominalwert des Angebots um M2 - (Vl + H) verringern. 

Das Auftreten von Inflations- bzw. Deflationslücken am Konsumgüter-
marktzeugt entweder davon, daß die Voraussetzungen für das Zu-
standekommen eines bestimmten Verhältnisses zwischen Konsumgüter-
preisen und Einkommen in beiden Abteilungen, die die Gleichheit von 
I und E gewährleisten, durch Fehleinschätzungen nicht eingetroffen 
sind oder davon, daß ein richtig geplantes Verhältnis ex post nicht ver-
wirklicht werden konnte17• 

Was dagegen die Produktionsmittelpreise anbetrifft, so haben deren 
Änderungen nur einen mittelbaren Einfluß auf das Gleichgewicht am 
Konsumgütermarkt. Diese Preise werden durch die Höhe von V 1 und 
Ml (7) bestimmt, wobei Vl bereits in der Gleichung I = E (14) berück-
sichtigt ist, Ml dagegen wirkt sich weder bei Preissteigerungen noch 
Senkungen auf die Gleichung Vl + H = M2 (10) aus. Änderungen der 
Produktionsmittelpreise können jedoch insofern indirekt das Preis-
niveau der Konsumgüter beeinflussen, als sie sich in deren Selbstkosten 
niederschlagen. 

Auf das Gleichgewicht am Produktionsmittelmarkt haben - unter 
den in den meisten sozialistischen Staaten bestehenden Bedingungen -
Preise für diese Mittel einen sehr beschränkten Einfluß, wie später noch 
zu zeigen sein wird. 

In bezug auf V1 + H = M2 (10) können: 

a) die Nachfrageseite (V1 + H) als Multiplikation der Beschäftig-
tenzahl außerhalb der Abteilung II (Z1 + Z3) und der Durch-
schnittslöhne (d)18. 

b) die Angebotsseite (M2) als Differenz zwischen 

1. der Multiplikation der Beschätigtenzahl in Abteilung II (Z2) 
und der Arbeitsproduktivität in dieser Abteilung (a2) und 

2. der Multiplikation dieser Beschäftigtenzahl (Z2) und der 
Durchschnittslöhne (d), 

ausgedrückt werden. 

Daraus ergibt sich: 

(15 a) (ZI + Z3) d = Z2 (az - d) 

woraus folgendes entnommen werden kann: 

17 Vgl. K. Laski: Zarys teorii reprodukcji socjalistycznej, Warschau 1965, 
S.494. 

18 Es wird zur Vereinfachung unterstellt, daß sie in Abteilung I und 11 sowie 
außer dem Produktionssektor gleich sind. 
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Von Einfluß auf die Nachfrageseite (Zl + Z3) d sind: 

a) die mit Investitionen (I) und Arbeitsproduktivität in der Abtei-
lung I (al), wegen I = Zl al bedingte Beschäftigtenzahl in dieser 
Abteilung (Zl), sowie 

b) die sich aus der Aktivität des Staates im Bereich des gesell-
schaftlichen Konsums ergebende Beschäftigtenzahl außerhalb 
des Produktionssektors (Z3). 

Auf die Angebotsseite wirkt sich dagegen die Beschäftigtenzahl (Z2) 
und die Arbeitsproduktivität (a2) in der Abteilung II ausl9• 

Danach kann der Mechanismus von inflationären bzw. deflationären 
Preisänderungen folgendermaßen geschildert werden: Preissteigerungen 
erhöhen (bei stabilen Z2 und d) den Nominalwert des Z2 . (a2 - d), d. h. 
der zugunsten der Beschäftigten außerhalb der Abteilung II erzeugten 
Konsumgüter, wogegen Preissenkungen entgegengesetzte Folgen haben. 

Solchen Preisänderungen kann vorgebeugt werden, wenn: 
a) die Beschäftigtenzahl in der Abteilung I (Zl) und außerhalb des Pro-
duktionssektors (Z3) sich proportional zu den Beschäftigtenzahl (Z2) und 
Arbeitsproduktivität (a2) in der Abteilung II entwickeZeo, was sich aus 
folgendem ergibt: 

Die beiderseitige Teilung der Gleichung 15 a durch dergibt: 

(16) z + Z = Z (~- - 1) 1 3 2 d 

Der Quotient ~2 bezeichnet den Wert von Konsumgütern, den jeder 

Beschäftigte in der Abteilung II pro "Reallohneinheit" an Konsum-

gütern erzeugt, weswegen Z2 d über die Anzahl von "Reallohnein-

heiten" in der gesamten Volkswirtschaft informiert21. 

Somit kann die Erweiterung von Investitionen bzw. gesellschaft-
lichem Konsum durch Beschäftigungszunahme ohne Gefährdung der 

19 Dabei drückt (a2 - d) aus, was jeder Beschäftigte, hingegen Z2 (a2 - d), 
was die Gesamtheit der Beschäftigten in der Abteilung II (Z2) zugunsten der 
Beschäftigten außerhalb dieser Abteilung (ZI + Z3) an Konsumgütern er-
zeugen. 

20 Vgl. K. Laski: Zarys teorii reprodukcji socjalistycznej, Warschau 1965, 
S. 498 f. 

21 Vgl. K. Laski: Zarys teorii reprodukcji socjalistycznej, Warschau 1965, 
S. 496 f. 

M. Kucharski: Pleniadz dochod, proporcje wzrostu, Warschau 1968, S. 211 
und 

eh. Bettelheim: La maximation de la croissance economique, in: Revue 
economique, Paris, o. Jg. (1957), K. 1, S. 15 f. 
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Preisstabilität erfolgen, wenn die Arbeitnehmerzahl bzw. Arbeitspro-
duktivität in der Abteilung 11 entsprechend zunehmen. Für die Be-
ziehung zwischen der Zunahme von Z1 und/oder Z2 und der Zunahme 

von ~ ergibt sich folgendes: 

Die beiderseitige Teilung der Gleichung (16) durch Z2 ergibt: 

(17) Zl + Zs = ~~ __ 1 
Z2 d 

Der Quotient Zl ;2 Zs drückt das Verhältnis zwischen der Beschäf-

tigtenzahl außerhalb der Abteilung 11 (Z1 + Z3) und in dieser Abtei-
lung (Z2) aus. Bei stabiler Arbeitsproduktivität in der Abteilung 11 

(~ bleibt konstant) darf, um die Preisstabilität nicht zu gefährden, 

Z1 + Z3 lediglich proportional zu Z2 steigen. 

Die Beschäftigtenstruktur in der Volkswirtschaft kann aus Stabili-
tätsgrunden somit nicht geändert werden. Lediglich bei Zunahme von 

~ kann Z1 + Z3 überproportional gegenüber Z2 steigen. 

Solchen Preisänderungen kann auch vorgebeugt werden, wenn: 

b) der Anteil von Investitionen ~ und des gesellschaftlichen Konsums 

-~ am Nationaleinkommen, ceteris paribus, nicht geändert wird22 , was 

sich aus folgendem ergibt: 

Wenn I als Z1 a1; Hals Z3 d und N als (Z1 a1 + Z2 a2) ausgedrückt 
werden, so ist: 

(18) I+H 
N 

Zla1 + Zsd 
Z l a 1 + Z 2a2 

Bei beiderseitiger Teilung dieser Gleichung durch Z2 a1 ergibt sich: 

d 

(19) 

Daraus kann entnommen werden, daß ~ und ~ in einem festen 

Verhältnis zu ~: und/oder ~: stehen. Da die Beschäftigungsstruktur 

22 Vgl. K. Laski: Zarys teorii reprodukcji socjalistycznej, Warschau 1965, 
S. 503 f. 

9 Schriften d. Vereins t. Socialpolitlk 76 
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Zl + Za ohne Preisbewegungen (und bei konstanten Produktivi-
Z2 

täten) nicht geändert werden kann, (s. Punkt 1), muß auch die Verwen-

dungsstruktur des Nationaleinkommens ( I ~ H ) beibehalten werden. 

Somit kann (unter der Bedingung al = konstant) der Anteil der 
Investitionen und/oder des gesellschaftlichen Konsums am National-
einkommen durch angemessene Gestaltung der Beschäftigungsstruktur 
ohne Gefährdung der Preisstabilität aa) steigen, hb) sinken, ce) stabil 
bleiben, wenn entsprechend die Arbeitsproduktivität in der Abteilung II 
aa) stärker als die Reallöhne in dieser Abteilung zunimmt, 

bb) hinter dem Anstieg der Löhne in dieser Abteilung zurückbleibt, 

ce) sich proportional zu ihnen entwickelt. 

Schließlich kann den Preisänderungen vorgebeugt werden, wenn: 

c) bei gegebener Investitionsrate die Investitionsstruktur, und insbe-
sondere der Anteil von Investitionen in der Abteilung I und II an 
derem Gesamtvolumen unverändert bleibt23, was sich aus folgendem 
ergibt: 

Die Gleichung 16 kann, wenn Zs = 0 unterstellt wird, folgender-
maßen dargestellt werden: 

(20) 

Bei Bezeichnung des zur Ausstattung einer Arbeitsstelle benötigten 
Investitionsaufwandes durch S1 ist: 

Daraus ergibt sich nach Gleichung 20: 

(21) 

Diese Gleichung besagt, daß die Investitionsstruktur ( :: ) einerseits 

und die Relation der Ausstattung der Arbeitsplätze mit Grundmitteln 

23 Vgl. K. Laski: Zarys teorii reprodukcji socjalistycznej, Warschau 1967, 
S. 512 f. 
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(sie entscheiden über die Produktionsmethoden in den Abteilungen I 

und II) ( ~: ) sowie die in "Reallohneinheiten " (~2) ausgedrückte 

Arbeitsprodüktivität in der Abteilung II andererseits in direkter Be-
ziehung zueinander stehen. Ein beschleunigtes Wirtschaftswachstum 

(Steigerung des Quotienten ~:) ist ohne Beeinträchtigung des Markt-

gleichgewichtes also nur dann möglich, wenn: 

a) (bei:: = konstant) die Struktur der Investitionen in demselben 

Maße wie die Relation der Ausstattung der Arbeitsplätze geändert wird. 
Wenn jedoch dadurch - trotz bestehender Arbeitskraftreserven - die 
Beschäftigungszahl in der Volkswirtschaft bzw. deren Zunahme ein-
geschränkt wird, hat man das Erreichen des Stabilitätszieles mit Ar-
beitslosigkeit bezahlt; 

b) (bei ;~ = konstant) der Anteil der Abteilung I am Investitionsvo-

lumen in demselben Maße wie die "Reallohneinheit" steigt. Da ihr 
Anstieg jedoch lediglich durch stärkere Zunahme von a2 gegenüber d 
erzielt werden kann, wird die Beschleunigung des Wirtschaftswachs-
tums mit dem Zurückbleiben des Anstiegs der Löhne hinter dem der 
Arbeitsproduktivität erkauft. 

Außer den genannten ergeben sich aus den dargelegten Zusammen-
hängen noch weitere Bedingungen, die bei der Aufstellung von auf 
gleichgewichtiges Wachstum ausgerichteten Volkswirtschaftsplänen be-
achtet werden müssen. 

2. Reallöhne und Marktgleicbgewicbt 

Nachstehend wird untersucht, bis zu welcher Grenze die Reallöhne in 
der Volkswirtschaft wachsen dürfen, ohne Preissteigerungen hervorzu-
rufen. Dabei werden die Beschäftigtenzahl und die Arbeitsproduktivi-
tät (Quotient: Nationaleinkommen/Beschäftigtenzahl) für die Abtei-
lungen I und II zusammengefaßt berechnet, da sie in der Praxis nicht 
ausreichend präzise gegenseitig abzugrenzen sind. 

Die Grenze kann folgender Gleichung, die die Verwendung des 
Nationaleinkommens ausdrückt, entnommen werden: 

(22) dt 
do 

at (1 - it - ht + et) 
ao {l- i o - ho +-e~-) 

wo durch: i-der Anteil von Investitionen, 
h - der Anteil vom gesellschaftlichen Konsum und 
e - der Anteil der Ersparnisse der Bevölkerung 
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am Nationaleinkommen bezeichnet sind. Der Index (0) wird für das Aus-
gangsjahr, der Index (t) für das Endjahr der betrachteten Periode be-
nutzt. 

Daraus läßt sich folgern, daß die Entwicklung der Durchschnittslöhne 
im Produktionssektor von zwei Faktoren abhängig sei: 

1. der Dynamik der Arbeitsproduktivität-~ 
ao 

2. dem Koeffizienten, der die Änderungen in den Proportionen des 
wirtschaftlichen Wachstums (Verwendungsstruktur des Nationalein-

.. 1 - it - ht + et 
kommens) ausdruckt - 1 . h + 

- to - 0 eo 

Theoretisch können die Reallöhne a) proportional zur Zunahme der 
Arbeitsproduktivität wachsen, b) diese Zunahme übertreffen bzw. c) da-
hinter zurückbleiben. Dies hängt davon ab, ob der Anteil der Investitio-
nen am Nationaleinkommen unverändert bleibt, sinkt oder steigt. 

Somit ist Preisstabilität (oder auch Preissenkung) nur in dem Fall 
möglich, wenn (n - nominaler Durchschnittslohn): 

(23) 
1 - it - ht + et 
1 - i o - ho + eo 

d. h. wenn die Steigerung der Nominallöhne nicht die Grenze, die die 
beiden Komponenten (Arbeitsproduktivität und Investition) dem Real-
lohnanstieg setzen, übertrifft. 

In der Berücksichtigung der Löhne der Beschäftigten außerhalb des 
Produktionssektors als Faktor der Änderung der Proportionen des Wirt-
schaftswachstums kommt in (23) die Dynamik sämtlicher Einkommen 
der Bevölkerung zum Ausdruck. 

Aufgrund der oben verwendeten Formel wurden in Polen für die 
Perioden 1955-60 und 1960-65 folgende Werte berechnet: 

Indices der Arbeitsproduktivitätssteigerung: 

1955--60 139,53: 1,0447 = 133,56 
1960-65 136,56: 1,0979 = 124,38 

Koeffizienten der Änderungen in den Proportionen des Wirtschafts-
wachstums: 

1955-60 1-0,4291 
1-0,4441 

1960-65 1-0,4935 
1-0,5427 

1,027 

0,9093 
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Daraus haben sich folgende Grenzen des Anstiegs von Reallöhnen 
(d t) .• Ci;; ergeben (BaslSJahre 1955 und 1960 = 100): 

1955-60 : 133,56 . 1,027 = 137,2 
196()-65 : 124,38 . 0,9093 = 113,1 

Aufgrund der Zunahme der Arbeitsproduktivität konnten diese Löhne 
1955-60 um ca. 33,6 % und 1960-65 um ca. 24,4 Ofo steigen. Die Ände-
rung der Wachstumsproportionen (1,027 bzw. 0,9093) hat diese Grenzen 
- im ersten Zeitraum - noch um ca. 3,6 Punkte (37,2-33,6) erhöht, 
dagegen im zweiten Zeitraum um ca. 11,3 Punkte (24,4-13,1) gesenkt. 

In der Periode 1955-60 konnte der verhältnismäßig hohe Anstieg 
der Reallöhne (der höchste in der Nachkriegszeit) durch starke Zunahme 
der Arbeitsproduktivität bei fast stabiler Investitionsrate und Senkung 
des Aufwandes für Verwaltungs- und Rüstungszwecke erzielt werden. 
Dies war jedoch ein Ausnahmefall, der auf die politischen Ereignisse 
im Lande nach dem Oktober 1956 (Protest- und Streikbewegung der 
Arbeiter in Poznan) zurückzuführen war. Demgegenüber war der 
Spielraum für Lohnerhöhungen von 1960-65 viel geringer, da die Zu-
nahme der Arbeitsproduktivität sich verringerte und die Investitions-
rate erheblich stieg2i. 

3. Planung und Gleichgewicht 

In den auf gleichgewichtiges Wachstum ausgerichteten Volkswirt-
schaftsplänen der sozialistischen Staaten werden die realen und mone-
tären Faktoren der Wirtschaftsentwicklung aufeinander abgestimmt. 
Dem geplanten Angebot von Waren und Dienstleistungen wird die Ent-
wicklung der Einkommen angeglichen. Das Marktgleichgewicht wird 
nicht nur quantitativ in Globalgrößen, sondern auch strukturell abge-
sichert, d. h. Angebot und Nachfrage werden auch qualitativ aufeinander 
abgestimmt. 

Die Bewertung der Produktion erfolgt dabei nach laufenden Preisen 
(in der Regel des der Planperiode vorangehenden Jahres), wobei von 
konstanten Preisen ausgegangen wird~5. 

24 Vgl. M. Kucharski: Bilanse syntetyczne gospodarki narodowej, Warschau 
1967, S. 161 ff. 

25 Letztlich wurde jedoch in den meisten sozialistischen Staaten die Unver-
einbarkeit der Planung von dynamischer Wirtschaftsentwicklung und stati-
scher Preisebene erkannt. Folglich wurde mit einer Projizierung von solchen 
Preisänderungen, die sich aus der angestrebten Neugestaltung von Wirt-
schaftsproportionen ergeben bzw. die Erzielung dieser Proportionen fördern 
könnten, gestartet. Dies erfolgt jedoch lediglich am Rande der Nationalpläne 
und soll zur überprüfung der Auswirkung der Plandurchführung auf die evtl. 
Preisentwicklung sowie als Wegweiser für die künftige Preispolitik die-
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Das Bemühen, durch die Volkswirtschaftspläne in den sozialistischen 
Staaten ein gleichgewichtiges Wachstum zu sichern bei im Prinzip stabi-
len Preisen ist jedoch weitgehend ohne Erfolg geblieben, so daß die wirt-
schaftliche Stabilität in diesen Ländern ständig gefährdet war. Dafür 
gibt es folgende Erklärungen: 

a) In einer dynamischen Volkswirtschaft hängt die Stabilität ab vom 
Tempo und von den Proportionen ihres Wachstums. Im Hinblick auf 
das Tempo und die Struktur des Wachstums gibt es jedoch keine wis-
senschaftlich begründeten Optimalitätskriterien, auf die die Wirtschafts-
planung sich beziehen könnte". Deswegen beruht die diesbezügliche 
Planung auf empirischen, politisch geprägten und somit subjektiven 
Zielvorstellungen. Aus diesem Grunde kann die Erzielung des Markt-
gleichgewichts im Zuge der Plandurchführung scheitern. 

b) Auch bei optimalen Ansätzen in bezug auf das Tempo und die 
Proportionen des Wirtschaftswachstums kann das angestrebte Markt-
gleichgewicht durch eine Fehleinschätzung der zur Verfügung stehenden 
Produktionsfaktoren sowie der zur Verwirklichung der Planzielsetzun-
gen benötigten technisch organisatorischen Leistungsfähigkeit der 
Volkswirtschaft gefährdet werden. 

c) Die Nationalpläne werden in aggregierten Mengen und Durch-
schnittspreisen aufgestellt. Deren Durchführung hängt aber letztlich 
von den Einzelplänen der Produktionsvereinigungen und Betriebe ab. 
Daraus können sich vor allem in bezug auf die strukturellen Unter-
schiede zwischen dem Angebot und der Nachfrage Störungen des Markt-
gleichgewichts ergeben. 

d) Endlich ergeben sich aus objektiven bzw.subjektiven Gründen 
in der Durchführung der Pläne Störungen, die Abweichungen zwischen 
Angebot und Nachfrage bewirkenZ7• 

All diesen bei der Planung in volkswirtschaftlichem Maßstab weit-
gehend unvermeidlichen, aber die Wirtschaftsstabilität gefährdenden 
Entwicklungen könnte nur dann begegnet werden, wenn ausreichende 

nen. (vgl. H. Bartosiak, H. Sopniewska: Podstawowe zasady ksztaltowa-
nia cen w krajach socjalistycznych, in Gospodarka Planowa, Warschau, 
26. Jg. (1971), H. 111. S. 690. 

28 Vgl. M. Kalecki: Z zagadnien teorii gospodarki socjalistycznej, im Ge-
samtband: Zagadnienia ekonomii politycznej socjalizmu, Warschau 1959, 
S.160 f. 

Z7 "Im Prozeß der Plandurchführung bleiben ... einige Elemente unerfünt 
... Wegen der gegenseitigen Verflechtung verschiedener Produzenten verur-
sacht die Nichterfüllung des Plans in einem Betrieb dessen Nichterfüllung in 
einer Reihe von Unternehmen und Zweigen. Deswegen erweisen sich die, die 
volle Nutzung von Produktionsmitteln voraussetzenden Pläne als undurch-
führbar ... (F. Holzman, Financing Soviet Economic Development, Princeton 
University Press 1955, S. 280). 
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Reserven an Kapazitäten, Waren oder Devisen vorhanden wären. In 
den sozialistischen Volkswirtschaften werden tatsächlich solche Reserven 
in gewissem Umfang gehalten, indem nicht über alle in den National-
plänen erfaßten sachlichen und finanziellen Mitteln zweckbedingt ver-
fügt wird. Es handelt sich vorwiegend um Warenreserven (Kapazitäts-
und Devisenreserven werden nur ausnahmsweise geplant), die im 
Prinzip der Absicherung der Nachfrage aus beabsichtigten Lohn- und 
Einkommenserhöhungen dienen sollen. Jedoch greift man auch bei 
Störungen in der Plandurchführung auf sie zurück. Diese Reserven 
erwiesen sich jedoch in der Praxis weitgehend als unzureichend. Der 
Bildung umfassenderer Reserven stelle sich die Ausrichtung der Wirt-
schaftspolitik der sozialistischen Staaten entgegen, indem von vorn-
herein zwecks Erzielung hoher Wachstumsraten eine möglichst hohe 
Auslastung der Produktionsfa:ktoren angestrebt wird. 

111. Wirtschaftsmodell und Gleichgewichtsstörungen 

Zu den Gleichgewichtsstörungen in den sozialistischen Staaten hat 
auch ihr Wirtschaftsmodell weitgehend beigetragen. Im Anschluß wird 
die Bedeutung des dieses Modell bezeichnenden Preisbildungssystems in 
Verbindung mit dem System der wirtschaftlichen Planung und materiel-
len Stimulierung und des Systems der Finanzierung vergesellschafteter 
Betriebe berührt. 

1. Preissystem als Störungsfaktor 

A. Grundzüge des traditionellen Preissystems 

Das traditionelle Preissystem der sozialistischen Staaten zeichnete sich 
dadurch aus, daß die Erzeugerpreise der Industriegüter (d. h. Preise für 
den Produzenten) nach einheitlichen, wogegen deren Abgabepreise (d. h. 
Preise, zu denen, mit evtl. Zuschlag der Handelsspanne, der Waren-
umsatz tatsächlich abgewickelt wurde) für Produktionsmittel einerseits 
und für die Konsumgüter andererseits nach unterschiedlichen Grund-
sätzen festgesetzt wurden. 

Die Festlegung von Erzeugerpreisen erfolgte dabei im Prinzip auf-
grund der Durchschnittskosten des betreffenden Industriezweiges unter 
Zurechnung eines nach verbindlicher "Rentabilitätsnorm" gebildeten 
Gewinnaufschlags. Als dessen Bemessungsgrundlage wurden anfänglich 
die Selbstkosten herangezogen. Die Abgabepreise für Produktionsmittel 
entsprachen im Prinzip deren Erzeugerpreisen; sie waren allein im 
Prinzip kosten-, nicht jedoch marktorientiert. Demgegenüber wurden 
die Abgabepreise für Konsumgüter in der Regel als Gleichgewichts-
preise festgelegt. 
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Im Gegensatz zu den Produktionsmittel preisen enthielten die Abgabe-
preise für Konsumgüter in der Regel außer den Selbstkosten und dem 
Gewinnaufschlag auch eine Umsatzsteuer. Die Sätze dieser Steuer wur-
den jedoch - mit wenigen Ausnahmen - nicht von vornherein fest-
gelegt, sondern erst nach der Preisfestsetzung (als Differenz zwischen 
Abgabe- und Erzeugerpreis) berechnet. Das hatte für fast jede Ware 
andere Umsatzsteuersätze zur Folge. 

Die Relationen der nach solchen Grundsätzen festgelegten Preise 
wichen in den einzelnen sozialistischen Staaten von denen in den übri-
gen Staaten und denen des Weltmarktes so stark ab, daß sie für den 
Außenhandel nicht angewandt werden konnten. Deswegen wurde dieser 
Handel ausschließlich zu Weltmarktpreisen abgewickelt. Dabei wurden 
die Differenzen zwischen den Binnen- und Außenhandelspreisen durch 
die zuständigen Handelszentralen mit dem Staatshaushalt verrechnet. 

Somit war für die sozialistischen Staaten ein dreifach doppeltes Preis-
gestaltungssystem bezeichnend, aus dem sich Abweichungen im Niveau 
und in den Proportionen zwischen: a) den Abgabepreisen für Produk-
tionsmittel und für Konsumgüter, b) den Abgabe- und Erzeugerpreisen 
für Konsumgüter sowie c) den Binnen- und Außenhandelspreisen er-
gaben28• 

Mit der Gestaltung der Preise nach diesen Grundsätzen wurden fol-
gende Ziele verfolgt: 

1. Die Erzeugerpreise sollten den Betrieben (aber zumindest deren 
Vereinigungen) die Deckung ihrer Selbstkosten sowie die Erzielung 
eines Gewinns sichern. Die Betriebe sollten so die ihnen auferlegten 
Produktions- und Rentabilitätsziele - ungestört durch die Innen-
und Außenmarktlage - erfüllen können. 

2. Um den durch das Stimulierungssystem u. a. zur Rentabilitätsförde-
rung angeregten Betrieben die Möglichkeit zu entziehen, allein durch 
Produktionssteigerung bzw. eine Bevorzugung von höher rentablen 
Erzeugnissen und somit auch ohne Selbstkostensenkung hohe Ge-
winne zu erzielen, wurde die "Rentabilitätsnorm" niedrig (3-5 Ofo) 
und für alle im Rahmen des betreffenden Industriezweiges erzeugten 
Waren in gleicher Höhe festgelegt29. 

3. Die verhältnismäßig billigen Abgabepreise für Produktionsmittel 
sollten den Ersatz menschlicher Arbeit durch Maschinen und Aus-

28 Vgl. B. Schwarz: Konvertibilität der Währungen in sozialistischen Staa-
ten, in: Kredit und Kapital, Bonn, 2. Jg. (1969), H.4, S. 402 ff. 

29 Vgl. Ju. V. Zukow: Ob optovych cenach na tovary narodnogo potreblenija, 
in: Sovetskaja torgovlja, Moskau, o. Jg., (1964), H.7, S.12. 
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rüstungen, d. h. die Einführung des technischen Fortschritts an-
regen30• 

4. Die Festlegung der Abgabepreise für Konsumgüter nach der Ange-
bot-Nachfrage-Relation sollte das Gleichgewicht am Markt sichern. 

B. Die Auswirkung des Preissystems 

Das auf die angesprochenen Ziele ausgerichtete Preissystem hat in 
den sozialistischen Staaten zur Erzielung von verhältnismäßig hohen 
Zuwachsraten der industriellen Produktion beigetragen. Gleichzeitig 
kamen jedoch auch seine vielseitigen Nachteile zum Vorschein, die sich 
im Zuge der Entwicklung dieser Staaten noch verstärkten. Die Nach-
teile beruhten insbesondere auf folgendem: 

1. Die Erzeugerpreise konnten ihre kostendeckende und gewinnbrin-
gende Funktion in den Betrieben nur unzureichend erfüllen. Insbe-
sondere infolge der zwischenbetrieblichen Kostenunterschiede war 
- wegen der Ableitung dieser Preise aus den Durchschnittskosten -
die Rentabilität der Betriebe stark differenziert und viele von ihnen 
befanden sich in der Verlustzone. Diese Kostenstreuung verstärkte 
sich dabei fortdauernd, weil die sozialistischen Staaten den tech-
nischen Fortschritt vorwiegend durch Neubauten realisierten und 
der Modernisierung veralteter Produktionseinrichtungen (die wegen 
des andauernden Warenmangels weiterhin in Betrieb waren) wenig 
Aufmerksamkeit widmeten31 • Aus der Sicht des Stimulierungssystems 
war die defizitäre Lage der Betriebe insofern nachteilig, als jeder 
Produktionsanstieg zusätzliche Verluste bewirkte. 

2. Wegen der niedrigen Rentabilität der Betriebe waren die Möglich-
keiten zur Eigenfinanzierung ihrer Entwicklungsbedürfnisse äußerst 
beschränkt. Die Kapitalanlagen in der Volkswirtschaft mußten des-
wegen vorwiegend aus Staatshaushaltsmitteln finanziert werden. 
Die Unentgeltlichkeit dieser Zuwendungen wirkte sich auf die Effi-
zienz der Kapitalanlagen negativ aus. Im übrigen war die Gewinn-
beteiligung der Belegschaften zu gering, um sie ausreichend zur 
Rentabilitätsförderung anzuregen. 

3. Das Vorhaben, den Gewinnaufschlag niedrig und in bezug auf die 
einzelnen Waren in gleicher Höhe zu gestalten und dadurch die 
Selbstkostensenkung zu fördern, scheiterte zumeist daran, daß auf-

30 Vgl. F. Hafjner: Das sowjetische Preissystem, BerUn 1968, S. 134. 
31 Vgl. G. Seidenstecher: Reformmaßnahmen im Bereich der Planung und 

Finanzierung von Investitionen in Osteuropa, in: Berichte des Bundesinstituts 
für Ostwissenschaftliche und Internationale Studien, Köln, o. Jg. (1971), H.29, 
S.l. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43167-0 | Generated on 2025-07-26 03:12:59



138 Bernhard Schwarz 

grund von Fehlkalkulationen sowie der nach der Preisfestlegung er-
folgenden Kostenentwicklung dieser Aufschlag oft höher als geplant 
und dabei ungleich ausfiel. Dem konnte auch durch partielle bzw. 
periodisch durchgeführte generelle Erzeugerpreisrevisionen nicht 
ausreichend und für längere Zeit vorgebeugt werden. Deswegen er-
gab sich kaum eine Anregung zur Selbstkostensenkung. 

4. Wegen der geringen Gewinnbeteiligung der Belegschaften galt ihr 
Interesse in erster Linie der Lohnfondssteigerung. Diese konnten sie 
durch Erfüllung und übererfüllung der Produktionsauflage (an die 
der Lohnfonds gebunden war) auch ohne Selbstkostensenkung er-
zielen. Deshalb wurden oft, auch wenn dies kostengünstig war, 
materialintensive Produkte bevorzugt und die passive zwischen-
betriebliche Kooperation erweitert, um dadurch einen höheren Pro-
duktionswert ohne zusätzlichen Arbeitsaufwand zu erzielen3!. 

5. Die hohen Produktionsauflagen und der Wille der Betriebe zu deren 
Erfüllung und übererfüllung wirkten expansiv auf die Nachfrage 
nach Produktionsmitteln, die deswegen in der Regel die Planansätze 
übertraf. Da obendrein die Erzeugung von Produktionsmitteln und 
deren Einsatz im Volkswirtschaftsplan unzureichend aufeinander 
abgestimmt waren und auch die Durchführung der Produktionspläne 
nicht immer eingehalten werden konnte, vermochte das Angebot in 
vielen Bereichen der Nachfrage quantitativ und qualitativ nicht 
nachkommen. Wegen der angespannten Marktlage bemühten sich 
die Betriebe deshalb, alle bestehenden Möglichkeiten der Beschaf-
fung von Produktionsmitteln zu nutzen. Das führte oft zur unnötigen 
Anhäufung von Produktionsmittelbeständen33• Infolge einer unzu-
reichenden Stimulierung der Rentabilitätsförderung waren sie zudem 
oft bereit, für diese Mittel hohe Preise zu zahlen. In solch einer 
Situation konnte selbstverständlich die im Prinzip kostenorientierte 
Preisgestaltung für Produktionsmittel keinen entscheidenden Ein-
fluß auf die Marktlage ausüben. Jedoch auch Gleichgewichtspreise 
würden keine Anpassung von Angebot und Nachfrage herbeiführen, 
da es in einer solchen Situation keine Gleichgewichtspreise gibt. Am 
Produktionsmittelmarkt lag somit der Fall der gestauten Inflation 
vor3" wobei die Inftationslücke unter den vorliegenden Bedingungen 

32 Vgl. B. Schwarz: Das Gewinn- und Reineinkommensprinzip in den sozia-
listischen Stimulierungssystemen, in: HWWA-Report, HWWA-Institut für 
Wirtschaftsforschung, Hamburg 1971, S. 23 ff. 

33 Hierzu schreibt F. Holzman: " ... wenn die Planauflagen nicht so verrückt 
wären, würden die Leiter der sowjetischen Betriebe die Anhäufung von 
Materialien ... aufgeben." (Financing Soviet Economic Development, in: 
Capital Formation and Economic Growth, Princeton University Press, 1955, 
S.262). 

U "Eine der am meisten auffallenden Tatsachen ist in der sozialistischen 
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durch Preissteigerungen nicht beseitigt werden konnte35• Sie hatte 
zur Folge, daß sich tief ausgeprägte Produzentenmarktverhältnisse 
entwickelten, die sich negativ auf die Anpassung des Sortiments der 
erzeugten Produktionsmittel an die Nachfrage, deren Qualität und 
Lieferungsfristen auswirkten. 

6. Am Konsumgütermarkt richtete sich die Kaufkraft der Bevölkerung 
in erster Linie auf Nahrungsmittel (besonders Fleisch und Fleisch-
waren) sowie auf dem Massenverbrauch dienende Industriewaren 
und lediglich in beschränktem Maße auf Gebrauchsgüter des ge-
hobenen Bedarfs (u. a. auf viele langlebige). Dies war die Folge der 
niedrigen und wenig differenzierten Einkommen der Bevölkerung, 
die vorwiegend infolge der Beschäftigtenzunahme und nur gering 
durch Lohnerhöhungen stiegen. Daraus ergab sich die oben ange-
sprochene Konsumstruktur mit einem hohen Anteil der Ausgaben 
für Existenzgüter und niedrigen für Wahlgüter. Zu dieser Nachfrage-
struktur trugen zusätzlich die verhältnismäßig niedrigen Preise für 
Existenz- und die hohen für Wahlgüter bei. Diese Konsumstruktur 
war der durch die sozialistischen Staaten erzielten Industrialisie-
rungsstufe unangemessen. So konnte das Angebot Jahr für Jahr die 
Nachfrage nach Existenzgütern nicht befriedigen. Dagegen überstieg 
das Angebot an vielen Wahl gütern oft deren Nachfrage. Trotz dieser 
Ungleichgewichtssituation bemühte man sich, Preisänderungen zu 
vermeiden. 

Preissteigerungen für Existenzgüter würden besonders hart die 
schlechter gestellten Bevölkerungsschichten treffen. Um dies zu ver-
meiden, wurden bei auftretenden Versorgungsschwierigkeiten in 
erster Linie Maßnahmen zur Produktions- (im bestimmten Maße 
auch Einfuhr-)Steigerungen getroffen. Zur Vermeidung einer weiteren 
Zunahme der Nachfrage wurden oft ehemals planmäßig voraus-
gesehene Einkommenserhöhungen .... ertagt oder sogar aufgehoben. 
Im übrigen wurden oft lange Zeit hindurch Marktgleichgewichts-
störungen (Schlange stehen) hingenommen, ohne diese durch staat-
liche Preissteigerungen abzubauen. Dem sich als Folge der schlechten 

Wirtschaft das chronische Fehlen von Produktionsmitteln ... ". "Wenn es auch 
keine unvermeidbare Eigenschaft der zentralisierten Wirtschaft ist, so treten 
in der Praxis solche Tendenzen auf." (G. Grossmann: Value und Plan, Intro-
duction, Berkeley 1960, S.4). 

35 Zwischen 1928 und 1940 wurden in der Sowjetunion Produktionsmittel-
preise im Durchschnitt um 150 % erhöht, was jedoch lediglich die Deftzität der 
sie erzeugenden Industriezweige und Betriebe aufgehoben hat, dem inflationä-
ren Druck jedoch nicht entgegenwirken konnte (vgl. F. D. Holzman - Soviet 
inflationary Pressures 1928-1957 Causes and Curses, in: The quarterly 
Journalof Economics, 1960, H.2, zitiert nach A. Wakar etc.: Teoria pieniadza 
w gospodarce socialistycznej, Warschau 1969, S.366). 
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Marktversorgung am freien (vorwiegend bäuerlichen) und schwarzen 
Markt bildenden Preiswucher bemühte man sich - zumeist vergeb-
lich - durch Strafen entgegenzuwirken. Diese Preise konnten das 
Marktgleichgewicht nicht wiederherstellen, da sie lediglich eine be-
grenzte Umverteilung der Kaufkraft innerhalb der Bevölkerung, 
nicht jedoch deren Senkung zur Folge hatten. Da, wie die Verfolgung 
der Preisentwicklung zeigt, staatliche Preissteigerungen oft aus-
blieben, ist die Situation mit dem Begriff der gestauten Inflation zu 
kennzeichnen. 

Zu Preissteigerungen wurde in der Regel erst dann gegriffen, 
wenn die Lage am Markt langfristig als unerträglich beurteilt wurde. 
Die Bevölkerung wurde bisweilen gleichzeitig durch eine 'entspre-
chende Erhöhung ihrer Einkommen (oder gleichwertige Preissenkun-
gen) entschädigt. In der Regel erfolgte jedoch diese Erhöhung im 
Rahmen der auf längere Frist vorgesehenen planmäßigen Einkom-
menssteigerung. Sie betraf jedoch alljährlich nur einen Teil der Be-
völkerung. Der jeweils nicht gerade begünstigte Teil der Bevölke-
rung mußte die Zeche der offenen Inflation - in Form einer Sen-
kung der Realeinkommen - tragen. Von der Senkung des Realwertes 
der Ersparnisse wurde dagegen die Gesamtbevölkerung betroffen. 
Die Wirkungen der Preissteigerungen erwiesen sich jedoch als unzu-
reichend, um für längere Zeit das Marktgleichgewicht abzusichern. 

Das überangebot an Wahlgütern konnte oft weder durch Preis-
senkungen noch durch Einkommenserhöhungen abgebaut werden. 
Wegen der bestehenden Konsumstruktur lief man im ersten Falle 
Gefahr, das keine ansehnliche Nachfragezunahme erzielt werden 
würde und daß infolgedessen lediglich die Staatseinnahmen sinken 
würden. Aus dem gleichen Grunde bestand im zweiten Fall die 
Geahr, daß die erhöhte Kaufkraft der Bevölkerung sich zusätzlich 
auf Existenzgüter richten würde. Die verschleierte Deflation (keine 
Preissenkungen trotz Überangebot) in bezug auf diese Güter hatte 
zur Folge, daß deren Bestände anwuchsen und den weiteren Produk-
tionsanstieg hemmten. 

Aus sozialen Gründen kann die in den sozialistischen Staaten be-
stehende Konsumstruktur weder a) durch gleichwertige Erhöhung 
von Existenz- und Senkung von Wahlgüterpreisen noch b) durch 
eine Steigerung der Existenzgüterpreise in Verbindung mit einer 
linearen Einkommenserhöhung umgestaltet werden. In beiden Fällen 
würden dadurch die finanziell schlechter gestellten Bevölkerungs-
schichten stark betroffen und im Grenzfall würde ihnen sogar das 
Existenzminimum entzogen werden. Eine Änderung der Konsum-
struktur kann auch nicht erreicht werden, wenn zusammen mit der 
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Erhöhung der Preise für Existenzgüter die Einkommen allein der 
unteren Einkommensschichten angehoben würden. In diesem Falle 
würde die ohnehin unzureichende Differenzierung der Löhne noch 
verstärkt mit der Folge einer weiteren Beeinträchtigung der Arbeits-
produktivität. Deswegen müßte die Umgestaltung der Preisrela-
tionen von einer ansehnlichen Anhebung des allgemeinen Lebens-
standards der Bevölkerung begleitet werden. Hierzu fehlen jedoch 
den sozialistischen Staaten die benötigten Reserven an Kapazitäten, 
Waren und Devisen. Diese können unter den bestehenden Umstän-
den in absehbarer Zeit auch nicht erwirtschaftet werden. 

Aus diesen Gründen kommt in diesen Staaten die Neugestaltung 
der Preisrelationen im Konsumgüterbereich nur in sehr kleinen 
Schritten voran. Nur Polen versuchte dies durch eine einmalige Er-
höhung der Existenz- und eine entsprechende Senkung der Wahl-
güterpreise im Dezember 1970 zu bewirken. Die sozialen Konse-
quenzen dieser Preisreform wurden jedoch offensichtlich unter-
schätzt. Eine heftige Protest- und Streikbewegung im Lande war 
die Folge, unter deren Druck die Preissteigerungen rückgängig ge-
macht werden mußten. 

Da in den sozialistischen Staaten die offene Inflation keine Um-
verteilung der Löhne zugunsten der Privatgewinne zur Folge hat, 
taucht die Frage auf, ob sie zugunsten des Staates erfolgt. In diesen 
Staaten übertrifft der Anstieg der Durchschnittslöhne in der Regel 
den der Lebenshaltungskosten. 

In bezug auf Polen zeugt davon folgendes :36 

1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 

1960 = 100 

Nominalnettodurch -
schnittslöhne ..... 104,4 108,2 113,4 116,9 119,9 125,3 130,3 136,4 139,7 143,3 

Erhaltungskosten 101,7 105,0 107,4 108,5 111,3 112,6 114,3 117,1 118,9 120,3 

Realnettodurch-
schnittslöhne .... 102,6 103,0 105,6 107,7 107,7 111,3 114,0 115,6 117,5 119,1 

Vorjahr = 100 

Realnettodurch -
schnittslöhne .... 102,6 100,4 102,4 102,1 100,0 103,3 102,5 101,3 101,7 101,3 

38 QueUe: Rocznik statystyczny, Warschau 1971, S. 566. 
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Aus dieser Sicht kann also von einer Umverteilung der Löhne 
zugunsten des Staates nicht die Rede sein. Da jedoch der Anstieg der 
Reallöhne hinter dem der Arbeitsproduktivität zurückbleibt37, kann 
aus diesem Blickwinkel von einer derartigen Umverteilung ge-
sprochen werden. Der Bevölkerung kommt die vorenthaltene Pro-
duktivitätssteigerung nur teilweise durch einen höheren gesell-
schaftlichen - durch den Staatshaushalt finanzierten - Konsum 
zugute. 

7. Wegen der Abweichung zwischen dem Niveau der Abgabepreise für 
Konsumgüter und dem für Produktionsmittel blieb in den soziali-
stischen Staaten ein einheitlicher Wertmesser aus. Und das störte 
die Vergleichbarkeit vieler wirtschaftlicher Größen, u. a. der Wert-
schöpfung in der Abteilung I und 11 sowie des Anteils von Konsum 
und Investition am Nationaleinkommen. 

8. Infolge der starken Differenzierung der Relationen zwischen Er-
zeuger- und Abgabepreisen für die einzelnen Konsumgüter waren 
die Produzenten vom Markt weitgehend getrennt. Dies wirkte sich 
negativ auf die Anpassung des Warensortiments an die Nachfrage 
aus. Darüber hinaus erhielt der Produzent vom Markt her keine aus-
reichenden Impulse zur Einführung effektiver Produktionsmethoden. 
Bei steigender Warenerzeugung und Erweiterung des Warensorti-
ments hatte dies entsprechend schwerwiegende Folgen. 

9. Die Anwendung des Differenzenausgleichssystems im Außenhandel 
hatte zur Folge, daß die Effizienz dieses Handels nicht unmittelbar 
aufgrund von Preisrelationen beurteilt werden konnte. Deswegen 
wurden hierfür verschiedenartige indirekte Kalkulationsmethoden 
angewandt, die jedoch in ihrer Aussage unzureichend waren. Dar-
über hinaus haben die Resultate des Außenhandels sich in den finan-
ziellen Ergebnissen der Produzenten exportierter sowie Verbraucher 
importierter Waren überhaupt nicht niedergeschlagen, was ihnen 
weitgehend das Interesse an der Effizienz dieses Handels nahm. 

c. Maßnahmen zur Vervollkommnung des Preissystems 

In der Entwicklung der Preissysteme der sozialistischen Staaten 
kamen in verschiedenem - von Land zu Land - Maße folgende Ten-
denzen zum Ausdruck: 

1. Um in den Preisrelationen die zwischenzweiglich unterschiedliche 
Kapitalintensität zum Ausdruck zu bringen, wurde in diesen Staaten 
(außer Rumänien) vorerst die Verzinsung der Kapitalanlagen zu-

37 Dies wird als grundsätzliche Vorbedingung des Wirtschaftswachstums 
beurteilt (vgl. Ekonomia polityczna, Warschau, 1955, S.607). 
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gunsten des Staatshaushaltes eingeführt und später wurden diese 
Anlagen (an Stelle der Selbstkosten) als Bemessungsgrundlage des 
Gewinnaufschlags herangezogen38• Dadurch sollte auch die Rolle der 
Preise als Wertmesser gestärkt werden. Auch sollten die Betriebe 
dadurch stärker zur Förderung der Effizienz der Kapitalanlagen 
angeregt weroen. Dies hat sich in einigen Staaten darin niederge-
schlagen, daß der Quotient Gewinn: Kapitalanlage als Erfolgskenn-
ziffer in das Stimulierungssystem mit einbezogen wurde. 

2. Zwecks Erweiterung der Eigenfinanzierung der Betriebe vom Ge-
winn sowie der Gewinnbeteiligung der Belegschaften wurde die 
"Rentabilitätsnorm" erhöht und dabei zwischenzweiglich differen-
ziert. Dies sollte ihr Interesse an der Rentabilitätsförderung stärken. 
Da jedoch in den meisten sozialistischen Staaten die Höhe des Lohn-
fonds auch weiterhin vom Produktionsumfang abhing (und nur 
einige von ihnen die Produktion in dieser Rolle durch den Absatz 
ersetzt haben), hat sich das Gewinnprinzip im Stimulierungssystem 
nicht entscheidend durchgesetzt. Die einzige Ausnahme bildet dies-
bezüglich Ungarn, wo sämtliche Stimulierungsfonds an den Rentabi-
litätsanstieg gebunden sind. 

3. Um die Betriebe zur Anpassung ihrer Produktionsstruktur an die 
Präferenzen der zentralen Planbehörde anzuregen und auch ent-
sprechend auf die Nachfragegestaltung einzuwirken, wurde die 
"Rentabilitätsnorm" auch in bezug auf bestimmte Waren differen-
ziert, wobei Knappheits-, Qualitäts- und Substitutionsrelationen 
eine Rolle spielten30• 

4. Die Verzinsung der Kapitalanlagen und Erhöhung der "Rentabili-
tätsnorm" bewirkten eine Steigerung der Erzeugerpreise. Diese Stei-
gerung wurde zum Teil auch durch die ungünstige Entwicklung der 
Selbstkosten hervorgerufen. Sie stiegen im Laufe der Zeit vorwiegend 
infolge von Lohnerhöhungen, die besonders in den extraktiven und 
primären Industrien oft die Zunahme der Arbeitsproduktivität über-
trafen von Anhebung der Ankaufpreise für landwirtschaftliche Roh-
stoffe usw. Die Steigerung von Erzeugerpreisen, und somit auch der 
ihnen im Prinzip gleichenden Abgabepreise für Produktionsmittel, 
verursachte eine Annäherung des Niveaus: a) dieser Preise an das 
der Abgabepreise für Konsumgüter und b) der Erzeugerpreise der 

38 Vgl. H. Bartosiak, H. Sopniewska: Padstawowe zasady ksztaltowania cen 
w krajach socjalistycznych, in: Gospodarka Planowa, Warschau, 26. Jg. (1971), 
H. 11, S.684-695. 

39 Vgl. S. Ja. Tureckij: Ocerki planovogo cenoobrazovanija v SSSR, Moskau, 
1959, S.156, 444; V. Djacenko, Cena wamyj instrument razvitja socialisticeskoj 
ekonomiki, in: Ekonomiceskaja gazeta, Moskau, o. J. (1962) H.25, S.3. 
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Konsumgüter an deren Abgabepreise. Somit verringerte sich der 
Abstand zwischen diesen Preisarten. 

5. All dies hatte u. a. zur Folge, daß die Rolle der Umsatzsteuer als 
Quelle der Staatseinnahmen zugunsten der Zinszahlungen und Ab-
führungen vom Gewinn gesunken ist. Viele Zweige der Konsum-
güterindustrie mußten aufgrund von Kostensteigerungen von dieser 
Steuer befreit werden, wenn sie nicht in die Verlustzone geraten 
sollten. Reichte auch die Abschaffung der Steuer nicht aus, um die 
Kostensteigerung zu kompensieren, mußten Defizite hingenommen 
werden. 

Es tauchte auch die Tendenz zum übergang von differentialen, 
zu sich auf breite Warengruppen beziehenden, prozentualen Umsatz-
steuersätzen auf. Dadurch sollte eine Annäherung der Proportionen 
der Erzeuger- und Abgabepreise für Konsumgüter erzielt werden. 
Dieser Prozeß ist am weitesten in Ungarn fortgeschritten. 

6. Die inneren Preisrelationen wurden in einigen sozialistischen Staaten 
zum Teil an die des Außenhandels angepaßt. Für die betreffenden 
Waren konnte das Differenzausgleichsystem abgeschafft werden. 
Auch dieser Prozeß ist am weitesten in Ungarn fortgeschritten. 

All dies hat zwar zu einer gewissen Annäherung der verschiedenen 
Preisebenen, jedoch bei weitem zu keinem einheitlichen und leistungs-
fähigen Preisbildungssystem geführt. Weder die Preise für Produktions-
mittel noch für Konsumgüter waren voll geeignet, um ein Gleichgewicht 
auf den beiden Märkten herbeizuführen. Die diesbezügliche Lage ist 
jedoch von Land zu Land verschieden und variiert auch zu verschie-
denen Zeitpunkten. Dem Ziel eines leistungsfähigeren Preissystems ist 
Ungarn bisher am nähesten gekommen. 

2. Finanzierung der Betriebe als Störungsfaktor 

Nachstehend werden die Auswirkungen der planmäßigen Steuerung 
des Geldmittelzuflusses an die vergesellschafteten Betriebe auf das 
Marktgleichgewicht erörtert. Überhaupt wird das Problem der Zah-
lungsfähigkeit der Betriebe in die Analyse einbezogen. 

Die Kosten der Betriebe für die laufende Produktion werden im 
Prinzip aus dem Erlös bestritten. Was dagegen Kapitalanlagen (Investi-
tionen in Grundmitteln, Generalreparaturen und Bestandsergänzungen) 
anbetrifft, so werden sie aus: a) durch die Betriebe selbsterwirtschafte-
ten Geldmitteln (Gewinn und Abschreibungen), b) Zuwendungen der 
Vereinigungen (im Wege zwischenbetrieblicher Fondsumverteilung), 
c) Staatshaushaltszuwendungen sowie d) Bankkreditaufnahme finan-
ziert. 
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Die Investitionsneigung der Betriebe war sehr hoch, weil das Stimu-
lierungssystem in erster Linie an den Produktions anstieg anknüpfte. 
Deswegen mußten Maßnahmen zur Einschränkung der betrieblichen 
Investitionen getroffen werden. 

In bezug auf wichtige Investitionen geschah dies in der Weise, daß 
deren Durchführung direkt im Volkswirtschaftsplan nach Objekten fest-
gelegt wurde. Auch die benötigten Geldmittel und deren Finanzierungs-
quellen wurden zentral festgelegt. Der tatsächliche Aufwand für diese 
Investitionen erwies sich jedoch oft höher als der vorausgeplante. Die 
Grundursache lag darin, daß die Betriebe in ihren Anträgen oft die 
Investitionskosten herunterspielten, um leichter deren Genehmigung 
zu erhalten. 

In bezug auf die übrigen Investitionen, die im Volkswirtschaftsplan 
lediglich wertmäßig, global geplant waren, sollte eine Begrenzung der 
Investitionen dadurch erfolgen, daß deren Beginn an den Nachweis der 
hierfür benötigten Geldmittel (Eigenerwirtschaftung bzw. Kreditauf-
nahme) geknüpft wurde. Diese Bedingung wurde jedoch in vielen Fäl-
len umgangen, besonders weil die Betriebe aus Gründen eines gesicher-
ten Planablaufs Aufträge auf Ausrüstungen sowie Bau- und Montage-
arbeiten in der Regel noch vor der Geldmittelbeschaffung erteilen 
mußten. 

Da auch im Falle der Überschreitung der angesetzten Investitions-
summe die Fortführung begonnener Investitionen fast nie gestoppt 
wurde, blieben die Einschränkungsmaßnahmen in bei den Bereichen er-
folglos. So lag die Nachfrage nach Investitionsgütern sowie Bau- und 
Montageleistungen in der Regel über dem geplanten Niveau. Die Nach-
frage - soweit Investitionsgüter vorhanden waren - wurde auch dann 
befriedigt, wenn die Betriebe aufgrund des eingeschränkten Geldmittel-
zuflusses zahlungsunfähig waren. Aus Gründen, die noch erörtert wer-
den, dürfen Lieferungen von Investitionsgütern (und überhaupt Pro-
duktionsmitteln) sowie Bau- und Montage- (und alle übrigen Leistun-
gen) an vergesellschaftete Betriebe prinzipiell nicht verweigert werden 
und zwar auch wenn diese zahlungsunfähig sind40• 

Die Betriebsbestände wurden in den sozialistischen Staaten lange 
Zeit hindurch über zentral festgelegte und den Betrieben bindend vor-
gegebene Kennziffern ("Beständenormative") gesteuert. Dies betraf 
solche Bestände, die zur Fortführung des Produktionsprozesses als 
dauernd unentbehrlich angesehen wurden. Dementsprechend wurde 
auch die Ergänzung der Umlaufmittel der Betriebe sowie deren Finan-

40 Vgl. B. Schwarz: Entwicklungstendenzen des Finanz- und Kreditsystems 
der europäischen sozialistischen Staaten, in: Kredit und Kapital, Bonn, 4. Jg. 
1971, H.2, S. 158 ff. 

10 Schriften d. Vereins 1. Socialpolitik 76 
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zierungsquellen zentral festgelegt. Nach dem Jahresabschluß wurde ein 
Ausgleichsverfahren durchgeführt, in dessen Rahmen evtl. Überschüsse 
der eigenen Umlaufmittel der Betriebe im Vergleich zu den "norma-
tiven" bzw. die evtl. zur Deckung solcher Bestände fehlende Summe mit 
den Vereinigungen bzw. dem Staatshaushalt verrechnet wurden. Die 
übrigen Bestände (zu denen vorwiegend saisonabhängige gehörten) so-
wie den sonstigen Bedarf an Umlaufmitteln dürften die Betriebe selb-
ständig planen und hierfür Bankkredite aufnehmen. Diese Kredite wur-
den zentral limitiert, indem die Staatsbank für alle anderen Banken 
und eigenen Abteilungen den Kreditstand am Ende jeder Vierteljahres-
periode verbindlich festgelegt hat. Alle diese Maßnahmen sollten den 
Geldmittelzufluß an die Betriebe und dadurch auch deren Nachfrage 
nach Produktionsmitteln planmäßig gestalten. Sie erwiesen sich jedoch 
in der Praxis teilweise als undurchführbar bzw. unwirksam. 

Selbst die zentralisierte Festlegung von "Beständenormativen" 
wurde methodologisch nicht bewältigt. Deswegen konnte, wenn Ab-
weichungen zwischen den tatsächlichen und geplanten Beständen auf-
traten, oft nicht entschieden werden, ob dies auf die Unrichtigkeit der 
festgelegten Normative oder auf die Unwirtschaftlichkeit der Betriebe 
zurückzuführen war. Dies veranlaßte die meisten sozialistischen Staa-
ten, von der direktiven Festlegung der Beständezunahme abzurücken 
und deren Planung den Betrieben zu überlassen. In einigen dieser Staa-
ten wurden die Betriebe verpflichtet, gesetzliche, in Verbrauchstagen 
ausgedrückte Grenznormen einzuhalten. 

Im Zusammenhang mit der Dezentralisierung der Beständeplanung 
wurde den Betrieben auch die Entscheidung über die Ergänzung der 
eigenen Umlaufmittel aus dem Gewinn zuerkannt. Deswegen können 
sie derzeitig in den meisten sozialistischen Staaten unter bestimmten 
Bedingungen selbständig über die Verwendung des ihnen zufallenden 
Gewinns für Umlauf- bzw. Investitionszwecke Beschlüsse treffen. 
Gleichzeitig wurde in einigen dieser Staaten vom Prinzip der vollen 
Deckung der "normativen" Bestände durch eigene Umlaufmittel der 
Betriebe abgerückt und die obligatorische Kreditierung eines prozentual 
festgelegten Teils dieser Bestände eingeführt. Der Zweck war die Stär-
kung der Bankkontrolle über die Gestaltung der Betriebsvorräte41• 

Endlich wurde von der alljährlichen Anpassung der eigenen Umlauf-
mittel der Betriebe an die "normativen" Bestände durch Verrechnungen 

41 Wie D. R. Hodgmann (vgl. Soviet Monetary Controls through the Banking 
System, im Gesamtband G. Grossmann, Hrsg.: Value and Plan, Berkeley 
1960, S. 120) hervorhebt, wurden bei voller Deckung der diesbezüglichen Be-
dürfnisse der Betriebe mit eigenen Mitteln, diese Mittel an den Höchststand 
der Bestände angepaßt, was ihre Zahlungsfähigkeit übermäßig steigerte. 
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der Überschüsse bzw. fehlender Beträge mit den Vereinigungen bzw. 
dem Staatshaushalt abgerückt. 

Als weitgehend unwirksam erwies sich auch die Limitierung der 
Bankkredite. Wegen unvorhersehbarer Bedingungen während des 
Planvollzugs war das vorgegebene Kreditlimit oft nicht einzuhalten. Um 
den Bedürfnissen der Betriebe nachzukommen, mußten in vielen Fällen 
Kredite in vom Plan abweichender Höhe genehmigt werden. Ihrer 
Finanzierung dienten die in den Kreditplänen der Bankzentralen und 
in deren Kreisabteilungen gehaltenen Reserven. Diese Reserven wurden 
im Laufe der Plandurchführung in der Regel mehrfach dadurch varüert, 
daß aus ihnen Mitteln zur Aufstockung der Kreditpläne operativer Ab-
teilungen abgezogen wurden bzw. daß sie durch Kürzung der Kredit-
pläne anderer operativer Abteilungen einen Mittelzufiuß erhielten. 
Unter diesen Umständen war die Kreditlimitierung in der Praxis ledig-
lich eine Kontrollmaßnahme, deren Effizienz jedoch weitgehend aus-
blieb. Dies ver anlaß te die meisten sozialistischen Staaten zum Abrücken 
von der Limitierung der Umlaufmittelkredite für die vergesellschafteten 
Betriebe. Den operativen Bankabteilungen wurde infolgedessen in die-
sem Bereich die Befugnis zu unbeschränkter Krediterteilung ein ge-
räumt42• Die Limitierung von Investitionskrediten sowie sämtlicher 
Kredite an den Privatsektor und die Bevölkerung wurde jedoch auf-
rechterhalten. 

Weder die zuerst äußerst zentralisierte, noch die nachher zum Teil 
dezentralisierte Steuerung des Geldmittelzuflusses an die Betriebe 
konnte deren Nachfrage auf Produktionsmittel ausreichend einschrän-
ken. Bei Nutzung aller vorhandenen Beschaffungsmöglichkeiten zwecks 
Aufrechterhalten der Kontinuität des Produktionsprozesses achteten die 
Betriebe oft nicht darauf, daß sie dabei in Zahlungsschwierigkeiten 
gerieten und häuften oft sogar noch überschüssige Bestände an. 

Hierin kommt die für diese Staaten bezeichnende Wirksamkeit auch 
der zahlungsunfähigen Nachfrage im Rahmen des vergesellschafteten 
Wirtschaftssektors zum Vorschein. Obwohl formell Warenkredite unter-
sagt waren, ergaben sie sich jedoch tatsächlich dadurch, daß die Ent-
richtung des Kaufpreises oft lange Zeit hindurch ausblieb. Da dies sich 
kettenweise ausbreitende Zahlungsstockungen verursachte, wurden von 
Zeit zu Zeit zwangsmäßige Clearing-Verfahren mit Einsatz von obliga-
torischen Bankkrediten (bzw. auch Staatshaushaltszuwendungen) durch-

42 Nach F. Ho~zman liegt die Ursache des übermäßigen Geldmittelzuflusses 
an die Betriebe im Ausbleiben von Einschränkungen in der Geldemission 
durch die Banken, was er als inflatorische Kreditpolitik bezeichnet (vgl. 
Financing Soviet Economic Development, in: Capital Formation and Economic 
Growth, Princeton University Press, 1955, S. 261). 

10' 
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geführt. Derzeitig wird solchen Stockungen weitgehend laufend durch 
uneingeschränkte Kreditierung entweder der Gläubiger oder der 
Schuldner beim Entstehen von Zahlungsverpflichtungen vorgebeugt43. 

Die Wirksamkeit auch der zahlungsunfähigen Nachfrage verschärft in 
den sozialistischen Staaten somit die am Produktionsmittelmarkt be-
stehenden Spannungen. Sie kann jedoch unter den bestehenden Bedin-
gungen nicht abgebaut werden. Sowohl die Verkäufer als auch die 
Käufer sind in diesen Staaten in der Kontrahentenwahl äußerst be-
schränkt. Wegen der oft auftretenden Monopolstellung des Abnehmers 
würde dem Verkäufer die Verweigerung von Lieferungen an Abnehmer 
oft überhaupt die Möglichkeit des Warenabsatzes nehmen. Dem Ab-
nehmer dagegen würde aufgnmd der oft vorhandenen Monopolstellung 
des Verkäufers durch diese Verweigerung jede Möglichkeit der Waren-
erzeugung abgeschnitten. Soweit es sich um Handelszentralen handelt, 
würde ihnen die Konsumentenversorgung durch die Belieferung des 
Einzelhandels weitgehend unmöglich gemacht. Von diesem Standpunkt 
aus kann die Tätigkeit vieler Betriebe als gemeinnützig beurteilt 
werden". 

Auch kann die planmäßige Steuerung des Geldmittelzuflusses an die 
Betriebe die Verwendung von Geldmittel für andere Zwecke als Pro-
duktionsmittelbeschaffung nicht in vollem Maße verhindern. Diese Aus-
sage bezieht sich insbesondere auf Lohnzahlungen und (wie z. B. in 
Polen) auf bar bezahlten Ankauf von landwirtschaftlichen Produkten 
durch vergesellschaftete Handelszentralen. Wenn die Betriebe hierfür 
über keine Geldmittel verfügen, werden ihnen uneingeschränkt Kredite 
erteilt, weil Lohnauszahlungen im Prinzip nicht ausbleiben können45 

und der Staat am Ankauf landwirtschaftlicher Produkte sehr inter-
essiert ist. Die Einschränkung solcher Zahlungen durch Limitierung der 
Bargeldschöpfung (Bargeldemissionslimite für die Banken und jewei-
ligen Bankabteilungen) erwies sich in der Praxis als unwirksam und 
wurde deswegen von den meisten sozialistischen Staaten verworfen. In 
Staaten, in denen sie aufrechterhalten wird, ist sie lediglich als eine 
Kontrollmaßnahme von jedoch beschränkter Wirksamkeit zu beurteilen. 

43 Vgl. B. Schwarz: Entwicklungstendenzen des Finanz- und Kreditsystems 
der europäischen sozialistischen Staaten, in: Kredit und Kapital, 4. Jg. (1971), 
H. 2, S. 161 ff. 

~4 W. Batyriew und W. Sitnin sind der Meinung, daß in der sozialistischen 
Volkswirtschaft keine Möglichkeit besteht, zahlungsunfähigen Betrieben Wa-
renlieferungen zu entziehen (vgl. System finansowy i kredytowy, Übersetzung 
aus dem Russischen, Warschau 1956, S. 54 f.) 

45 Nach J. Montias (vgl. Central Planning in Poland, New Haven 1962, 
S. 138 f.) verursacht die inflationäre Kreditpolitik vor allem den Lohnanstieg, 
Und dies hat eine Erhöhung der Kosten sowie der Preise für Produktions-
faktoren zur Folge, was die Vertiefung der Inflationslage nach sich zieht. 
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Zusammenfassend kann gesagt werden, daß unter den bestehenden 
Bedingungen die planmäßige Steuerung des Geldmittelzuflusses an die 
vergesellschafteten Betriebe zur Aufrechterhaltung des Gleichgewichts 
am Produktionsmittelmarkt nur äußerst wenig beitragen kann. Wegen 
der Wirksamkeit auch der zahlungsunfähigen Nachfrage nach diesen 
Gütern wird dabei die Auswirkung der finanziellen Beziehungen im 
Rahmen des vergesellschafteten Wirtschafts sektors weitgehend lahm-
gelegt. Die in vieler Hinsicht uneingeschränkte Kreditierung der Be-
triebe entzieht auch dem Banksystem im Grunde seine ökonomische 
Effizienz. Darüber hinaus steigern die aufgrund von solchen Krediten 
erfolgenden Barauszahlungen (besonders Lohnzahlungen) die Nachfrage 
am Konsumgütermarkt. 

Deswegen ist A. Wakar der Ansicht, daß die grundsätzlichen Ursachen 
der Inflation in den sozialistischen Volkswirtschaften außerhalb des 
Geldfaktors liegen und daß dieser Faktor lediglich die Bedingungen für 
deren Auftreten schafft46 • Implizit kommt dies auch bei F. Holzman 
zum Ausdruck, obwohl er die Analyse der Inflationserscheinungen in 
diesen Volkswirtschaften mit der Feststellung beginnt, daß die Geld-
politik zur Inflation führt47• A. Wakar ist jedoch der Meinung, daß es 
durch den Einsatz angemessener Maßnahmen der Geldpolitik möglich 
wäre, die übernachfrage einzudämmen48• Nach F. Holzman könnte, 
wenn kurzfristige Kredite den Geldumlauf nicht übermäßig erhöhen 
würden und stärker das Mittel der Besteuerung eingesetzt würde, der 
Inflation vorgebeugt werden49• 

Bei diesen, wie auch bei den meisten westlichen Autoren kommt es 
jedoch nicht zum Ausdruck, wie tief wahrscheinlich die Umgestaltung 
des gesamten Wirtschaftssystems der sozialistischen Staaten sein müßte, 
um die Wirksamkeit der zahlungsunfähigen Nachfrage auszuklammern. 
Es kann überhaupt in Frage gestellt werden, ob bei der Verstaatlichung 
der Produktionsmittel es möglich ist, davon und von der sich daraus 
ergebenden automatischen Kreditierung (als Mittel zur Vorbeugung 
von sich kettenweise ausdehnenden Zahlungsstockungen) abzurücken 
Die Erfahrungen in Jugoslawien, wo dies seit längerer Zeit angestrebt 
wird, scheinen das Gegenteil zu beweisen. 

(I Vgl. A. Wakar etc.: Teoria pieniadza w gospodaree socjialistycznej, War-
schau 1969, S. 373. 

47 Vgl. F. Holzman: Financing Soviet Eeonomie Development, in: Capital 
Formation and Eeonomic Growth, Princeton University Press, 1955, S. 285. 

48 Vgl. A. Wakar ete.: Teoria pieniadza w gospodarce socialistycznej, War-
schau 1969, S. 380. 

49 Vgl. F. Holzman: Financing Soviet Eeonomie Development, in: Capital 
Formation and Eeonomic Growth, Princeton University Press, 1955, S. 258. 
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IV. Preisreform in Polen im Dezember 1970 
als Folge der Zuspitzung der Marktlage 

1. Die Wirtschaftsentwicklung des Landes 

Polen war in der Zwischenkriegszeit ein wirtschaftlich rückständiges 
Agrarland. Der industrielle Sektor wies zu jener Zeit kein Wachstum 
auf und blieb 1939 sogar hinter dem Niveau des Jahres 1913 zurück 
(Index 98,7). Der zweite Weltkrieg fügte dem Lande unermeßbare 
Schäden im Hinblick auf Bevölkerung und Nationalvermögen zu. 

Nach dem Kriegsende gingen der Wiederaufbau sowie die Entwick-
lung der Volkswirtschaft voran. Zwischen 1950 und 1970 wurde ein 
Anstieg des Nationaleinkommens global um 274 Ofo und pro Kopf um 
183010 (in vergleichbaren Preisen von 1961) erzielt. Die Globalproduk-
tion der Industrie erhöhte sich in diesem Zeitraum um 659 °/0, ihr Anteil 
an der Wertschöpfung stieg von 37 auf 580105°. 

Wegen Stützung des Wirtschaftswachstums vorwiegend auf exten-
sive Faktoren bei unzureichender technisch-organisatorischer Leistungs-
fähigkeit der Volkswirtschaft, erwies sich jedoch diese Entwicklung als 
zu wenig effizient, d. h. zu teuer. So mußte 1961-65 zur Erzielung eines 
Nationaleinkommensanstiegs um 1 Zloty - 1,15 Zloty und 1966-70 
1,47 Zloty investiert werden. Der Kapitalkoeffizient der Industrie belIef 
sich in diesen Zeitabschnitten entsprechend auf 1,79 Zloty und 2,26 
Zloty51. 

Auch wurden hohe außenwirtschaftliche Lasten getragen. Unter 
diesen Umständen konnte weder die industrielle Konsumgüter-
erzeugung noch die Landwirtschaft ausreichend gefördert werden. Der 
Anstieg der Industrieproduktion in der Gruppe B blieb im Zeitraum 
1950-70 (449 °/0) weit hinter dem der Gruppe A (858010) zurück. Die 
Agrarproduktion erhöhte sich 1970 gegenüber dem Jahresdurchschnitt 
1950-52 lediglich um 66,101052• Und obwohl die Zuwachsraten dieser 
Produktion, die sich im Zeitraum 1950-69 gegenüber 1950-52 im 
Jahresdurchschnitt auf 2,6 °/0 beliefen, diejenigen in Staaten wie: Däne-
mark (1,1 °/0), DDR (1,5 (/0), Italien (1,8°/0), Ungarn (2,1010), BRD (2,1 °/0) 
und Frankreich (2,4 (/0) Ü'bertrafen53, so blieb doch aufgrund des nied-
rigen Ausgangsniveau die Gesamtproduktion verhältnismäßig niedrig. 

Deswegen konnte auch keine merkliche Steigerung des Lebensstan-
dards der Bevölkerung erzielt werden. Die Kaufkraft stieg vorwiegend 

50 QueUe: Rocznik statystyczny, Warschau 1971, S. 2 f. 
51 Vgl. J. Glowczyk, Proporeje, in Zycie Gospodarcze, 26. Jg. (1971) H. 7, S. 3. 
52 QueUe: Rocznik statystyczny, Warschau, 1971, S.2 und 8. 
53 Vgl. S. C. Proporcje cen detalicznych, in Zycie Gospodarcze, Warschau, 

25. Jg. (1970), H. 51-52, S.2. 
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infolge der Beschäftigungszunahme und nur beschränkt infolge der Er-
höhung der Durchschnittseinkommen. Die Beschäftigtenzahl im ver-
gesellschafteten Wirtschaftssektor erhöhte sich zwischen 1950 und 1970 
von 4,75 Mio auf 9,68 Mio, d. h. um 103,3 0/0. Der Anstieg der realen 
Durchschnittslöhne belief sich zwar zwischen 1955 und 1960 (für den 
Zeitraum bis 1954 gibt es keine zuverlässigen Daten) im Jahresdurch-
schnitt auf 4,8 0/0, jedoch sank er zwischen 1961 und 1970 auf 1,2 °/0. 
Viel höher war der Anstieg des für Konsumzwecke bestimmten Teils 
der Bauerneinkommen, die sich zwischen 1961 und 1970 (bis 1960 gibt es 
keine zuverlässigen Daten), im Jahresdurchschnitt um 5,2 !l/o erhöhten54• 

Bei niedrigen und verhältnismäßig wenig differenzierten Einkommen 
richtete sich die wachsende Kaufkraft der Bevölkerung in erster Linie 
auf Existenzgüter - besonders Nahrungsmittel. Der Anteil der Aus-
gaben für Nahrungsmittel an den Privathaushalten betrug 1960 51,6 Ofo 
und sank 1965 lediglich auf 47,8 {l/o und 1969 auf 45,5 Ofo (bei den unter-
sten Einkommensschichten betrug er 1969 noch 53,9 0f055). Vergleichs-
weise belief sich dieser Anteil 1966 in Großbritannien auf 26, 1 Ufo, in 
Frankreich auf 28,5 Ufo in der BRD auf 35,3 (l/o und in Italien auf 38,1 ·0f056. 
Besonders bezeichnend ist für die Nachkriegsperiode der Anstieg des 
Fleischkonsums, der sich von 16,5 kg im Jahresdurchschnitt 1933-37 auf 
56,6 kg im Jahre 1969 erhöhte. Die Nachfrageelastizität in bezug auf 
das Einkommen erreichte bei Fleisch und Fleischwaren fast eins. Der 
Anteil der Ausgaben für Wahlgüter blieb - trotz unzureichender Be-
friedigung der Bedürfnisse der Bevölkerung - verhältnismäßig niedrig. 
So besaß 1969 lediglich 41 610 der Familien Fernsehgeräte, 6,3 {l/o Wasch-
maschinen, 24°/0 Kühlschränke, 25 41/0 Nähmaschinen und 4,3 41/0 Personen-
kraftwagen57• 

Der hohen und steigenden Nachfrage nach Existenzgütern konnte das 
Angebot immer wieder nicht nachkommen. Die Preise für diese Güter, 
außer Fleisch und Fleischwaren (und Genußmitteln) waren fast unver-
ändert geblieben. Das Gleichgewicht am Fleischmarkt konnte jedoch 
auch durch Preissteigerungen nicht für längere Zeit gesichert werden. 
So traten kurz nach einer Erhöhung dieser Preise im Jahre 1967 erneute 
Versorgungsstörungen auf. Demgegenüber herrschte oft ein überange-
bot an Wahlgütern, das auch durch Preissenkungen nicht abgebaut 
werden konnte. 

Die am Vorabend der Fünfjahrplanperiode 1971-75 bestehende 
Marktlage wurde als unerträglich empfunden. Deswegen wurde am 

5C Quelle Rocznik statystyczny, Warschau, 1971, S. 2,334 und 566. 
55 Quelle: Maly rocznik statystyczny, Warschau 1971, S.333. 
56 Vgl. Z. Zekonski, Zmiany w strukturze spozycia w latach 1960--68, in Zycie 

Gospodarcze, Warschau, 24. Jg. (1969), H. 11, S. 6 f. 
57 Quelle: Rocznik statystyczny, Warschau 1971, S.502. 
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12. Dezember 1970 eine Preisreform durchgeführt, in deren Rahmen 
die Preise für die meisten Existenzgüter erhöht und für viele Wahl-
güter gesenkt wurden. Die Preisreform bezweckte eine Umgestaltung 
der Konsumstruktur, wobei die Lebenshaltungskosten - bei geänder-
tem Warenkorb - im Durchschnitt unverändert bleiben sollten. Preis-
steigerungen und -senkungen entsprachen sich deshalb. Die Preisreform 
war durch keine Einkommenserhöhung begleitet. Die unteren Einkom-
mensschichten wurden deshalb besonders hart von der Erhöhung der 
Preise für Nahrungsmittel und für viele dem Massenverbrauch dienende 
Industriewaren betroffen. Deshalb wurde durch die Preis reform eine 
heftige Protest- und Streikbewegung im Lande ausgelöst. Unter deren 
Druck mußten die bereits durchgeführten Preissteigerungen rückgängig 
gemacht werden, die Preissenkungen wurden aufrechterhalten. Das 
Marktgleichgewicht konnte lediglich durch eine hohe Wareneinfuhr 
wiederhergestellt werden. Zu diesem Zweck erhielt Polen von der 
Sowjetunion einen 100 Mio $-Kredit zur Verfügung gestellt. 

2. Investitionen in der Volkswirtschaft 

Die Belastung des Nationaleinkommens mit Investitionen - besonders 
im Produktionssektor - war in Polen verhältnismäßig hoch und stieg 
sprunghaft 1961-69 gegenüber 1956-60, vgl. dazu folgender Tabelle: 

1. 

2. 

3. 

Tabelle 1 

Anstieg des Nationaleinkommens und der Investitionen 
im Jahresdurchschnitt (0/0)18 

1956-60 1961-65 1966-69 

Nationaleinkommen ........................ 6,8 5,9 6,0 

Investitionen .............................. 8,2 8,3 6,4 
a) davon in Grundmitteln in 

der Gesamtwirtschaft ••••• 00 •••••••••• o. 9,2 8,5 11,1 
b) davon in Grundmitteln im 

Produktionssektor ...................... 5,6 12,3 12,6 

Quotient Investitions/Nationaleinkommens-
anstieg (2 a : 1) ............................. 1,3 1,4 1,8 

davon im Produktionssektor (2 b : 1) ........ 0,8 2,1 2,1 

Es ist zu erkennen, daß der Anstieg der Investitionen in Grund-
mitteln im Produktionssektor (2 b) im Zeitraum 1961-69 die Zunahme 

58 Quelle: J. Glowczyk, Proporeje, in Zycie Gospodarcze, Warschau, 26. Jg. 
(1971), H. 7, S.3. 
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des Nationaleinkommens (1) übertraf. Die Verminderung der Zuwachs-
raten der gesamten Investitionen (2) im Zeitraum 1966-69 gegenüber 
1961-65 ist lediglich auf die Senkung der Bestände zurückzuführen. 
Die im allgemeinen negative Auswirkung der hohen Investitionsrate 
auf die Lage der Bevölkerung steigerte sich zusätzlich dadurch, daß der 
Anteil von Investitionen außerhalb des Produktionssektors (besonders 
im kommunalen Sektor und im Wohnungsbau) am gesamten Investi-
tionsvolumen eine sinkende Tendenz aufgewiesen hat (er verminderte 
sich von 26,6 % im Zeitraum 1961-65 auf 23,3 % im Zeitraum 1966-69). 
Bei hoher Steigerungsrate der Investitionen wurde die effiziente Durch-
führung durch Störung in der Versorgung mit Baumaterialien, Eisen 
und Stahl sowie Ausrüstungen und durch die unzureich€nden Kapazi-
täten der Bauindustrie behindert. 

Der Anstieg der Produktion der Baumaterialienindustrie übertraf 
zwar noch 1956-60 (im Jahresdurchschnitt um 10,8 %) den der Investi-
tionen, blieb jedoch später (1961-65 um 9,2 Ofo und 1966-69 um 6,8010) 
hinter ihm zurück. Besonders unzureichend war im Bereich der Bau-
investitionen die Belieferung mit Zement. Anstelle der Zementausfuhr 
(die im Jahresdurchschnitt 1956-60 sich auf 700,0 T. t belief), mußte 
dessen Einfuhr (im Jahre 1969 600,0 T. t) treten, was jedom für den 
Innenbedarf nicht ausreichte. 

Was Eisen und Stahl anbetrifft, so blieben die Zuwachsraten der 
Hüttenproduktion, die sich im Jahresdurchschnitt 1956-60 auf 5,4010, 
1961-65 auf 7,4010 und 1966-69 auf 5,5% beliefen, weit hinter denen 
der Investitionen und auch denen der Maschinenbauindustrie zurück. 

Die Produktion dieser Industrie stieg zwar höher als die Investitionen 
in Grundmitteln (auf jedes Prozent des Anstiegs dieser Investitionen 
entfiel 1956-60 ein 2,1 Ofoiger, 1961-65 ein 1,8 Ofoiger und 1966-69 ein 
1,4 Ofoiger Zuwachs der Produktion der MasIDinenbauindustrie), jedoch 
war das Sortiment der erzeugten Ausrüstungen an das Investitionspro-
gramm nicht angepaßt und die Qualität in vielen Bereichen gering. 
Auch der Außenhandel wirkte sich negativ auf die Versorgung der 
Investitionen mit Ausrüstungen aus. Die Einfuhr von Maschinen und 
Metallkonstruktionen fiel im Jahresdurchschnitt von 363 Mio Devisen-
zloty (1 DZI = 0,25 $) in den Jahren 1956-60 auf 179 Mio DZI in den 
Jahren 1961-65 und 59 Mio DZI in den Jahren 1966-6959• 

Wegen unbefriedigender Versorgung der Investitionsvorhaben und 
unzureichender Kapazitäten der Bauindustrie zog sich deren Durch-
führung in die Länge. Infolgedessen stiegen die Kosten der Realisierung 

59 Vgl. J. Glowczyk Proporcje, in Zycie Gospodarcze, Warschau, 26. Jg. 
(1971), H. 7, S.3. 
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des Investitionsprogramms, und es erhöhten sich von Jahr zu Jahr die 
in lagernden Ausrüstungen und unvollendeten Bau- und Montagearhei-
ten eingefrorenen Mittel. Die von der Investitionsdurchführung erwar-
tete Produktionszunahme blieb lange Zeit hindurch aus. 

3. Produktionsmittel und Konsumgüter 

Die einseitige Ausrichtung der Wirtschaftspolitik Polens auf den Aus-
bau der Produktivkräfte hat sich folgendermaßen in den Proportionen 
der Entwicklung der Produktionsmittel- und Konsumgütererzeugung 
niedergeschlagen: 

1. 

2. 

3. 

4. 

Tabelle 2 

Zuwachsraten der A- und B-Gruppe-Industrien 
im Jahresdurchschnitte' 

1956-60 1961-65 1966--69 

A-Gruppe (0/0) ............................. 10,9 9,9 9,4 

B-Gruppe (0/0) . ............................ 8,7 6,5 6,4 

Auf 1 % des Anstiegs der A-Gruppe-
Produktion entfällt in der B-Gruppe (0/0) .•.. 0,8 0,7 0,8 

Saldo des Außenhandels mit Konsumgütern 
(plus: Ausfuhr-; minus: Einfuhrüberschuß) 
(DZI) ...................................... -370 +634 +1322 

davon: 

a) Nahrungsmittel (DZI) .................... -368 +228 + 319 

b) Industrielle Konsumgüter (DZI) .......... - 2 +406 +1003 

Der stärkere Anstieg der A-Gruppe-Produktion im Verhältnis zur 
B-Gruppe-Produktion war planmäßig vorausgesetzt. In vielen Fällen 
war dies jedoch in der Plandurchführung weitgehend übertroffen. So 
z. B. wurde für 1968-70 eine 47,7 Ofoige Zunahme in der A-Gruppe und 
36,5 OJoige in der B-Gruppe geplant, wobei die tatsächliche sich ent-
sprechend auf 55 0J0 und 33 Ufo helie!,l. 

Die sinkende Tendenz der Zuwachsraten in der B-Gruppe 1961-65 
(6,5 Ufo) gegenüber 1956-60 (8,7 Ufo) und auch 1966-69 (6,4 Ufo gegenüber 
1961-65 (6,5 Ufo) war die direkte Folge der Benachteiligung der Indu-

80 Quelle: J. Glowczyk, Proporeje, in Zycie Gospodarcze, Warschau, 28. Jg. 
(1971), H.8, S. 3. 

81 Vgl. J. Zielinski: On the effectiveness of the Polish Economic Reforms, in: 
Soviet Studies, Glasgow, 29. Jg. (1971), H. 3, S. 408. 
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strien dieser Gruppe im Investitionsprogramm. Der Anteil der Investi-
tionen der fünf wichtigsten Industrien der Gruppe B (Bekleidungs-, 
Textil-, Schuh-, Nahrungsmittel und poligraphische Industrie), die ca. 
31 % der gesamten industriellen Produkte erzeugten, belief sich 
1956-60 auf 15,6 und sank 1961-65 auf 14,1 % sowie 1966-69 auf 15 Ofo 
der Investitionen in der gesamten Industrie62• Diese Entwicklung lag 
darin bedingt, daß die Maschinenbauindustrie vorwiegend auf die Er-
zeugung von Ausrüstungen für die A-Gruppe-Industrie eingestellt war. 
So waren z. B. im Jahre 1969 für die Investitionen in der Leicht- und 
Nahrungsmittelindustrie lediglich 9,1 6 / 0 der erzeugten Ausrüstungen 
bestimmt. Darin lag ein spezifischer Selbstentwicklungsprozeß, in dessen 
Rahmen die Produktion der A-Gruppe die Proportionen der Kapital-
anlagen im eigenen Bereich günstig beeinfiußte. Eine solche Ausrich-
tung des Maschinenbaus war jedoch lediglich zum Teil angestrebt. Sie 
hatte ihre Ursache in der technischen Unterentwicklung der Maschinen-
bauindustrie, die nicht imstande war, die Schwierigkeiten der Erzeu-
gung von modernen Ausrüstungen besonders für die Kunstfaser-, 
Textil- sowie viele Zweige der Nahrungsmittelindustrie zu überwinden. 
Und da sich die übrigen sozialistischen Staaten in einer ähnlichen Lage 
befanden, mußten die entsprechenden Ausrüstungen aus dem Westen 
importiert werden; oft fehlte es jedoch an den notwendigen Devisen. 

Im Rahmen der B-Gruppe-Industrien wurde besonders die Nahrungs-
mittelindustrie benachteiligt. Die Zuwachsraten in diesem Industrie-
zweig wiesen eine sinkende Tendenz auf, sie war noch stärker als in 
der Landwirtschaft. 

1. 

2. 

3. 

TabeUe 3 

Zuwachsraten der Produktion der Nahrungsmittelindustrie und 
der Landwirtschaft im Jahresdurchschnitt (0/0)63 

195~O 1961-65 1966-89 

Produktion der Nahrungsmittelindustrie .... 7,8 4,2 3,1 

Globalproduktion der Landwirtschaft ....... 3,7 2,8 1,7 

a) davon Viehzucht ........................ 3,9 2,3 2,2 

Warenproduktion der Landwirtschaft ....... 4,7 4,2 2,9 

a) davon Viehzucht •••••••••••••••• 0 ••••••• 6,2 2,8 2,9 

62 Quelle: J. Glowczyk, Proporeje, in: Zycie Gospodarcze Warschau, 26. Jg. 
(1971), H. 3, S. 3. 

63 Quelle: J. Glowczyk, Proporeje, in: Zycie Gospodarcze, Warschau, 26. Jg. 
(1971), H. 11, S. 4. 
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Gegenüber dem Anstieg der gesamten B-Gruppe-Industrie (Tabelle 2) 
lag der Anstieg der Nahrungsmittelindustrie (1) im Jahresdurchschnitt 
1956-60 um 0,3, 1961-65 2,3 und 1966-69 um 3,3 Punkte niedriger. 
Im Jahresdurchschnitt 1961-65 sank der Anstieg dieser Industrie 
gegenüber 1956-60 um 3,6 Punkte, wobei derjenige in der landwirt-
schaftlichen Warenproduktion (3) sich lediglich um 0,5 Punkte verrin-
gerte. Im Jahresdurchschnitt 1966-69 sank zwar die Zuwachsrate der 
landwirtschaftlichen Produktion gegenüber 1961-65 stärker als die der 
Nahrungsmittelindustrie (entsprechend 1,3 und 1,1 Punkte), jedoch wies 
dabei die Viehzucht (3 a) einen Anstieg der Zuwachsrate um 0,1 Punkte 
auf. Die Unterentwicklung der Nahrungmittelindustrie war die Folge 
unzureichender Investitionen in diesem Industriezweig, deren Anstieg 
weit hinter dem in der gesamten B-Gruppe-Industrie und auch in der 
Landwirtschaft zurückblieb. Die Nahrungsmittelindustrie konnte des-
wegen auch bei normaler Ernte die vorhandenen landwirtschaftlichen 
Rohstoffe nicht in ausreichendem Maße verarbeiten. 

All dies wirkte sich negativ auf das Angebot von Konsumgütern aus. 
Besonders infolge von unzureichender Viehzucht und beschränkten 
Kapazitäten in der Nahrungsmittelindustrie war die Belieferung des 
Marktes mit Fleisch und Fleischwaren unbefriedigend. Dazu trug zu-
sätzlich die sinkende Tendenz in der Einfuhr von Getreide und Vieh-
futter bei. 

4. Beschäftigung, Löhne und Preise 

Aufgrund der hohen Zuwachsrate der Bevölkerung - insbesondere in 
den ersten Nachkriegsjahren - und einer zunehmenden Tendenz beim 
übergang der Landbevölkerung in die Industrie sowie der Neigung der 
Frauen zur Berufstätigkeit, was das Arbeitsangebot sehr hoch. Zur 
Beschränkung der Arbeitnehmerzahl in den vergesellschafteten Betrie-
ben wurden deshalb administrative Maßnahmen eingesetzt. Dabei wur-
den jedoch die A-Gruppe-Industrien und das Bauwesen weitgehend 
bevorzugt. 

Der Anteil der A-Gruppe-Industrie und des Bauwesens (4) am ge-
samten Beschäftigtenanstieg (1) wuchs von 26 °/0 (1956-60) auf 38 0/0 
(1961-65) und auf 46 (l/o (1966-69), In der B-Gruppe-Industrie belief 
sich dagegen dieser Anteil entsprechend auf 14 0/0, 9 (l/o und 10010. Somit 
folgte die Beschäftigungspolitik dem Investitionsprogramm. 

Die Lohnentwicklung war dadurch gekennzeichnet, daß der Anstieg 
des gesamten Lohnfonds 1965 gegenüber 1960 um 41,7 Ofo und 1970 ge-
genüber 1965 um 43,8°/0) den der Durchschnittslöhne (entsprechend um 
19,6 °/0 und 22,1 U/o) übertraf8" was auf die hohe Zuwachsrate der Be-

G( QueUe: Rocznik statystyczny, Warschau, 1971, S. 109, 588. 
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Tabelle 4 

Anstieg der Beschäftigungszahl im vergesellschafteten Sektor 
im J ahresdurchsclmitt a) 

1955-60 1961-65 1966-69 
Tausend Anteil Tausend Anteil Tausend 
Arbeit- Arbeit- Arbeit-
nehmer nehmer nehmer 

Gesamt-
beschäftigung ... 112 100 250 100 313 

Industrie ....... 37 31 102 41 137 

wovon: 

a) A-Gruppe ... 20 17 81 32 105 

b) B-Gruppe· .. 17 14 21 9 32 

Bauwesen ...... 11 9 15 6 37 

A-Gruppe + Bau-
wesen (2. a + 3.) . 31 26 96 38 142 

Anteil 

100 

44 

34 

10 

12 

46 

a) enthält die Textil-, Bekleldungs-, Schuh-, Nahrungsmlttel- und polIgraphische 
Industrie. 

a) QueUe: J. Glowczyk, Proporeje, in: Zycie Gospodarcze, Warschau, 26. Jg. (1971), 
H. 11, S.4. 

schäftigtenzahl zurückzuführen war. Da dieser Zuwachs sowie der An-
stieg der Durchschnittslöhne in der A-Gruppe-Industrie und im Bau-
wesen viel höher war als in den übrigen Wirtschafts bereichen, muß 
auch eine Anpassung der Lohnpolitik an das Investitionsprogramm 
konstatiert werden. 

Dies hatte zur Folge, daß die Kaufkraft der Bevölkerung in gleichem 
Maße wie die Investitionen stieg (im Durchschnitt der Jahre 1961-70 
fiel auf jedes Prozent der Investitionszunahme fast 1 Ofo des Anstiegs 
dieser Kaufkraft). Da hierfür nicht die Zunahme der Durchschnittslöhne, 
sondern der Beschäftigtenzahl und somit des gesamten Lohnfonds ent-
scheidend war, blieb die ungünstige Konsumstruktur (hoher Verbrauch 
von Existenz- und niedriger von Wahlgütern) weitgehend erhalten. Die 
niedrigen und unzureichend differenzierten Lohnsätze wirkten sich 
negativ auf die Arbeitsproduktivität aus. 

Nach offizieller Statistik stiegen die Einzelhandelspreise 1960 um 
83,7 lJ/o, 1965 um 95,6 6 / 0 und 1969 um 106,6 Ofo gegenüber 1950. Ihr 
Anstieg belief sich im Jahresdurchschnitt 1956-60 auf 1,9 %, 1961-65 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-43167-0 | Generated on 2025-07-26 03:12:59



158 Bernhard Schwarz 

auf 1,2 °/0 und 1966-69 auf 1,501065• Ein weiterer, in der Statistik nicht 
erfaßter Preisanstieg ergab sich infolge von Änderungen in der Sorti-
mentsstruktur der angebotenen Waren. Der sich daraus ergebende An-
stieg der Durchschnittspreise wird für den Jahresdurchschnitt 1960-65 
auf 1,6010 und 1966-67 auf 3°1o geschätzt66• Er war nach 1967 in den 
folgenden Jahren noch höher67• Die Preise für Fleisch und Fleischwaren 
wurden 1953, 1959 und 1967 erhöht. Für diese Jahre ist besonders die 
Diskrepanz zwischen dem - sich stark auf die Kaufkraftsteigerung aus-
wirkenden - Anstieg von Investitionen einerseits und der Entwicklung 
der landwirtschaftlichen Produktion andererseits bezeichnend. Insbe-
sondere erfolgte die Preissteigerung: 

a) im Jahre 1963 bei einem hohen Anstieg der Investitionen (16 °/0) 
und zwei Jahre nach Senkung der landwirtschaftlichen Produktion, 

b) im Jahre 1959 beim höchsten in der damaligen Fünfjahrperiode 
Investitionsanstieg (17 °/0) und bei einer Senkung der landwirtschaft-
lichen Produktion um 0,9 °/0, 

c) im Jahre 1967 auch beim höchsten Investitionsanstieg (11 010) in der 
damaligen Fünfjahresperiode und bei einer Senkung der Zuwachs-
rate im Ackerbau um 2,4 sowie in der Viehzucht um 0,4 Punkte68 • 

Diese Preissteigerungen erwiesen sich jedoch als unzureichend, um 
für längere Zeit das Marktgleichgewicht abzusichern. 

5. Das Jahr der Preisreform 

Im Jahr 1970 erreichte der Anteil der Investitionen am Nationalein-
kommen mit 28,2 Ofo den Höhepunkt (1960 = 24,2 °/0, 1965 = 27,1 >(/0). 
Die Diskrepanz zwischen dem Anstieg der A-Gruppe (8,9 Ofo gegenüber 
dem Vorjahr und 56010 gegenüber 1965) und der B-Gruppe-Industrie 
(7,5 °/0 gegenüber dem Vorjahr und 37,6 Ofo gegenüber 1965) bestand 
weiterhin. Der Anstieg der Produktion der Nahrungsmittelindustrie 
(2,5 Ofo gegenüber dem Vorjahr und 15,7 Ofo gegenüber 1965) blieb hinter 
dem der gesamten B-Gruppe zurück. Die Versorgungsschwierigkeiten 
hatten ihre Ursache vor allem in der landwirtschaftlichen Produktion. 
Sie stieg zwar insgesamt gegenüber dem Mißerntejahr 1969 um 2,2 >0/0 

(gegenüber 1965 um 8,2 °/0), jedoch wurden lediglich 15,4 Mio Tonnen 
Getreide (Weizen, Roggen, Gerste, Hafer) geerntet, was 86,2 °/0 der 

65 Quelle: Rocznik statystyczny, Warschau, 1971, S.401. 
66 Quelle: Z. Zekonski: Zmiany w strukturze spozycia w latach 1960-68, in 

Gospodarka Planowa, Warschau, 24. Jg. (1969), H. 11, S.10. 
67 Vgl. J. Glowczyk: Proporcje, in: Zycie Gospodarcze, Warschau, 26. Jg. 

(1971), H. 11, S. 4. 
68 Vgl. fußnote 67. 
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Ernte von 1969 ausmachte. Auch die tierische Produktion sank um 
1,1 % gegenüber dem Vorjahr (Anstieg gegenüber 1965 um 9,5 %). Die 
Steigerungsrate der Beschäftigtenzahl in der vergesellschafteten Volks-
wirtschaft wurde durch administrative Maßnahmen auf 1,7 6/ 0 (sie betrug 
1968 3,4 Ofo und 1969 3,3 0/0) und dadurch auch die Zunahme des Ldhn-
fonds auf 5 Ofo (sie betrug 1968 8,6 Ofo und 1969 7,5 Ofo) gegenüber dem 
Vorjahr herabgesetztS9• Dies reichte jedoch nicht aus, um das Gleich-
gewicht am Konsumgütermarkt und besonders am Nahrungsmittel-
markt herbeizuführen. Unter solchen Umständen hatte man sich dann 
zur Durchführung der Preisreform vom 12. Dezember 1970 entschlossen. 

Die Ereignisse in Polen nach der Preisreform zwangen die Partei-
und Regierungsleitung zum Abtreten. Die neue Leistung beschränkte 
sich nicht allein auf die Rücknahme der Preiserhöhungen und Beibe-
haltung der Preissenkungen, sondern fühlte sich gleichzeitig veraniaßt, 
weitgehende Maßnahmen zur Erhöhung des Lebensstandards der Be-
völkerung (Steigerung der Mindestlöhne, Renten, Kinderzuschüsse usw.) 
einzuleiten. Insgesamt wurden diese Ereignisse zum Wendepunkt der 
polnischen Wirtschaftspolitik. Die Zielsetzungen des laufenden Fünf-
jahrplans 1971-75, der viel stärker als alle vorherigen konsumorien-
tiert ist, zeugen davon. Diese Ausrichtung der Pläne für die laufende 
FÜllfjahrperiode ist auch für alle übrigen osteuropäischen sozialistischen 
Staaten kennzeichnend. Das angestrebte Wachstumstempo soll dabei 
jedoch im Prinzip nicht verringert werden. Auch läßt sich in diesen 
Staaten - mit Ausnahme von Ungarn - keine entscheidende Wende 
in der Ausrichtung des Wirtschaftssystems feststellen. Ob unter diesen 
Umständen das angestrebte gleichgewichtige Wachstum erzielt werden 
wird, ist von vielen zur Zeit nicht vorhersehbaren Faktoren abhängig. 
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